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Anlage 41.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

> Das Staatsministerium legt den Entwurf eines Gesetzes
/ für den Landesteil Oldenburg , betreffend die Erhebung einer

/ Steuer vom bebauten Grundbesitz im Rechnungsjahre 1929,
/ mit dem Anträge vor:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf feine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den 9 . April 1929.

Staatsministerini » .
von Finckh.  Ilr . Willers.

Entwurf
eines Gesetzes für den Landcsteil Oldenburg , betreffend
die Erhebung einer Steuer vom bebauten Grundbesitz

im Rechnungsjahre 1929.

Das Staatsministerinm verkündet mit Zustimmung des
Landtages als Gesetz für den Landesteil Oldenburg was folgt:

Die Erhebung der Steuer vom bebauten Grundbesitz
erfolgt für das Rechnungsjahr 1929 auf Grund des Gesetzes
für den Landesteil Oldenburg , betreffend die Erhebung einer
Steuer vom bebauten Grundbesitz , in der Fassung der Be¬
kanntmachung des Staatsministeriums vom 25 . Mai 1927
(GBl . Bd . 45 S . 213 ) mit den sich ans Ziff . I und IV des
Gesetzes für den Landesteil Oldenburg vom 30 . Mai 1928,
betreffend die Abänderung des Gesetzes, betreffend die Erhe¬
bung einer Steuer vom bebauten Grundbesitz (GBl . Bd . 45
S . 763 ), ergebenden Abänderungen nach Maßgabe folgender
Bestimmungen:

I . In Ziffer IV des Abänderungsgesetzes vom 30 . Mai 1928
wird die Zahl „ 1927 " durch „ 1928 " ersetzt.

II . Eine Ermittlung der Friedensmicten (M 12 ff. des Ge¬
setzes vom 25 . Mai 1927 ) erfolgt nicht, soweit es sich nicht
nm Nachveranlagungen oder um die Berücksichtigung
von bis zum Beginn des Veranlagungszeitraumes 1929
eingetretenen Veränderungen im Bestände und in der
Benutzung der Gebäude handelt . Die im Veranlagungs¬
zeitraum 1928 der Berechnung der Steuer zugrunde
gelegten Friedensmieten gelten für den Veranlagungs¬
zeitraum 1929 als rechtskräftig ermittelte Friedensmicten.

III . Das Staatsministerinm wird ermächtigt , den Hundertsatz
der reinen Friedensmiete des Z 23 Abs. 1 Satz 1 und
Abs. 4 (Steilersatz ) so festzusetzen, daß die Steuer für



den Veranlagungszeitraum 1929 außer den Kosten
der Veranlagung und Hebung einen Reinertrag von
2 220 000 Mi erbringt.

Beririindimü.
Das Gesetz, betreffend die Abänderung des Gesetzes, be¬

treffend die Erhebung einer Steuer vom bebauten Grund¬
besitz, vom 30. Mai 1928 (GBl . Bd. 45 S . 703), trifft
Bestimmung über die Erhebung dieser Steuer im Rech¬
nungsjahr 1928. Im Rechnungsjahr 1929 soll die Steuer
ans derselben Grundlage gehoben werden mit der einzigen
Abweichung, daß die 1928 der Berechnung der Steuer zu¬
grunde gelegten Friedensmieten auch 1929 als rechtskräftig
ermittelte Friedensmieten gelten, soweit nicht Neuveranla¬
gungen bei Veränderungen im Bestände oder in der Be¬
nutzung der Gebäude oder Nachveranlagnngen notwendig
werden. Die Friedensmieten nach dem Stande vom
1. Juli 1914 sind zunächst 1926 und dann 1927 ermittelt,
1928 hat zwar eine Nenermittelung nicht stattgefnnden, es
war aber eine Nachprüfung im Rechtsmittelwege zugelassen.
Das Staatsministerium nimmt an, daß die Friedensmieten
nunmehr richtig ermittelt sind und auch den Steuerschuldnern
genügend Gelegenheit gegeben ist, etwa unrichtig befundene
Friedensmieten in: Recht'smittelverfahrennachprüfen zu las¬
sen. Zudem handelt es sich um Vorkriegswerte, die sich nicht
verändern können. Die dringend gebotene Sparsamkeit er¬
fordert, daß die Arbeit der stark belasteten Katasterämter
möglichst vermindert wird. Auch der nachfolgend dargelegte
Rückgang der Zahl der eingelegten Rechtsmittel spricht dafür,
daß die Friedensmieten richtig ermittelt sind.

Rechtsmittel: 1. Instanz 2. Instanz 3. Instanz
1926 2885 359 59
1927 1000 75 2
1928 325 26 steht noch

nicht fest.
Der Rechtsmittelweg gegen den Steuerbescheid bleibt unver¬
ändert.

Nach dem Voranschlag soll die Steuer einen Nettoertrag
von 2 220 000 ÄN erbringen. Um diesen Ertrag zu erzielen,
wird ein Steuersatz von 17 v. H. (im Vorjahre 16 v. H.)
erforderlich sein. 1927 ist das Soll des Voranschlags nicht
erreicht. Ob das Soll für 1928 erreicht lvird, erscheint zwei¬
felhaft. Die Ausfälle durch gesetzlich vorgesehene Anrechnun¬
gen, durch Erlaß und Ermäßigung sowie die Rückstände sind
stark gestiegen. Für 1929 muß noch mit einer weiteren
Steigerung der Ausfälle, besonders bei Anträgen auf Erlaß,
Ermäßigung und Stundung, gerechnet werden. Das Ein¬
gehen des Voranschlags-Sollbetrages muß aber unbedingt
gesichert sein.
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An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Tein Landtag läßt das Staatsministerinm hierneben c>en
/ Entwilrf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg zur

/ Änderung des Gesetzes vom 12 . Juli 1924 zur Allsführung
/ des Finauzansgleichsgesetzes nebst Begründung mit dem An¬

träge zngehen:
Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine ver¬

fassungsmäßige Zustimmung geben.

Oldenburg , den >2. April 1929.

Ltaatsininistrrinm.

v. F i n ckh. 1)r . Millers.

Gntivurf
eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg zur
Änderung des Gesetzes vvm 12 . Juli 1924 zur

Ausführung des Finatizausglcichsgesetzes.

Das Staatsministerinm verkündet mit Zustimmung des
Landtags als Gesetz für den Freistaat Oldenburg , was folgt:

Artikel  I.

Das Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 12 . Juli
1924 zur Ausführung des Gesetzes über den Finanzausgleich
zivischeu Reich , Ländern und Gemeinden (Finanzausgleichs¬
gesetz) in der Fassung der Bekanntmachung des Staatsmini¬
steriums vom l . stnni 1929 . und des Gesetzes vom 24 . No¬
vember 192tl wird , wie folgt , geändert:

Ter H d, erhält folgende Fassung:
Die Gemeinden sind berechtigt,- Zuschläge zur Grund¬

steuer bis zum Dreifachen und zur Gebändesteuer bis zum
Einfachen des Gruudbetrages der staatlich veranlagten Steuer
des Rechnungsjahres zu erheben.

-2
Zu 8 7, Zeile 2 , werden die Worte „der staatlichen

Steuer " ersetzt durch die Worte : „des Grundbetrages der
staatlichen Steuer " .

Zu F 10 Absatz 2 wird Zeile 7 gestrichen und ersetzt durch
folgende Worte:

1



„spätestens vier Wochen nach Inkrafttreten des für das
Rechnungsjahr geltenden Ausführungsgesetzes zum Finanz¬
ausgleichsgesetz " .

4.

Der 10a wird gestrichen.

5.
An die Stelle des bisherigen 10a wird folgender H 10a

neu eingeschoben:
Tic Gemeinden sind verpflichtet , den in ihrem Gc-

meindebezirk befindlichen Ortsgcnossenschaften einen Teil deH
örtlichen Aufkoinmcns an Gemeindesteuern ans den Orts¬
genossenschaftsbezirken als Zuschuß zu gewähren , soweit die
Gemeinden unter Berücksichtigung ihrer eigenen notwendigen
Ausgaben hierzu in der Lage sind und die Ortsgenossenschaften
eines Zuschusses zur Deckung ihrer notwendigen Ausgaben
bedürfen . Kommt eine Einigung nicht zustande , so entscheidet
die Aufsichtsbehörde nach billigem Ermessen.

0.
In der 2 . Zeile des 11 wird statt lO und Z 10a"

gesetzt „und tz 10 " .
7.

In tz 15 , drittletzte Zeile , wird hinter „beteiligen " ein
Strichpunkt gesetzt und folgender Satz nacbgefügt:

„Die Stadtgemeinden werden mit dem Doppelten ihrer
Einwohnerzahl angesetzt."

8-
In ß 16 Absatz 2 wird das letzte Wort „ unverändert"

ersetzt durch das Wort „unberührt " .

9.

Der Z 17 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
Die Vorschriften der bestehenden Gesetzgebung über die

Umlegung von Steuern durch Gemeindeverbände über Ge¬
meinden bleiben unberührt mit der Maßgabe , daß an Stelle
der oldenbnrgischen staatlichen Einkommensteuer eilt Drittel
der auf die betreffende Gemeinde nach dem Rechnungsanteil
gemäß den Bestimmungen des Reichsfinanzausgleichsgesetzes
entfallenden Reichseinkommen - und Körperschaftssteuer
(Landes - und Gemeindeauteile ) tritt , und daß auch ohne das
Vorliegen besonderer Gründe mit Genehmigung des Mini¬
steriums des Innern (der Regierung ) ein besonderer Ver¬
teilungsmaßstab beschlossen werden kann . Im Landesteil
Oldenburg ist für die Umlagen der Amtsverbände das Drittel
des Landes - und Gemeindeanteils an der Einkommen - und
Körperschaftssteuer einer Gemeinde mindestens mit dem
IX -fachen des Betrages ihrer einfachen staatlichen Grund - und
Gebäudesteuer anznsetzen.

lO.

Die ßß 20 und 20 u werden ersebt durch die nachfolgen¬
den §§ 20 , 20n , 20b , 20o und 20<1. '

8 20.
1. Zti deit Ausgaben für das Diensteinkommen der

Volksschullehrer lind der Lehrer an Volksschulerweiterungs¬
klassen und für an nicht vollbeschäftigte technische Lehrpersonen
zu zahlende Vergütungen werden allen Gemeinden , in den
diese Ausgaben 85 vom Hundert des der Gemeinde zufließen¬
den Anteils an der Reichseinkommen - und Körperschafts¬
steuer übersteigen , zur Deckung des überschießenden Betrages
aus der Landeskasse Beihilfen gewährt . Ausgaben für Schulen
oder Klassen , die nicht von der oberen Schulbehörde ge-
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nehmigt »der nachträglich als notwendig anerkannt sind,
bleiben unberücksichtigt -, außerordentliche Bewilligungen seitens
einer Gemeinde kommen nur insoweit in Betracht , als sie vom
Ministerium der Kirchen und Schulen genehmigt sind.

Die genannten Beihilfen an die Gemeinden dürfen die
im Haushalt der Landeskassen znr Verfügung gestellten
Summen nicht überschreiten und sind verhältnismäßig zu
kürzen.

2 . In die Haushalte der Landeskassen sind zum Lasten¬
ausgleich bezüglich der Kosten für die höheren Schulen , hö¬
heren Bürger -, höheren Mädchen - und Mittelschulen der Ge¬
meinden und der Volksschnlhausbanten sowie der Berufs - ,
Handels - und höheren Handelsschulen , der landwirtschaftlichen
Schulen , der Wanderhanshaltnngsschulen der Gemeinden und
Gemeindeverbände , der höheren Privatlehranstalten sowie
der Privaten Volksschulen Beträge einzustellen , die nach den
dafür ansznstellenden Grundsätzen zu ermitteln sind.

8 20a.
1. Zum weiteren Lastenansgleich wird aus den Be¬

trägen , die den Gemeinden aus einem Gesamtlandesteil an
der Reichseinkommen -, Körperschafts - und Umsatzsteuer über
2,4 Milliarden Reichsmark hinaus gemäß A 1 ff. dieses Ge¬
setzes zufließen würden , ein Ansgleichsstock gebildet . Die für
das Rechnungsjahr 1028 erlassenen Bestimmungen über die
Verteilung eines etwaigen Restes des Ausgleichsstocks werden
mit rückwirkender Kraft aufgehoben ; die für die Zwecke des
Ausgleichsstocks 1028 nicht verbrauchten Beträge fließen in
den Ausgleichsstock für das Rechnungsjahr 1.020.

2. Ans dein Ansgleichsstock sind zu decken:
I . für persönliche Bolksschullasten (8 20 Abs. 1)

a ) die Ausgaben der Gemeinden , die 85 A ihres Anteils
an der Reichseinkommen - und Körperschaftssteuer
übersteigen und durch Staatszuschuß nicht gedeckt sind.
Im Landesteil Birkenfeld werden diese Zuwendungen
mn 50 A der staatlichen Grundsteuer gekürzt;

I») diejenigen Betrüge , die die Gemeinden an Staats¬
zuschuß und nach a) 1020 weniger erhalten würden , als
sie 1028 an Staatsznschuß »nd aus dem Ausgleichs¬
stock erhalten haben , im Landesteil Oldenburg bis zu
einem Gesamtbeträge von 000 000 Mi.

>0 die Hälfte des durch Zusammenlegung von Klassen
oder dergleichen in einer Gemeinde ersparten Staats-
zuschnsses.

II.  Für die höheren Schulen , höheren Bürger -, höheren
Mädchen - und Mittelschulen der Gemeinden , die Berufs¬
schulen , die Handels - und höheren Handelsschulen , die
landwirtschaftlichen Schulen , die Wanderhaushaltnngs-
schnlen der Gemeinden und Gemeindeverbände und die
höheren Privatlehranstalten dieselben Beträge , die sie im
Rechnungsjahre 1028 aus dem Ausgleichsstock erhalten
haben . Die privaten Volksschulen erhalten diejenigen Be¬
träge , die sie im Rechnungsjahre 1928 erhalten haben
würden , wenn sie an dein Ansgleichsstock beteiligt worden
wären.

Das Skatsministerium hat durch Abbau oder Neu-
einstellnng von Lehrkräften hervorgernfene Veränderun¬
gen unter entsprechender Anwendung der für 1928 maß¬
gebenden Bestimmungen bei der Bemessung der Beteili¬
gung zu berücksichtigen.

8 20b.
Ans dem Ausgleichsstock können nach den. vom Staats¬

ministerium anfzustellenden , dem Landtage mitzuteilenden
Grundsätzen an Gemeinden , die nach diesen Grundsätzen als
notleidend anznsehen sind , zinslose Darlehen gewährt werden

1*
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unter der Voraussetzung, das; die Gemeinden mit Genehmi¬
gung des Staatsministeriums
1. Zuschläge zur staatlichen Grund-, Gebäude- und Gewerbe¬

steuer und zur staatlichen Steuer vom bebauten Grundbesitz
oder zu einer oder mehreren dieser Stenern über die in den
88 " , 7 und 10 dieses Gesetzes bestimmten Höchstgrenzen
hinaus,

2. nach 8 10 Absatz1 dieses Gesetzes Statuten, die etwa die
Hälfte des Ertrages der in Ziffer 1 vorgesehenen Zuschläge
erbringen sollen,

beschließen.
Die Gemcindeanfsichtsbehörden sind bei der Ausübung

ihres Anfsichtsrechts unter anderm auch befugt, die im vor¬
stehenden Absatz unter Ziffer l und 2 vorgesehene Beschluß¬
fassung der Gemeinden durch eine mit Genehmigung detz
Staatsministerinms zu erlassende Anordnung zu ersetzen.

8 20e.
Fm Landesteil Oldenburg erhalten die Bezirksfürsvrge-

verbände für jeden von ihnen in der Heil- und Pflegeanstalt
Wehnen nntergebrachten Kranken und für jeden Verpfle-
gnngstag aus dem Ausgleichsstock einen Zuschuß von 0,50.M.

8 200.
Reicht der Ausgleichsstvck nicht ans, so ist er ans dein

Gemeindeantcil an der Reichseinkommen-xund Körperschafts-
stener zu verstärken. Über einen etwaigen Rest ist im Ans-
führnngsgefetz zum Finanzausgleichsgesetzfür das Rechnungs¬
jahr 1930 Verfügung zu treffen.

Artikel  ll.
Die Gültigkeitsdauer des Gesetzes für den Freistaat

Oldenburg vom 12. Juli 1924 zur Ausführung des Ge¬
setzes über den Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und
Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz) in der Fassung der Be¬
kanntmachung des Staatsministerinms vom 1. Juni 1928 und
des Gesetzes vom 24. November 1928 wird mit den ans Ar¬
tikel I sich ergebenden Änderungen bis zum 1. April 1930
verlängert.

Artikel  lll.
Das Staatsministerinm wird ermächtigt, den Text des

Gesetzes, wie er sich ans den Artikeln I und II ergibt, als
Gesetz zur Ausführung des Gesetzes über den Finanzausgleich
zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Finanzausglcichs-
gesetz) zu veröffentlichen.

Beiiriittdmlg.
i.

In den Rechnungsjahren 1927 und 1928 war das
Finanzansgleichsgesetz in der Fassung des Gesetzes vom
9. April 1927 (Reichsgesetzbl. I S . 91) die reichsrechtliche
Grundlage für den Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern
und Gemeinden. Der jetzt von der Reichsregicrung vorgelegte
Gesetzentwurf bezeichnet sich wieder als ein Gesetz zur Über-
gangsrcgelnng des Finanzausgleichs, und gibt schon dadurch
zu erkennen, daß der endgültige Finanzausgleich zwar als
Ziel im Auge behalten, vorläufig aber als nicht durchführbar
angesehen wird. Die Reichsregicrung sieht die unerläßliche Be¬
dingung für eine Dauerregelung, Stetigkeit in der welt- und
volkswirtschaftlichen Entwicklung, ein gewisses Maß von
Rechtsgleichheit in dein Aufban der Verwaltung und der Ver¬
teilung der Aufgaben und Ausgaben und Einnahmen unter
Reich, Ländern und Gemeinden noch nicht für gegeben an.



Das Zuschlagsrecht zur Einkommensteuer , Ovu dem nament¬
lich die Gemeinden größere Bewegungsfreiheit und eine ge¬
rechtere Aufbringung ihrer Lasten erhofften , ist auch jetzt nicht
vorgesehen ; in der Begründung des Entwurfs wird auf die
rechtlichen und technischen Schwierigkeiten und auf das Fehlen
der statistischen Unterlagen erneut hingcwiesen und weiter
geltend gemacht , daß die in Vorbereitung befindliche Reichs¬
rahmengesetzgebung für die Realstencrn die Voraussetzung
für die Regelung des Verhältnisses der Personalsteuern
schaffe und ihre Durchführung als die dringlichere Aufgabe
erscheine. Schließlich wird der Gesichtspunkt hervorgehoben,
daß bei der andauernden Notlage der Landwirtschaft das
Znschlagsrecht einem großen Teile der Gemeinden nicht nur
nicht helfen , sondern sie schädigen würde , weil eine Verwei¬
sung einer leistungsunfähigen Gemeinde auf das Zuschlags¬
recht der Landesgesetzgebung die Möglichkeit nehme oder ein¬
schränke, die Steuerlast leistungsfähiger Gemeinden ans dem
Gebiete der Einkommenstencr zum Ausgleich in Anspruch
zu nehmen . Bei dieser Lage ist mit einer grundlegenden
Änderung der Beteiligung von Land und Gemeinden an den
Personalsteuern augenblicklich nicht zu rechnen . Für diese Be¬
teiligung hatte das Reich in den Rechnungsjahren 1927 und
1928 die Gewähr übernommen , daß die Gesamtanteile der
Länder an der Einkommen -, Körperschafts - und Umsatz¬
steuer sich auf mindestens 2 900 Mill . .7?)i belaufen würden,
und die fehlenden Betrüge ans Mitteln des Reichshaushalts
zur Verfügung gestellt . Die Gewähr ist nicht in Anspruch
genommen , weil das Aufkommen den garantierten Betrag
überstieg . Der zur Zeit dem Reichsrat vorliegende Gesetzent¬
wurf will die Garantie beseitigen . Tie Schwierigkeiten des
Ausgleichs des Reichshaushalts haben die Reichsregiernng
ferner veranlaßt , von deni Mehraufkommen 120 Mill.
für diesen Ausgleich in Anspruch zu nehmen . Der Entwurf
bringt somit eine weitere Verschlechterung der finanziellen
Stellung der Länder zum Reich . Inwieweit diese Vorschläge
Gesetz werden , ist znr Zeit noch nicht zu übersehen.

II.

Aus der in den Gruudzügen unveränderten Reichsgesetz-
gebuug ergibt sich daher kein Anlaß , das System des olden-
burgischeu Finanz - und Lastcnausgleichs zu ändern . Der bis¬
herige Finanzausgleich hat nicht alle Beteiligten zufrieden¬
gestellt , weder seine formale Ausgestaltung noch seine Wir¬
kung . Das oldeuburgische Anssührungsgesetz teilt dieses
Schicksal mit dem fast aller Länder . Ans der Tatsache , daß
die Wirkungen des Krieges , der Inflation und anderer Nach-
krieascrcignisse noch lange nicht überwunden sind , ergibt sich
eine Verarmung des Volkes , die zur Folge haben muß , daß
alle drei Steuergläubiger , Reich , Länder und Gemeinden,
für die vielfach noch gesteigerten Ausgaben nur schwer ver¬
sorgt werden können . Eine einheitliche Formel für eine all¬
seitig und dauernd gerecht wirkende Verteilung der Einnah¬
men und Lasten gibt es nicht ; die Verhältnisse sind in den
Ländern und Gemeinden zu verschieden und zu wechselnd, um
auch nur für ein Jahr genügend berücksichtigt werden zu
können . An einen Finanzausgleich kann deshalb nur die
Mindestforderung gestellt werden , daß er den Beteiligten,
Reich , Ländern und Gemeinden , für ihre lebensnotwendigen
Bedürfnisse entsprechende Einnahinen sichert. Auf dieses
Existenzminimum können mit Recht die Gemeinden wie das
Land Anspruch erheben , ohne daß einem von ihnen ein
Vorrang zukämc . Aufgaben , Reichsstenern , Steuermöglich¬
keiten müssen so verteilt sein, daß dieses Mindesterfordernis
erfüllt wird ; kann ein Teil seine Pflichtanfgaben nicht er¬
füllen , muß das leistungskräftige Mitglied der Notgemein¬
schaft für das schwächere eintreteu.

Das Verhältnis des Landes zu den Gemeinden in der
Beteiligung an den Überweisuugssteuern und den landes-
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rechtlichen Steilermöglichkeiten ist seit Jahren unverändert
geblieben. Von der überwiesenen Einkommen- nnd Körper-
schaftsstener behält das Land von der Umsatzsteuer
von der Grnnderwerbsstencrdie Hälfte, an der Hälfte der
Kraftfahrzeugsteller sind die Gemeinden nach der Länge ihrer
Durchgangsstraßen zur Länge der Staatsstraße beteiligt.
Bon der Grundsteuer hat der Staat im letzten Rechnungs¬
jahre 168 Al, von der Gebäudesteuer 131,25 von der
Gewerbesteller 111 erhoben; die Hanszinsstencr bean¬
sprucht er zur Hälfte; die Wegesteiler überläßt er den Ge¬
meinden und Gemeindeverbänden. Die kleineren Steuern
können außer Betracht bleiben. Auf dieser Grundlage hat
der Staat seine Beihilfen, die er unmittelbar nnd mittelbar
den Gemeinden leistet, bemessen. Die Anspannung des staat¬
licheil Haushalts wird, wenn der Staat auch keinen Vorzug
vor den Gemeinden beansprucht, eine Besserstellung der Ge¬
meinden gegenüber dem Staate als unmöglich erscheinen
lassen, ohne daß dem Staate gleichzeitig neue Steuerquellen
erschlossen werden.

Dann käme es darauf an, ob die Gemeinden nnd Ge¬
meindeverbände untereinander an den Lasten und Ein¬
nahmen gerecht beteiligt worden sind. Organisatorische Ver¬
änderungen mit Änderung der Aufgabenverteilnng stehen
augenblicklich nicht in Frage, so daß nur die ausreichende,
den Lasten entsprechende finanzielle  Versorgung in
Betracht gezogen zu werden braucht. Überweisungssteuern
nnd Stenermöglichkeiten sind grundsätzlich unter die Gemein¬
den nach dem Aufkommen verteilt. Der Ansgleichsgedanke
ist dabei also nicht verwirklicht, wenn es auch beabsichtigt
sein mag, den vermuteten Bedarf der Gemeinden durch diese
Verteilung der Steuern nnd Stenermöglichkeiten zu decken.
Wird diese Absicht nicht erreicht und gehen Bedarf nnd Auf¬
kommen in den Gemeinden auseinander, muß die Vertei¬
lung geändert werden, wenn der Finanzausgleich seine Auf¬
gaben, den Schwächeren auf Kosten des Stärkeren zu stützen,
erfülleil soll. An Stelle des Aufkommens als Verteilungs¬
maßstab einen gerechten, alle Gemeinden berücksichtigenden
allgemeinen Verteilungsschlüssel zu finden, ist sehr schwierig.
Hier ist daher ein anderer, in kleinen Ländern möglicher
Weg gewählt nnd ans den Stenerüberweisnngenein Ans-
gleichsstock gebildet. Auch dieser Ausgleichsstock bedeutet eine
Änderung des Verteilungsschlüssels für den Gemeindcantcil
zugunsten des Ausgleichgedankens, ermöglicht es aber, alle
einzelnen Gemeinden nach ihrem speziellen Bedarf zu berück¬
sichtigen. Eine andere Möglichkeit böte eine Verstärkung der
allsgleichenden Funktion des Staates , sei es, daß er Aufgaben
der unteren Verbände übernähme oder seine Beihilfen erhöhe
oder anders verteile. Der Staat wäre dann aber genötigt,
eine finanzielle Mehrbelastung wieder einzuholen, nnd müßte
ans die jetzigen Einnahmen der Gemeinden znrückgreifen oder
neue Steuern erheben, um die dem Ausgleich dienenden Be¬
träge zli erhalten. Ein Vorteil gegenüber der bisherigen
Regelung wäre damit nicht erzielt, da es im Ergebnis gleich¬
gültig ist, ob der Staat einen Teil der jetzigen Gemeinde¬
steuern als Ausgleichsstock mit seinen jetzigen Einnahmen
vereinigt, oder diesen Ansgleichsstock gewissermaßen als
Treuhänder für die Gemeinden verwaltet.

111.
Um festznstellen, ob auf dieser Grundlage allen Ge¬

meinden der bisherige Finanzausgleich eine den heutigen
Notverhältnissen angepaßte Verwaltung ermöglicht und die
Einnahmeverteilnng dem Bedarf entsprochen hat, ist von den
Ämtern die Verwaltung sämtlicher,, ihrer Aussicht unter¬
stehenden Gemeinden an der Hand der Voranschläge einer
Prüfung unterzogen und zu ermitteln versucht worden, wie

, das laufende Rechnungsjahr voraussichtlich abschließen würde.
fAns den Berichten der Ämter geht hervor, daß die Land-



gemeinden durchweg bei sparsamer Wirtschaftsführung ihren
Voranschlag im Gleichgewicht halten können , sich aber in
keinem Falle ein bedrohlicher Fehlbetrag ergeben wird . Ein
Teil der kleineren Städte ist nach den letzten Landtagsver-
handlnngen bekanntlich in einer Notlage . Bei den größeren
Städten ist es schwieriger , einen Überblick zu gewinnen als
bei der einfachen Verwaltung der kleineren Gemeinden . Ver¬
gleiche zwischen Stadt und Land , die für den Finanzausgleich
verwertbar sind , lassen sich nur ziehen auf dem Gebiete der
zwangsläufigen , auf gleicher gesetzlicher Grundlage beruhen¬
den Aufgaben . Wenn von der städtischen Bevölkerung in
mancherlei Hinsicht an ihre Verwaltung höhere Ansprüche
gestellt werden als von der ländlichen an ihre Gemeinde,
so müssen diese städtischen Bedürfnisse auch durch besondere
städtische Einnahmen gedeckt werden und für die Frage eines
Ausgleichs zwischen Stadt und Land wenigstens für die Be¬
teiligung au den Rcichssteuern ausscheiden . Die Deckung des
Existenzminimums in allen Gemeinden ist die vordringliche
Aufgabe des Finanzausgleichs . Daher ist nur zu fragen , ob
auf dem Gebiete der großen , den Stadt - und Landgemeinden
gemeinsamen Pflichtaufgaben , dem Volksschul - und Fürsorge-
Wesen, ein gerechter Ausgleich bestanden hat . Die Belastung
durch die Volksschullehrergehälter find der Einwirkung durch
die Gemeinden entzogen , das Fürsorgewesen hat in allen
Gemeinden dieselbe gesetzliche Grundlage ; die Handhabung
kann allerdings noch verschieden sein und,gewisse Unterschiede
begründen . Um Vergleiche zu ermöglichen , sind die Aus¬
gaben der einzelnen Gemeinden für die Volksschullehrerbe-
soldungcu im Rechnungsjahre 1928 ziffernmäßig zu bestim¬
men , die Staatszuschüsse und die Zuschüsse aus dem soge¬
nannten Ausgleichsstocke vorher abzuziehen . Hinsichtlich des
Zuschußbedarfes der Gemeinden auf dem Gebiete der Für¬
sorge stehen nur die Aufwendungen ans 1927 nach der
Reichsfürsorgestatistik fest. Soll festgestellt werden , ob diese
gesamten Aufwendungen zur Leistungsfähigkeit der Gemein¬
den im richtigen Verhältnis stehen , so sind diese mit ihren
Empfängen aus der Einkommen - und Körperschaftsstener zu
vergleichen . Das Einkommen mnß letzten Endes anch die
Mealsteuern tragen , verringertes Einkommen erschwert ihre
Aufbringung und zwingt zum Angriff auf die „Substanz"
oder zur privaten Verschuldung . Die Realsteuern müssen
zur Deckung des sonstigen Gemeindebedarfs dienen und des¬
halb beweglicher sein . Mit dem Gemeindeanteil au der Ein¬
kommensteuer und Körperschaftsstener verglichen , beträgt der
Prozentsatz , der von der Einkommen - und Körperschafts¬
steuer zur Deckung des persönlichen Volksschulbedarfs und
des Fürsorgebedarfs aufznwenden ist, in

der Stadt Oldenburg 85,4
„ „ Varel 80,2
„ „ Fever. 122,3 l-rl
„ „ Rüstringeu 162,7
„ „ Brake 109,3
„ „ Delmenhorst 68 H
„ „ Vechta 114
„ „ Cloppenburg 98,4
„ Gemeinde Ohmstede 143,3
„ „ Apen 103,1 ^
„ Landgemeinde Varel 165,9 ^
„ Gemeinde Schortens 159,8
„ „ Wangerooge 28,8 ^
„ „ Blexen 126,3 ^
„ , , Hammelwarden 170,2
„ „ Berne 106,1
„ „ Hasbergen 120,1 ^
,, „ Hnntlosen 104,8
„ „ Dinklage 136,9
„ „ Löningen 141,6
„ „ Scharrel 99,9



Daraus dürfte hervorgehen , daß im Durchschnitt auch
die Landgemeinden diese Lasten nicht mehr ans den Personal¬
steuern decken können , sondern ans die Realstenern zurück-
greisen müssen , daß dagegen die größeren Städte trotz ihres
absoluten hohen Bedarfs nicht unerhebliche Teile ihrer Ein¬
kommensteuer freibehalten . In der Stadt Rüstringen sind
dabei die besonderen durch die Reichswerft gegebenen Ver¬
hältnisse zu berücksichtigen. Auch bei den Landgemeinden ist
der Betrag , den sie an ihren Amtsverband im Wege der
Umlage an Fürsorgeleistnngen zu zahlen haben , noch nicht
mit eingesetzt. Der Emkommensteneranteil der Gemeinden
ist noch nach dem VII . Verteilungsschlüssel berechnet . Jeden¬
falls ist eine Behauptung , die Landgemeinden seien beim
Finanzausgleich im Verhältnis zu ihrer Leistungsfähigkeit
zu gering , die Städte zu stark belastet , danach nicht zu¬
treffend.

IV.

Nach diesem Ergebnisse ist die bisherige Lösung als
möglich anznsehen und deshalb im Entwurf trotz der Un¬
übersichtlichkeit , die ihre Durchführung mit sich bringt , grund¬
sätzlich beibehalten worden , d. h. die Überweisnngssteuern
werden wie bisher verteilt nud Ungleichheiten durch den
diesen Überweisnngssteuern entnommenen Ausgleichsstock und
die Staatsznschüsse ausgeglichen . Auch jetzt kann es sich, so¬
lange das Reich nur eine „Übergangsregelung " trifft , nnr
um ein „verlängertes Provisorinm " handeln ; erst ein end¬
gültiger Reichssinanzausgleich , vielleicht die in Vorbereitung
befindlichen Steuervereinheitlichkeitsgesetze , geben einen dring¬
licheren Anlaß , neue Wege zu betreten.

Der Ausgleichsstock diente ursprünglich nnr dazu , den
Gemeinben 15 ^ ihrer Einkommen - und Körperschaftsstener
unbelastet durch ihre Ausgaben für Bolksschullehrerbesoldnn-
gen zu garantieren . Im Zusammenhang mit den Besol-
dnngserhöhnngen des letzten Jahres übernahm er die von
den Gemeinden zu zahlenden Mehrbcsoldnngen auf dem ge¬
samten Schulgebiete und trug ferner den Ausfall , der ihnen
die anderweitige Bemessung des Staatsznschusses zu den
höheren Gemeindeschulen einbrachte . Die Verhandlungen
über die Beseitigung der Notlage in einigen Stadtgemeinden
führten im Sommer v. I . dazu , ihn anch zu Darlehn zu¬
gunsten dieser Städte in Anspruch zu nehmen . Wenn , wie
bisher , bei der Beteiligung der Gemeinden an den Uberwci-
snngsstenern der Ansgleichsgedanke nicht genügend zur Gel¬
tung kommt und die Gemeinden zur Deckung ihrer lebens¬
nötigen Bedürfnisse mit annähernd gleichen Einnahmen
sollen rechnen dürfen , muß anch annähernd der Ansgleichs-
stvck die gleichen Aufgaben behalten . Ans diese Weise wird
den individuellen Bedürfnissen der Gemeinden besser Rech¬
nung getragen als durch die Aufstellung eines allgemeinen,
für alle Gemeinden doch nicht passenden Verteilungsschlüssels
für die Stenern.

Von den Volksschullehrerbesoldnngen trug der Ans-
gleichsstock 1928:

1. die Aufwendungen der Gemeinde für alte Lehrerbe-
soldnngen , die 15 ^ ihres Anteils an der Einkom¬
men - und Körperschaftssteuer überstiegen,

2 . die Mehrbesoldnngen,
8 . die Hälfte der in einer Gemeinde durch Zusammen¬

legung von Klassen und dcrgl . ersparten Staats¬
zuschüsse.

Die Mehrbesoldnngen sind ans den Ansgleichsstock über¬
nommen , um den Nachweis zu erbringen , daß für die Be¬
soldungserhöhung eine Deckung vorhanden war . Im zweiten
Jahre nach der Besoldungserhöhung ist es so gut wie un¬
möglich , die Erhöhung der Besoldung der Volksschnllehrer
gegenüber der alten Besoldungsordnung noch festzustellen.
Der Entwurf vermeidet es daher , wieder von den Mehr-
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besoldnngen auszugehen, sucht aber andererseits den Gemein¬
den möglichst dieselben Beträge wie 1928 zuznwenden. Wenn
sie ihre Aufwendungen für Bolksschullehrerbesoldnugen, die
15 26 ihres Anteils an der Einkommen- nnd Körperschafts-
srener übersteigen, ersetzt erhalten, wird dieses Ziel schon in
vielen Gemeinden erreicht; einige Gemeinden, namentlich
städtische, erleiden einen Ausfall, der durch die Bestimmun¬
gen unter Ziffer 2 Ib größtenteils wieder ausgeglichen wird.

Für die übrigen Schulen werden ebenfalls die gleichen
Zuschüsse aus dem Ausgleichsstock, die die Gemeinden oder
Schulen 1928 erhalten haben, für l 929 festgelegt. Die Pri¬
vaten Volksschulen, die 1928 übergangen worden waren,
werden jetzt beteiligt, Veränderungen infolge Abbaus oder
Neueinstellnng von Lehrkräften sollen indessen bei Bemessung
der Beteiligung berücksichtigt werden.

In dem Entwürfe des Ansführungsgesetzes zum
Finanzansgleichsgesetze war vorgeschlagen, daß den Amts¬
verbänden für jeden Verpflegungstag und jeden Kranken ein
Zuschuß vou 0,50 .'-?)/ aus dem Ausgleichsstock bezahlt werden
solle. Die Verbilligung sollte fiir die Amtsverbände einen
Anreiz bilden, die Kranken in Wehnen nnterzubringen; die
Fnansprnchnahme des Ansgleichsstockswurde damit gerecht¬
fertigt, daß die Anstalt allen Gemeinden und Amtsverhänden
zur Verfügung stehe nnd die Berechnung des Zuschusses dem
sozialen Ausgleich unter den Amtsverbänden nnd Gemeinden
diene. Der Landtag hat den Vorschlag abgelehnt mit der im
Ausschnßbericht gegebenen Begründung, daß es nicht Sache
des Finanzausgleichs, sondern der Anstalt in Wehnen sei,
ihre Aufnahmebedingungen entsprechend zu gestalten. Die
Anstalt, die durch ihren Doppelcharakterals Heil- nnd
Pflegeanstalt belastet ist, ist außerstande, eine Verbilligung
des Verpflegungssatzes selbst zu tragen. Fnfolgedessen sind
bereits Amtsverbände (Bezirksfürsorgeverbände) dazu über¬
gegangen, Pflegekranke von der Anstalt in Wehnen in aus¬
wärtige Pflegeanstalten, in denen die Verpflegungssätze
niedriger sind, zu verlegen; es steht zu befürchten, daß andere
trotz der Härte, die die Entfernung der Kranken von ihrer
Heimat und ihren Angehörigen bedeutet, der Ersparnisse
wegen folgen werden- Die unschwer unterzubringenden
Leichterkrankten werden dann zuerst verlegt, die einer ärzt¬
lichen Behandlung und teurer Pflege Bedürftigen zunächst
in Wehnen belassen. Die ans diese Weise gefährdete Er¬
haltung der Anstalt liegt im Interesse der Allgemeinheit so¬
wohl wie der Gesamtheit der Amtsverbände und Gemeinden,
die auch Träger der Anstalt sein würden, wenn sie zu einem
Landesfürsorgeverband zusammengefaßt wären. Die Staats-
regicrnng sieht sich daher genötigt, auf den vorjährigen Vor¬
schlag zurückznkommen. Der Bedarf ist auf etwa 60 000 M?
geschätzt.

V.
Nach seinen Ausgaben wird der Ausgleichsstock

schätzungsweise2 600 000 .7?)/ stark sein müssen.
Für die Bildung des Ausgleichsstocksbehält der Ent¬

wurf zunächst das bisherige Verfahren bei. Als er 1927
eingerichtet wurde, wurde davon ausgegangen, daß in den
Gemeinden nicht damit gerechnet war, daß sie 1927 an
den Stenerüberweisnngenvom Reich an mehr als einem
garantierten Gesamtanskommen an Einkommen-, Körper-
fchafts- und Umsatzsteuer von 2,4 Milliarden lM/ beteiligt
würden und deshalb angenommen, daß ihr Anteil an einem
höheren Aufkommen zum Ausgleich unter ihnen verwendet
werden dürfe, ohne ihren Voranschlag zu beeinträchtigen.
Bei dieser 1927 und 1928 geltenden Regelung, insbesondere
der Mitheranziehnng der Umsatzsteuer zur Bildung des
Ausgleichsstocks wird es auch 1929 verbleiben müssen. Ob
reichsrechtliche Änderungen Ersatzvorscbläge nötig machen
werden, steht in diesem Falle, wie überhaupt, allerdings
dahin.

Anlagen. Z. Landtag des Freistaats Oldenburg. 3. Versammlung. 2
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Da 1028 die Mehrüberweisungen des Reichs an Ein¬
kommen - und Körperschaftssteuer das veranschlagte Maß
nicht unerheblich überschritten , wird in dem Ansgleichsstock
ein Rest verbleiben , der nach den Bestimmungen des gelten¬
den Ansführungsgesetz an die Gemeinden verteilt werden
müßte . Wenn für die Verteilung der Einkommen - und Kör-
Perschaftsstener 1928 der VII . Verteilungsschlüssel , wie in
dem Gesetzentwürfe Anlage 24 vorgeschlagen worden war,
maßgebend geblieben wäre , würde dieser Rest sich ans etwa
400 000 KN belaufen ; der geltende VIH . Schlüssel erhöht
die Einkommensteueranteile einiger am Ausglcichsstock nicht
oder wenig beteiligter Gemeinden und verringert die Ein-
kommensteneranteile in Gemeinden , die aus dem Ausgleichs¬
stock schon Beträge erhalten ; in den letzteren Gemeinden muß
der Ausgleichsstock die verringerten Eiukommensteneranteile
mehr leisten , ohne daß bei den anderen Gemeinden eine Ent¬
lastung eintritt ; infolgedessen verringert sich der Rest des
Ausglcichsstocks 1928 ' um 250 000 ans 150 000 .M.
Ter Entwurf schlägt vor (wie 1927/1928 ), diesen Rest ans
dem Vorjahre ans 1929 zu übertragen.

Das Aufkommen an Einkommen - und Körperschafts¬
steuer zusammen ist 1929 ebenso veranschlagt wie 1928 . Das
Mehranfkommcn , das 1928 Land und Gemeinden zugute
kam , wird 1929 voraussichtlich vom Reich um 120 Mill . .'/?)/
und durch sonstige Umstände (Auswirkung der Lohnstener-
senknng für das ganze Jahr ) gekürzt . Um den Anteil an
dieser Verminderung ist der Gemeindeanteil 1929 geringer
als der wirkliche Gemeindeanteil 1928 , da mit einer weiteren
Steigerung des Aufkommens an Einkommensteuer nicht ge¬
rechnet werden darf . Für 1929 werden also für den Ans¬
gleichsstock der Gemeindeanteil an der gegen 1928 eintretcn-
den Verminderung weniger zur Verfügung stehen.

Da der Ansgleichsstock der Deckung unvermeidlicher
Ausgaben dient , muß er ausreichen , und es muß deshalb
eintretendenfalls zu seiner Stärkung auf die Gemeindeantcile
an der Einkommen - und Körperschaftsstencr znrückgegriffcn
werden . Die Gemeinden , die dadurch Mindereinnahmen er¬
fahren , hätten solche Mindereinnahmen infolge des Zugriffs
des Reichs ans das Mehraufkommen auch dann gehabt , wenn
die Mehrüberweisungen verteilt würden und nicht in den
Ansgleichsstock flössen . Bei der Berechnung der Staats¬
zuschüsse zu den Volksschullehrerbesoldungen soll dagegen , um
sie nicht unnötig zu erschweren , eine etwaige Kürzung zu¬
gunsten des Ansglcichsstocks nicht berücksichtigt werden . Die
Inanspruchnahme des Ausgleichsstocks für notleidende Ge¬
meinden ist durch die anfzustellenden Grundsätze zu begrenzen.

Bei dieser Regelung treffen Kürzungen dieselben Ge¬
meinden , die durch die Behandlung der Ergänzungszuschüsse
nach § 35 des Reichsfinanzausgleichsgesetzes als Anteile an
der Einkommen - und Körperschaftssteuer Vorteile vor Ge¬
meinden mit geringer Einkommen - und Körperschaftsstencr
haben würden.

VI.

In den Landesteilen Lübeck und Birkenfeld liegen die
Verhältnisse ähnlich wie im Landesteil Oldenburg , so daß
zu einer Sonderregelung für diese Landesteile keine Veran¬
lassung vorliegt . Eine Verstärkung des Ausgleichsstocks wird
in den beiden Landesteilen jedoch voraussichtlich nicht er¬
forderlich sein . Für Birkenfeld ist die Anrechnung von 50 ^
Grundsteuer auf Zuwenduugen aus dein Ausgleichsstock bei-
behaltcn.

Wenu der bisherige Finanzausgleich im allgemeinen den
Gemeinden eine Existenz ermöglicht hat , können doch einige
Gemeinden ans Grund der bestehenden Regelung infolge
besonderer , teils in der Vergangenheit liegender Umstände,
teils infolge ihrer sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung
trotz Einschränkung der Ausgaben auf das Notwendigste und
der Erschöpfung ihrer Stenerqnellen ihren Voranschlag nicht
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ausgleicheu. Der tz 20 I, sieht deshalb wieder eine besondere
Hilfe ans dem Ausgleichsstock vor, deren Voraussetzung im
Anschlüsse an das Gesetz vom 24. November 1928 weiteren
Verhandlungen Vorbehalten bleiben muß. Trotz dieser Son-
derbeihilfc ist es jedoch unerläßlich, den Grundsatz der Selbst¬
verantwortung jeder Gemeinde für ihre Verwaltung ausrecht-
zuerhalten und ihnen auch besondere eigene Opfer zuzu¬
muten. Eine steuerlich gleiche Belastung aller Gemeinden
läßt sich bei den ungleichen Verhältnissen niemals durch¬
führen, eine Abwälzung der den Durchschnitt übersteigenden
Belastung einer Gemeinde auf die Allgemeinheit würde eine
Ungerechtigkeit gegenüber den Gemeinden bedeuten, auf
deren Kosten der Zuschuß geleistet wird. Das Gesetz vom
24. November 1928, das eine Lösung der in den Stadt-
gemeiuden Varel und Brake entstandenen Schwierigkeiten
bezweckte, hat aus diesem Grunde die Darlehnsgcwährnng
aus dem Ausgleichsstock von der Einführung der Wohnungs-
nutzungssteucr abhängig gemacht. Die Beschränkung auf
diese Steuer ist damit begründet worden, daß ein einseitig
die Realsteiler treffender Steuerdruck auch die Heranziehung
nicht realsteuerpflichtiger, leistungsfähiger Gemeindebürger
nötig mache. Auch auf dieser Grundlage ist es den beiden
Stadtgemeinden nicht gelungen, die laufenden Ausgaben durch
entsprechende Einnahmen zu decken; die gewährte Erleichte¬
rung »lachte es ihnen aber möglich, ohne schwere Erschütte¬
rung das Rechnungsjahr 1928 zu überstehen.

Mr das Rechnungsjahr 1929 steht schon jetzt fest, daß
ohne besondere Ausuahmemaßnahmen den beiden Städten
eiil Ausgleich ihres Voranschlags unmöglich ist. Vielleicht
kann noch die eine oder andere Gemeinde, die eine verstärkte
soziale Belastung zu befürchten hat und durch diese schon 1928
stark belastet war, in die gleiche Lage kommen. Auch für
1929 muß daher wieder eine Regelung ermöglicht werden,
wie sie für 1928 versucht worden ist, d. h. etwa die Hälfte
des Defizits durch ein Darlehn aus dem Ansgleichsstock zu
decken lind die andere Hälfte durch neue besondere Stellern
aufznbringen. Als solche besondere Steuer käme die Ver-
waltungskostenabgabe(Kopfsteuer) und etwa die Wohnungs-
nutznngsstcuer in Betracht. Es ist aber mit Rücksicht ans die
noch nicht erprobte Auswirkung der Wohnungsnutzungsstener
unmöglich, die Städte oder andere Gemeinden auf diese
Steuer zu beschränken. Es bleibt nichts anderes übrig, als
auch einen Sonderznschlag zu den Realsteuern nochmals in
Vorschlag zu bringen.' Die Ziffer 1 des K 20 b Abs. 1 ent¬
hält die Ermächtigung, solche Sonderzuschläge mit .Genehmi¬
gung des Staatsministerinms zu erheben. 1927 war es den
Stadtgemeinden schon gestattet, die Besoldnngserhöhung durch
einen außerordentlichen Realsteuerznschlag wieder einzubrin-
gen; die Stadtgemeinde Varel hat ihn nach tz 10 a im
Jahre 1928 nacherhoben(22 800 Ml ), ein Sonderznschlag
in der jetzigen verschärften Notlage ist noch mehr gerecht¬
fertigt als damals. 11m dem Gedanken, der im Gesetz vom
24. 11. 1928 verfolgt ist, Rechnung zu tragen, sollen jedoch
die Gemeinden etwa die Hälfte des Ertrages des Sondcr-
znschlags durch auf breiterer Grundlage anfgebaute Stenern
(Verwaltnngskostenabgabe, Wohnungsnutznugssteuer und
dergl.) anfbringen. Die im tz 2 vorgesehene Möglichkeit, die
Beschlüsse der Gemeinde zu ersetzeil, läßt sich als letzte Maß¬
nahme nicht entbehren.

VII.

Über die Einnahinen der Ortsgenossenschaften enthält
das Ansführnngsgesetz znm Jinanzausgleichsgesetz in den
letzten Jahren keine ausdrücklicheil Bestimmungen mehr.
Wie das Oberverwaltungsgericht anerkannt hat, stehen sie in
dem Rechte zur Erhebung von Steuern und anderen Ab¬
gaben den Gemeinden gleich. An den Reichssteuerüberwei-
sungcn sind sie nicht beteiligt, weil nur der ans die Ge-



meinden insgesamt, nicht der auf Teile der Gemeinden ent¬
fallende Anteil festgestellt wird. Sie haben aber neben den
Gemeinden das Recht, Stenern und Abgaben nachH 16 des
Ausführungsgesetzes und Zuschläge zur Grund- und Ge¬
bäudesteuer und zur Hanszinsstener zu erheben. Diese Zu¬
schläge dürfen aber zusammen mit den Zuschlägen der
Gemeinde selbst die in den Ztz5, 7 und 10 F.A.G. bestimmten
Höchstgrenzen nicht überschreiten. Wie die Gemeinde und
die Ortsgenossenschaft sich im gesetzlichen Rahmen in das
Zuschlagsrecht teilen sollten, war in der Durchführnngsver-
fiigung des Staatsministerinms vom 29. September 1920
geregelt; die Voraussetzungen dieser Regelung treffen insofern
nicht mehr ganz zu, als damals das Zuschlagsrecht der Ge¬
meinden noch nicht ausnahmslos beschränkt war. Die Ge¬
meinden und Genossenschaftei: hatten ihren Bedarf beim
Amte (Regierung) anzumelden und dieses einen Ausgleich
„nach Maßgabe der Lebens- und Wirtschaftswichtigkeit" her¬
beizuführen oder zu bestimmen. Die Ortsgenossenschaften
waren daher, wenn sie nicht den tz 16 ansnntzten, auf eine
Verständigung mit der Gemeinde mehr oder minder ange¬
wiesen. Soweit die Ortsgenossenschaften zugleich Ortswege¬
gemeinden sind, steht ihnen ein eigenes Umlagerecht zu. Die
Wegelasten anfznbringen, war ihnen daher immer noch mög¬
lich. Teilweise sind aber die sonstigen Aufgaben und Aus¬
gaben der Ortsgenosfenschaften, insbesondere der an der
Ostsee, so gewachsen,daß eine besondere Regelung wieder er¬
forderlich wird. Um eine mehrfache Steuererhebung zu ver¬
meiden, soll nach dem Entwurf die Gemeinde verpflichtet
werden, ihren Ortsgenossenschaften ans dem Aufkommen an
Gemeindesteuern in den Ortsgenossenschaftsbezirken einen Zu¬
schuß zu gewähren und, falls es zwischen ihnen nicht zu einer
Verständigung kommt, die Aufsichtsbehörde unter Abwägung
der beiderseitigen notwendigen Ausgaben, entscheiden. Erfor¬
derliche Durchführungsbestimmungensind vom Staatsmini¬
sterium nach 29 F.A.G. zu erlassen.

vm.
Die Biersteuer wurde früher beim Wirt erhoben. Die

Amtsverbände hatten an dein ^ des Aufkommens die Ge¬
meinden nach dem Aufkommen zu beteiligen, d. h. nach dein
Verbrauch.

Bei der neueil Regelung der Steuer, die nicht mehr an
den Verbrauch, sondern an die Herstellung und Einführung
anknüpft, ist der Verbrauch und das Aufkommen in den
einzelnen Gemeinden ohne besondere Ermittlimgsvorschriften
nicht mehr festzustellen.

Als Maßstab für die Beteiligung der Gemeinden ist jetzt
die Bevölkernngszahl genommen. Dieser Maßstab hat zu
einer schlechteren Beteiligung der Stadtgemeinden an dem
Ertrage der Steuer geführt, die nicht beabsichtigt gewesen ist.
Wenn die Steuer möglichst au die Gemeinden zurückfließen
soll, in denen sie aufkommt, müssen die städtischen Gemeinden
im Amtsverbande, in denen tatsächlich der Verbrauch nach
den früheren Feststellungen größer ist als in den Land¬
gemeinden, besonders berücksichtigt werden. Sie kommen
wieder etwa auf ihre frühere Beteiligungsziffer, wenn man
ihre Bevölkernngszahl in den Verteilungsschlüsseldoppelt
einsetzt.

Weitere Anträge für den Fall, daß reichsrechtlich neue
Vorschriften für die Biersteller oder Getränkesteuer erlasseil
werden, bleiben Vorbehalten. Die durch bestätigte Notveroro-
nung von: 3. September 1928 den Gemeinden gegebene Be¬
fugnis, die Biersteuer zu erheben, wenn sie der Verband nicht
erhebt, bleibt bestehen.

IX.
Gemäß Artikel 88 der Gemeindeordnung werden die

Kosten der Allsgaben der Amtsvcrbände auf die einzelnen



! Gemeinden des Amtsverbandes , bei Ausgaben für Armen-
>wecke nach dem Maßstabe der in ihnen zn erhebenden Ein¬
kommensteuer , und bei anderen Ausgaben nach dem Maß¬

gabe der in ihnen zn erhebenden direkten Staatssteuern
(Einkommen -, Grund - und Gebändesteuer ) verteilt . Nach
der Verreichlichnngder Einkommensteuer konnten diese Be-

, Mnnungen als Umlagebestimmnngen bestehen bleiben ; cs
! war nur erforderlich , vorzuschreiben , welcher Teil der Reichs-
! einkommenstener an Stelle der früheren staatlichen Einkom¬

mensteuer in die Gesamtsteiler eingesetzt werden sollte . Diese
Kestimmung ist durch tz 17 des Ansführnngsgesetzes zum
F.A.G . getroffen . Von der Absicht geleitet , die Einkommen¬
steuer ebeirso zu belasten , wie es früher der Fall gewesen ist,
hat man in die Gesamtsteuer als Einkommenstener anfäng-
lich stz des Gemeindeanteils der Gemeinde an Stelle der
früheren staatlicheil Einkommensteuer (Ges . vom 22 . 6 . 21 —
G.Bl . S . 198 — , vom 15 . 6 . 22 — G .Bl . S . 937 — , vom
12. 6. 23 — G .Bl . S . 360 ) , und seit dem Gesetz vom

s 12. 6. 24 (Ges .Samml . S . 445 ) ein Drittel des Landes - und
Gemeindeanteils in die Gesamtstener eingesetzt . Infolge
dieser hohen Berücksichtigung der Einkommensteuer bei der
Gesamtstener und der nicht unerheblichen Umlagen nach der
Einkommensteuer allein hat sich das Verhältnis der Beteili¬

gung der Stadt - und Landgemeinden an den Amtsverbands-
lasten zu Ungunsten der städtischen Gemeinden verschoben.
Die Einkommensteuer ist ans dem Lande erheblich gesunken,
in den städtischen Gemeinden dagegen gestiegen . Während
die Landgemeinden durch die Ausgestaltung der Zuschüsse
;u den Volksschullehrerbesoldungen bei fallenden Amtsver¬
bandslasten etilen Allsgleich erhalten , tritt dieser Allsgleich
bei den Städten mit steigenden Amtsverbandslasten nicht ein.
Von den städtischen Gemeinden wird deshalb , zumal sie auch
sonst stark belastet sind , der jetzige Maßstab für ihre Beteili¬
gung an den Amtsverbandslasten als ungerecht empfunden
und eine Umänderung des Maßstabes insofern verlangt , als
die Einkommensteuer znrücktreten und weiter verhindert
werden soll , daß ihr weiteres Sinken zn einer noch stärkeren
Heranziehung der städtischen Gemeinden führen kann . Wenn
auch die Verhältnisse in allen Amtsverbänden nicht gleich
liegen, muß doch den Wünschen der städtischen Gemeinden
Rechnung getragen werden . Es erscheint billig , daß die Be¬
lastung nach der Einkommenstener und die nach der Grund-
»ud Gebändesteuer und damit die Belastung von Stadt und
Land wieder etwa so, wie sie in der Vorkriegszeit war , ge¬
staltet wird . Deshalb ist vorgeschlagen , daß für die Umlagen
st- des Landes - und Gemeindeanteils an der Einkommen-

und Körperschaftssteuer zugrunde zu legen , als dessen
Mindestbetrag aber das Ursache der einfachen Grnnd - und
Gebändesteuer der Geilleinde einzusetzen ist.
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5. Landtag Anlage 43.
dcs Freistaats Oldenburg.

3. Versammlung.
__— ISSN . -

Anlage 48,
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

/ Das Staatsnünisterium läßt dem Landtage anliegend
/ den Entwurf eines Gesetzes über die Änderung des Gesetzes

/ für das Herzogtum Oldenburg , betreffend die Befugnis der
/ Eisenbahndirektion zur Erlassung von Strafverfügungen bei

Übertretungen von bahnpolizeilichen Vorschriften, vom
17. März 1903 nebst Begründung mit dem Anträge zugehen:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den 15. April 1929.

Staatsministerium.
v. F i u ckh. Vr . Driver.

Entwurf
eines Gesetzes über die Änderung des Gesetzes für
das Herzogtum Oldenburg , betreffend die Befugnis
der Eisenbahndirektion zur Erlassung bon Straf¬
verfügungen bei Übertretungen von bahnpolizeilichen

Vorschriften, vom l 7. März l 903.

A r t i ke l 1.

Die durch Artikel 1 der Eisenbahndirektion Oldenburg
als Bahnpolizeibehörde eingeräumte Befugnis , wegen der im
Artikel 2 aufgeführten Übertretungen nach Maßgabe des
tz 453 der Reichs-Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877
(jetzt des tz 413 der Reichs-Strafprozeßordnung vom 22. März
1924, R .G.Bl . S . 299) die Strafe durch Verfügung fest¬
zusetzen, wird auf das Reichsbahn-Betriebsamt Oldenburg
übertragen.

Artikels

In den Artikeln 1—7 werden bie Worte „die Eisenbahn¬
direktion" durch die Worte „das Reichsbahn-Betriebsamt
Oldenburg " ersetzt.

Begründung.
Durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. März 1903, be¬

treffend die Befugnis der Eisenbahndirektion zur Erlassung
von Strafverfügungen bei Übertretungen von bahnpolizei¬
lichen Vorschriften, ist der damaligen Eisenbahndirektion
Oldenburg als Bahnpolizeibehörde die Befugnis eingeräumt,



wegen der im Artikel 2 ausgeführten Übertretungen die
Strafe durch Verfügung festzusetzen.

Die Reichsbahndirektion Oldenburg hat gebeten, diese
Befugnis auf das Reichsbahn-Betriebsamt Oldenburg zu
übertragen . Als Grund ihres Antrages hat sie angegeben,
es sei erwünscht, daß bei der ganzen Reichsbahn einheitlich
verfahren werde.

Der Wunsch erscheint berechtigt. Bei bahnpolizeilichen
Übertretungen auf den früher oldenburgischen Eisenbahnen ist
jetzt innerhalb des oldenburgischen Hoheitsgebietes die Reichs¬
bahndirektion Oldenburg auf Grund des genannten Gesetzes
zuständig; soweit die früher oldenburgischen Eisenbahnstrecken
außerhalb des oldenburgischen Hoheitsgebietes liegen, sind die
Betriebsämter zuständig. Einheitlichkeit im Verfahren mag
erwünscht sein.



s. Landtag
ges Freistaats Oldenburg.

3. Versammlung.
_ISSN . -

Anlage 44.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Dem Landtage werden hierneben der Geschäftsbericht
/ der Staatlichen Kreditanstalt mit Gewinn- und Verluft-

/ rechnung sowie Bilanz für 1928 und der Geschäftsbericht der
/ Öffentlichen Lebensversicherungsanstalt für 1927 nebst einer

Tafel über die Bewegung des Versichernngsbestandes, ferner
mit Gewinn- und Verlnstrechnnng über die Lebensversiche¬
rung, die Unfall- und die Haftpflichtversicherung sowie der
Bilanz und den Erläuterungen zur Lebens-, Unfall- und
Haftpflichtversicherung vorgelegt.

Der Geschäftsbericht der Landessparkasse für 1928 be¬
darf noch der Feststellung seitens der Staatsbankhauptver¬
sammlung, und der Geschäftsbericht der Öffentlichen Lebens-
Versicherungsanstalt für 1928 konnte wegen des geschäftlichen
Zusammenhanges mit dem Verbände der öffentlichen Lebens¬
versicherungsanstaltenDeutschlands noch nicht abgeschlossen
werden.

Die vorliegenden beiden Geschäftsberichte sind nach
Prüfung seitens des Verwaltungsrats von der Staatsbank-
Hauptversammlung festgestellt worden. .

Es wird beantragt:
Der Landtag wolle den Geschäftsbericht der Staat¬

lichen Kreditanstalt für 1928 und den Geschäftsbericht
der Öffentlichen Lebensversicherungsanstalt für 1927
zur Kenntnisnahme und für erledigt erklären.

Oldenburg, den 16. April 1929.

Staatsministerittm.
v. Finckh. vr. Millers.
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ätaatskommissar:

8taatsministor 2. I ). 8 tein , OIdenbur § .

LtaatskanIrlrÄUptversammIunK:

VvrMreiider:

Vmtsbanptmann Laökamir,  Voobta.

NitAlieüer:

I . Vom LandtnAo ALV'äblt:
1. Direktor- LartonA,  Dolmenkorst , stellvertr. Vorsitzender,
2. 8taatsminister a. D . N e s r , OldenbnrZ,
3. Dr . 8 0 bute , Lindern,
4. Dlasküttendirektor 6ar1 DinklaZe,  Oldenburg.

II . Von der Landwirtsobalts -, der Handels - und der Handwerkskammer in Oldenburg , sowie von (Ion
Vertretern der Vsrsieberten iin Vorstande der Landesversiebernugsanstalt in Oldenburg bestimmt:

1. Lrolessor Dr. Durstbott,  Oldenburg,
2. Oeb. OkonomieratD e 1 d b u s , Lad 2wisobenabn,
3. Xassenangestsllter Denning,  Lversten,
4. Ratsberr Xoob,  Oldenburg.

III . Vom 8taLtsministerium ernannt:

1. Lankdirektor tom Dieok,  Oldenburg
2. 8xarkassondirektor Dobslmann,  61oxxenburg,
3. Xautmann Xugust Dansing,  Xordenbam,
4. ^ mtsbauxtmann Daükamx,  Veobta,
5. Lankdirektor Lroxxing,  Oldenburg,
6. 8xarkass6ndirektor L 0 bde , Lüstringen.

IV. 8taatsminister 2. D. 8t s i n als Aaatskommissar.

V. Von der 8taatsbankbauxtversamm1ung als Nitgliedor des Verwaltnngsrats biimugewäblt:
1. Landwirt Diedriok Lödeeker, 'VVebnen,
2. ltabrikdirektor Da ul 8 obmit 2 , Lrske.

Verwa1tun § 8rat:

Vvrsitrender:

Lankdirektor tom Dieek,  Oldenburg.
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Nitslieder:
1. Dandndrt D i e d r i e lr D ö d e e k e r ,
2. Kxarkassendirektor Dobelinann,
3. Lankdirektor Droxxins (stellvertr . Vorsitzender ),
4. Dabrikdirektor Dan 1 8 eiiinit 2 ,
5. Ktaatsininister 2. I). Klein  als Ktaatskorninissar.

Ratslrerr Xoek (Xrster Ktellvertrster ),
Kparkassendirektor X o Ii d e (Keiler Ktellvertreter ).

LtaatsIranIcclirelLtion:

Vorsitzender:

Obertinanrn -at Dr . XabelinA,  Oldenburg.

Ordentlivllv Nitslivder:
dusti2rat D o li s e , OldsnknrA,
Xinan2rat Xasekenlznrssr,  OidenbnrA,
Dandessxarkassendirektor Xaet  2 , Oldenburg,
Xinan2rat Dr . eIia § e , OIdenl >nr § .

^uljerordvntlivltvs Nitslied liei der Ktaatlivlien Lreditanstalt:
Direktor 8 xark , Oldenburg.



8taatlielie Kreditanstalt OIcient>ur§

Dis Verlrältnisse am Oeläinarlet wmrsn wälrrenä äss Balrrss 1928 im allgsmsinsn glsiolrmäüigs . Der
ReiolrsdanDäisDontsatLDstrng wmlrrsnä äss garmsn BaDrss 7 ^ . Das Angebot an lrur̂ Iristigsn Oeläsrn
war Dnaxx. Dis günstigeren Vsrlraltnisss äss Balrrss 1927 wnräsn niolrt wisäsr srrsiolrt. Brst gegen
Ilnäs äss äaDrss 1928 trat eins gsrings Drlsieliternng anl , äis vorwisgenä anl äsn 2nI1nlZ leur/.Iristigei'

.̂nslanäsgsläsr nnä anl äas ^.bsinDsn äsr inänstrisllsn Ivon n̂nlrtnr rmrüelr̂nlülrren ist . Dis ^.nl-
nalnnelalriglrsit äss inlänäiselrsn Baxitalmarlrtss vsrringerts siolr weiter , lrssonäsrs gsgsn Bnäe äss
äalrres 1928. Bür Inlanässmissionsn dlislr äalrer äsr 8 ^ igs wsitsrlrin vorlrerrsolrenä. Dsr Zustrom
langlristigsr r̂nslanäsanleilren nalrm lisrsits in äsr ersten Bällts äss .lalrrss ad. 8sit äsr läitto äss
äalrres 1928 vsrsisgts sr last gan^; insdssonäsrs lisl ssit äisssr 2sit anolr ^.msrilra als ^ nlsilrsgsder
iür Dsntsodlanä ans.

Dis Dags äsr IVirtsolralt dlisd , wis üdsrall , anolr im Osssliältsdsrsiolrs äsr Anstalt solrwisrig.
Vor allem müssen äis Vsrlrältnisss dsi äsr Danärvirtselralt anolr wsitsrlrin mit Besorgnis detraolrtet
weräsn. Imnrsrdin leonnts äis Anstalt deoda eilten , äalZ äis oläendnrgisolrs Danäwirtsolralt wälrrenä äss
lleriodtŝ'alrrss in äsr r̂ nlnalinro wsitersr langlristigsr nnä lrnrrilristigsr (loläor ûrüolcdaltsnäsr vor äs.
unä äak gegen Dnäs äss .lalrrss in ilirsr lcnr̂ lristigsn Vorsolrulärrng eins gsrvisss Bntsxannung sintral.
Diss Brgsdnis wirä 2N einem srdsdliolrsn Beils anl äis rmnslimsnäs BrDsnntnis n̂rüslr n̂lülirsn sein,
vis gelälrrliolr dsi äsm 8tanäs äsr Xinssät ŝ äis vVrrlnalrins weitsrer Deläsr lür äis Bontadllität äsr
llotrisds ist . In äsr ^nnalrnrs äsr Vsr .solrrrlärrng äsr oläsndrrrgisolren Ivommnnsn trat wälrrsnä äss Be-
rielrtŝadrss im allgsmsinsn ein 8tillstanä sin . Ds sstrits sioir ollsndar bei ilrnsn äis Blrsr/.engnng
änrolr, äad sis mit sinsr Vsrdssssrnng äsr allgemeinen wirtsolraltlislrerr Vsrlrältnisss nnä ilrrsr sigsnsn
linauLisllsn Bogliolrlieiten bis anl wsitsrss niolrt srnstlivlr reolrnsn äürlsn , nnä äad os äalrsr lür sis
gedolen ist , mit äsr ilinlnalrirrs rvsitersr ^.nlsilrsn nnä Brsäits sinLnIraltsn nnä lür äis Herstellung sines
äarrsrrräsn Olsiolrgswiolrtes in ilrrsn Banslraltsn anl äsr iet/.t vorlianäsnsn linanirisllsn Drnnälags 8orgs
^n tragen.

Dis ênsgalm von Dolämarlrli^gotlmlcsnäarlslisn anl äsr Ornnälags äsr rsalgsässletsn 6olänmrle-
solmläversslrrsilinngsn nnä Dolämarlrxlanälarisls äsr Anstalt vnräs nasliärnolilioli lortgssstst . In äsr
ersten Ballte äss äalirss lronnts äis Darlslinsansgalos gsstsigsrt vsräsn ; in äsr 2vsitsn Bällts vsr-
ringsrts sis sisli visäsr . Bs vnräsn nüsrväegsnä 8 ^ igs Darlslrsn ansgsgelosn . Dis ^.ns âlrlnngslrnrss
vnräsn entsxrsslrsnä äsr allgsmsinsn Bnrsentviolrlnng Inr Isstvör înslivlis V̂erts im Danle äss .lalirss
allmälilisli st v̂as nngnnstigsr . ^.nösräsm viämsts sislr äis Anstalt äsr V̂sitorlsitnng äsr ilir aus äsr,
laiiävirtselialtlislrsn ^.msrilra-̂ nlsilren äsr Dsntsslisn Bsntenlanle -Ivrsäitanstalt n̂getsiltsn Xontingsnts,
unter anäsrsm ansli ilrrss ^.ntsilss an äsr im Bsrislrts âliro anlgsnommsnsn 4. ^.msrilra-l n̂lsilis . Dil'
lleäingnngsn Inr äis ans äisssn l^nlsilisn gsgsbsnsn 6 ^ igsn B ^xotlrslrenäarlslisn waren naelr äsn
Vsrlrältnisssn wisäsr als günstig 2n üstraelrtsn . Obgleioli äis ssit 1927 ungünstiger gsworäsnsn Bs-
äingungsn lür langlristigs B ^potlislisnäarlslisn wsitsrliin Bsäsnlrsn wegen äsr Tinlülrnng solvlrsr
Darlslrsn an äis V̂irtsolralt vsrnrsaslrsn mnötsn , srsslrisn es äoslr gslrotsn , mit äsr ^.nsgabs von
D x̂otlrslrsnäarlslrsn in äisssm Bmlangs lortrnlalirsn , wsil äis V̂irtsolralt ilirsr ollsnliar äringsnä Ds-
änrlts. Dsr Bmstanä , äa6 2n Bnäs äss Bsrislrts âlrrss eins gswisss Bntsxannnng in äsr lrniLlristigen
Versolrnlänng äsr oläsnlrnrgisolrsn V̂irtsslralt , insbssonäsrs äsr Danäwirtsslialt , singstrstsn ist , lrs-
reslrtigt ?n äsr Bollnnng , äaü äis von äsr Anstalt ausgsgsbsnsn langlristigsn B ^xotlrslcsnäarlslren
wenigstens 2n einem Beils 2n einem ^.Dlran äsr Irsrsits vorlranäsnsn lcnrxlristigsn Versolrnlänng gs-
äient lralren.

^Ngemrlilvs.

6urlelins-
^vseliüst.
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l-'iiiK-liuiilu,,̂ - Lei einer ^.imabl von landnirtsobaltlioben Betrieben ist auob iin Ossobältsboreiob der Anstalt
die Versobuldung bereits bis an die (trenne des Bragbaren angenaobsen . Biese Betriebe belinden sieb
in der Oelabr des Krliegens . Bie iin Bobinen des landnirtsobaltlioben Xotxrogrammes des Keiobes
oingoleitote Ilmsobuldungsabtion soll berbeilübren , dab landnirtsobaltliobe Betriebs dieser ^.rt, bei denen
Il ^potbebendarleben naob den üblioben Beleibungsgrundsätrien niobt inebr gssiobert werden bönnen
unter Oarantie von Keiob, Band und Kommunalverband langlristigo Il ^xotbebondarloben 2U günstigeren
/ins - und ^.ussablungsbedingungen erbalten . Bureb diese Barleben werden bur l̂ristigo Vorbindliob-
beiten der Bandnirte abgolöst ; die Barlebnsnobmer werden dadnreb von der Oelabr der xlötrdieben
Küoblorderung dieser Kredite kelreit , und sie gelangen in den Oenub der günstigoren Verzinsung . IVis
ibre 8obn6steran8talten , die Institute der preubisoben Kroviimen und der auberxreubisoben Bänder bat
die Ltaatliebe Kreditanstalt sieb iin Interesse der oldenburgisoben Bandnirtsobalt lür die Buroblübrung
der Bmsobuldungsabtion 2ur Verlügung gestellt , obgleiob sie dadurob init einer sebr umlangreioben
Vernaltungsarbeit und erbeblieben ^.ulnendungen belastet nird . Bis Anstalt erbält diese 61̂ Aigg
.Vnloibs von der Beutsoben Kentenbanlc-Kreditanstalt xu den gleioben Bedingungen , ?u denen die
prouüisoben Brovin îalinstituto sie durob Vermittlung der Bsutsebsn Bandesbanben êntrals in den Ver¬
einigten Ltaaten von i^msriba aulgonommen baben . 8is gibt ibrerseits die Barlsben unter Oarantie von
Keioli, Band und Kommunalverband neiter . Bür die drei Bandesteils Oldenburg, Bübeob und Birben-
lold sind der Anstalt insgesamt 1,4 Nillionen ON . ungeteilt worden. Bei der Barlebnsausgabs in den
Bandesteilen Bübeob und Birbenleld sind die Brovinrüalbanb lür den Bandesteil Bübeob und dis Lirben-
lelder Bandesbanb beteiligt . 8eit ^.nlang des dabros 1929 bonnten erbebliobs Beils der l^nleibe an die
Barlebnsnebiner ausgesablt werden. Bie Barlebnsanträge norden in den versobiedenen i ûssobüssen
gemeinsam mit der l n̂staltsvernaltung mit besonderer 8orglalt gsprült , um rm errsioben , dab die Bar¬
loben solvben Betrieben ûllieben , deren naobbaltige Oesundung naob der Ksrgabe der Barlebsn er-> nartet werden bann.

(Inrleken.

Sonstig« 4t.us der durob Vermittlung der Beutsoben Bandesbanben êntrale im August 1927 aulgenomnieneuSininlvriliirlelie ». . »6 Aigen l ûslandsanleibs lür den IVobnungsbau nurden im Brüb ĵabre 1928 die Barlsben ausgegeben.
Xaobdem die Anstalt im Vor âbro eine ^.n âbl von langlristigen Industrie darleben aut der

Orundlags ibrer Zeigen realgedsobten Ooldmarbsobulclversobreibungen ausgsgeben batte , bat sie iin
Boriobtsjabre einen neuen V̂eg 2ur Bosoballung solober Barlsben besobritten . 8ie beteiligte sieb un
Obtober 1928 an der Oründung der Oentralbanb Beutsober Industrie l^btiongesellsobalt . Bas Institut
beabsiobtigt , ^.nleibsn im Auslände aulminebmon , um langlristigo Barleben unter b^ votbebarisober
8iobsrung an industrielle Betriebe ausraigeben. Bio 8taatliobe Kreditanstalt nird naob Zustandekommender ^.uslandsanleiben naob Bodarl solobe Barlsben vermitteln.

v>rtettunx" êr ganzen gab die Anstalt im Boriobts .iabrs 18 Ooldmarbb^xotbsbendarlsben mit rund 215 000.—li) s>otiikke»- Ooldmarb aut der Orundlage ibrer 7Aigen Ooldmarbsobuldvsrsobreibungen und 1586 Ooldmarbbz'xo-
tbebendarleben mit rund 6,2 Nillionen ON . aut der Orundlage ibrer 8Aigen Ooldmarbsobuldversobroi-
buugen und Ooldmarbxlandbrielo aus. Im Vor.iabro naren 1837 Ooldmarbbzixotbebendarlebon mit rund
8,7 Nillionen ON . aut der Orundlage der 7Aigen und 8Aigen Ooldmarbsobuldvorsobroibungon aus-
gegeben norden . Bie Anstalt leitete außerdem aus der 2., 3. und 4. ^.moriba -̂ nloibe der Beutsoben
Kentenbanb -Kreditanstalt 407 Barleben mit rund 2,9 Nillionen ON . der Bandnirtsobalt des Bandes su.
Im Vor âbre naren 107 mittsllristige Barlebon mit 0,75 Nillionen KN . aus der Oolddisbontbanbabtion
der Beutsoben Kentenbanb -Kreditanstalt und 287 langlristigo Barlsben mit rund 2,2 Nillionen ON.
aus den ibmeribaanleiben dieses Instituts ausgegebon norden , ^.us der ^.uslandsanleibe der Beutsoben
Bandesbanbenrentrale lür den V"obnungsbau nurden 61 Barleben mit rund 315 000,— ON . ausgegeben.
Bs nurden nieder vorniegend mittlere und bleinero Betriebe versorgt . Bin grober Beil aller Barleben
nurde an landnirtsobaltliobe Barlebnsnobmer ausgegeben . Xueli zurr Körderung des Kleinnobnungs-
bauos nurden in Lunebmendem Ilmlange langlristigo Barleben genäbrt , 2um Beil unter Ablösung der
lrülivr aus Nittein des Koiobsarbeitsministeriums gsnäbrton Znisobenbrodite.

Bas 2u Beginn des dabres 1928 in ^.ngrill genommene Brogramm der langlristigen Konsolidierung
der den Kommunen gonäbrten bur'/lristigen Kredite nurde mit Krlolg durobgekübrt. Ks ist der Anstalt
ini Banke des Boriobtssabres gelungen , dis burslristigo , negen der Kündigungsgelabr und der Böbe der
Zinsen besonders belastende Versobuldung der Kommunen durob Ilmleibung in erbebliebem Ilmlange
lierabr.umindorn. In bosobränbtem Nabe nurden langlristigo Kommunaldarlsben auob lür Xeubedarl

iv »»» » UI» >I-
,l»rlelie ».
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gervülrrt. Im gnimsn wurden im Lsrislits n̂lrrs nnsgsgsben 91 Dolämnrbänrlelien mit rund 2,85 Nilliousn
dolänrnrlr aut äsr Drunälngs der 8 T igsn Dolämnrb -Ivomnrunglsoliulävsrsobreibungsn unä 9 llolämnrlr-
clgrlebsn mit rund 260 000,— 6N . mit äsr Drunälngs äsr 7Vs/8igsn DolämLrb-Dommunnlssbulävsr-
solrreibungsndsr Anstalt . Dis ^.us n̂blungslrurss vuräsn au ob tür äisss Dnrlslren im Dnuts äss Lsrislrts-
^brss sntsxrsobsnä äsr Nnrbtlngs strvns ungünstiger.

Nit bssonäsrsr D v̂sslrbsstimmung tür äis Döräsrung äss XVobnungsbnuss v̂uräsn nuberäem nn
koldmnrbänrlsben nut äsr Drundlngs äsr 8 ^ igsn Dolämnrlr-Lommunnlssbulävsrsslirsibungsn äsr Anstalt
rullä 360 000,— 6N . nnsgsgsben . Disssr Lstrng vmräs unter Verteilung aut äis sinLslnsn Dnuvorbnbsn
in 64 Din ŝldarlsbsn gsrväbrt, Disss Darlsben vsräsn nn naobgeordnster Rnngstslls nn äsn Dsbüuäs-
grunästüobsn gssiobsrt . 8tnnt unä Dsmsinäsn bnttsn gssnmtssbnlänsrisob tür äis Darleben . Dis Dar-
lebnsnsbmsr gsnisLsn Dinsvsrbilligung äurob 8tnnt unä Dsmsinäsn . Dis Ausgabe von Dnrlslren äisssr
^rt sststs 8ieir 2u ^.ntnirg 1929 sobnsllsr lort , soänö äsr vorgsssbsns Betrag von 800 000,— 6N . äsm-
nnobst annäbernd srrsiobt 8sin vürd.

Von äsn um 1. lX.xril 1927 tälligen , teils ul ,3 D ^xotbsbsnänrlsbsn , teils als Ivommunnlänrlsbsn
nnsgsgsbsnsn mittsltristigsn Roggsnänrlsbsn äsr Anstalt uns Roggsnnnvrsisungsn wurden im Rsriolits-
^abrs nusb äis löteten 27 Dnrlsbsn mit sinsm Rüsb n̂blungsv -örts von 374 185,51 RN . nbgsrvisbslt . Din
'teil vmräs visäsr in lnngtristigs N ^xotbsbsnänrlsbsn umgevmnäslt , ^.uob tür äisss Dnrlsbsn gevälrrte
äis Anstalt noslr Vergünstigungen in äsm ^.usLnblungsburss äsr Ilmvmnälungsänrlsbsn unä nut nnäsro
XVeiss. rX.ut lnngtristigs Roggsnänrlsbsn äsr Anstalt uns Roggsnsobulävsrssbrsibungen vmräsn im
Dsriobtŝjnbrs 1 786 398 bg nbgstrngen . Ds stnnäsn um 8oblusss äss äabrss noslr 330 Dnrlsbsn mit
8 608 304,5 bg aus.

Der Dingung äsr Dins- unä Dilgungslsistungsn nut äis von äsr Anstalt nusgsgsbsnsn R^potbobon-
änrlsbsn var im nllgsmsinsn Lutrisäsnstsllenä . Dis Anstalt ging mit Irssonäsrsr 8olronung vor. In
gsvisssn DrsnLsn rvuräsn Dslristungsn gsvmlrrt, vor allem gsgsnülrsr äsr llanärvirtsobatt . Dsi 18 Dnr-
Islrsn rvar äis Anstalt als bstrsibsnäs oäsr bsigstrstsns lllnubigsrin nn Drvnngsvsrstsigsrungsn beteiligt,
Ds srväss siolr, änö äis Ibnstnlts dnrlsbsn in allen Dnllsn einvvnnätrsi gssislrsrt varsn , Im nllgsmsinerr
rvuräs sins stnrbsrs Dunabms äsr Dvvnngsvsrstsigsrungsn , insbssonäsrs l>si lnnä v̂irtsobnttliobsn Drunä-
stüolrsn, bsolinslitst . Dis von äsr ^.nstnlt nngsstslltsn Dsolmelrtungsn ülrsr äis Irsilrünäig unä Irsi
2rvnngsvsrlrüulsn sr îsltsn Rrsiss lür Drunästüslrs , insirssonäsrs lür lunärvirtsslinltlislisn Drunäbssitr:,
bestätigten, änü äis Anstalt ilrrsn Rslsilrungsn ûvsrlüssigs VIsrts /.ugrunäs gelegt Imt.

In äsm Lontolrorrsnt - unä V̂sslrsslgssslrült , äns äis ^.nstnlt mit öllsntliolrsn Dnsssn , 8irnrlrn886n,
gsnosssnsolrnltliolrsn unä privaten Dnnlren lrstrsilrt, sinä gsgsnülrsr äsm Vor n̂lrrs rvsssntliolrs Vsrünäs-
rringsn niolrt nulgstrstsn . Dis ^.nstnlt lrssslrrünlrts siolr in äsr Dnuptsuslis änrnul, äis 2U äisssn Dunäeu,
inslissonäsrs nuolr 2um lnnärvirtsolrnltlislisn Dsnosssnsolrnltsrvsssn , unä mr äsn Dommunsn lrsstslrsnäsn
lls îelrungsn rvsitsr nuSLulrnusn unä äsn nn sis gsstslltsn rVntoräsrungsn 2U sntsxrsslrsn . Nit äsm
Lxit̂ sninstitut äss Vsrlrnnäss äsutsslrsr öllsntliolr -rsolrtliolisr Lrsäitnnstnltsn , äsr Dsutsolrsn Dnnäos-
Irnnlrenrisntrnls, untsrlrült äis Anstalt nnolr rvis vor rogs De îslrungsn ; nuslr lsgto sis im Roriolitsjnlrrs
IVsrt änrnul, ilrrs lrislrsrigsn Rs îslrungsn mr srstsn Rnnlrsn unä Lnnlrlirmsn 2U srrvsitsrn unä 7.u
xllegsn.

Im Ilsrielitsjulrr lrnt äis rX.ustg.lt äsn Ilmtnusvlr äsr gut Narlc alter XVülrrung änutsnäon 8olrulä-
versolrrsilrungenin 4V>^ igs 6olämgrIr - (Diĉuiäntions -) 8olru1ävorsolrrsilrungen im rvessntliolrsn äurob-
Mtülrrt. Dsr Dssumtumlnut nn Rnxisrmnrlrsslrulävsrsslrrsilrungsn betrug rund 135 342 000 N ., liisrvun
sinä Iris ŝt t̂ 132 875 000,— N . singsrsislrt unä umgstnusolrt v̂oräsn. Dis ^.nstnlt lrnt äis Diyuiäntions-
Lnlsilrs nn äsr Rsrlinsr Lörss singstülrrt . Dis ^ utrvsrtungslrstrngs äsr R^ xotlrslrsn- unä Dnrlslrns-
toräsrungsn stslrsn .̂ strit bis nut sinigs Dnlls endgültig Isst . Nit IVirlrung vom 1. äuli 1928 nn lrnt
6is Anstalt äsn DilgungssntL tür snmtliolrs nutgsrvsrtstsn Dl̂ xotlrslrsntoräsrungen sinbsitlivlr nut
.Mrliolr 2 ^ tsstgssst t̂ . Dis Dnrlsbnssobulänsr mnobsn von äsr Nöglioblrsit , äis nutgsrvsrtstsn N ^xo-
tlrsbentoräsrungsn in äsn Diciuiäntionssoliulävsrsolrrsibungen riurüolrLûnblsn , in srbsbliobsm Ilmtnngo
Oebrnuob. Von äsn ^ utrvsrtungsb ^xotbsbsnsolrulänsrn gingen vsrlrnltnismnöig visls Lstristungsgssuolrs
tür äis Dins- unä Dilgungsbstrngs sin . Dis ^.irstnlt Ironnts ibnsn mit Rüolrsivlit nut äis Intsrssssn
äsr Dlnubigsr äsr Dsilungsmnsss nur in bssolrrnnlrtsm Ilmtnngs sntsxrsvbsn . In 5 Dällsn ist äis Anstalt
rm Dvmngsvsrstsigsrungsvsrtnlrrsn als bstrsibsnäs oäsr bsigstrstsns Olnubigsrin beteiligt gsrvsssn. Dsr
Rssnmtbestnnä äsr Dsilungsmnsss nnolr äsm 8tnnä vom 31. Dezember 1928 betrügt , nnobäsm sine
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Leilaussobüttung in Höbe von 12 4̂ A vorgenommen ist , und nacb ^ bsug des Verwaltungsbostenbeitran-s
und der Ibusfälle rund 739 000,— ON. Demgegenüber beträgt die Oesamtgoldmarbsumms der teil-
nabmebereobtigten Fvbuldversobreibungen lind verbrieften Oarleben 98 711 697,18 ON. Diese Salden
sind noob niobt endgültig . Oie leilungsmasss umfaöt sowobl die aufgewerteten Ilvxotbebenforderuno-en
als auob die dein ^ nleibeablösungsgesets unterliegenden Kommunaldarleben . Oie mit der Ourobfübrnn"
dos ^.ufwertungsverlabrens verbundene Arbeitslast und dis daraus srwaobsenen Lnbostvn -waren wsiterbinroebt erbeblieb.

('e»̂ >tikt«I«Kr<!8 Beginn des Oesobafts,Sabres 1929 trat in den Verbältnissen arn Osldinarbt wieder sine leiobtsi»2». Verbesserung ein. Oie ^ bsatsmügliobbeiten von Inlandsemissionen besserten sieb aber niobt merbliob.
Oie Anstalt bannte allerdings sum dabresanlagetermin wieder stärbere Betrags an 8Aigen Ooldmarb-
xl'andbriefen und Ooldmarb-Kommunalsobuldversobreibungen im Inlands absstxsn . Oie weiters Bnt-
wioblung am Oeld- und Kapitalmarbt bleibt -weiter ungewiü . Kine besonders Aufgabe erwäebst der
Anstalt iin neuen dabre dureb die von der Oolddisbontbanb gelorderts Lüobsablung des ersten Drittels
der in den dabren 1926 und 1927 ausgegebenen Oolddisbontbanbbredite 2u duni 1929. Lei der 8taat-
lioben Kreditanstalt standen iin ganzen an Oarleben dieser V̂rt am 31. Dezember 1928 577 Oarlsbsa
mit 3 337 690,— LN . aus. Oa ein groüsr Beil der Lebuldner dieser Oarleben niebt in der Lage su
sein glaubt , das erste Drittel der Oarleben aus eigener Kraft LnrüobLUsablen, wird die Anstalt gemeinsam
mit der Landessxarbasss besondere Anstrengungen maebsn müssen, um diesen 8obuldnern , wenn mögliob.
neue langlristige Oarleben 2ur i^bdeobung der fälligen Laten rmsulsiten. Lämtliebe 8Aigen und 7Aigen
realgedeobten Ooldmarbsobuldversobreibungen und Ooldmarbxfandbriefe der Anstalt sind, soweit sie an
der Börse eingelübrt sind, von der Leiobsbanb 2um Oombardverbsbr Lugelasssn. Bür dis übrigen ist
die Zulassung naob der Lörseneinfübrung 2u erwarten . Das gleiobs gilt lür die 8Aigen und 7VeAigen
Loldmarb -Kommunalsobuldversobreibungen , lür die dis Zulassung bereits beantragt ist . Das Leiobs-
gesetx vom 21. Dezember 1927 über die Blandbrisle und verwandten Fobuldversobreibungen vffsntlieb-
reebtlivber Kreditanstalten ist bei der Anstalt durobgefübrt . Oie wisderbolt erbobene Lorderung naeb
Beseitigung des reiobsgssetrdiobsn KaxitalertragsteuerabLUgss lür Blandbriete und Ooldmarbsobnldver-
sebreibungen ist 2um Lebaden der aut die Versorgung mit langfristigen Oarleben angewiesenen Viit-
sebaltsbrsise und vffentlioben Kürxersobaften aueb im Veriobts âbre noob niobt erfüllt worden.

Das Fobuldbuvb, das bei der Ltaatlivben Kreditanstalt für die Li^uidationssobuldvsrsobreibungem
Loggensobuldversobrsibungen , dis realgedeobten O-oldmarbsobuldversobrsibungen , dis Ooldmarbgfanä-
briele und Ooldmarb-Kommunalsobuldversobrsibungen der Anstalt eingeriobtet ist , wurde im Beriobts-
,jabre bereits wieder in sunebmendem Umfange in ^.nsxruob genommen. Oie Kintragung der Korderungen
aus den bonoiobneten Fvbuldvsrsvbreibungen und Lfandbrieken der Anstalt in das Lobuldbuob bietet den
Vorteil , daö der (Laubiger von den mit der ^ .ulbswabrung und Verwaltung der Lobuldversobreibungenund Blandbriefo verbundenen Oefabren und Bnbosten befreit ist.

Naob Vereinbarung mit dem Ltaate ist die Ztaatliobe Kreditanstalt als Linterlsgungsstelle im
Finne des Lürgerlioben OssetLbuobes eingeriobtet . VulZsrdsm werden ibr die sämtliobsn bei den Vmts-
goriobten binterlegten Beträge Lugefübrt.

livcliuungs-
nbseiiiuo. ^ .uk die Oewinn- und Verlustreobnung und auf dis Bilaim wird verwiesen.

/ViiüUle» »»<>
linrlelie ». Im einzelnen ist folgendes LU bemerben:

Langfristige 5Aigs
Loggensobuldversobrsibungen

über bg
Vm dabressoblusse standen aus

Langfristige 5Aigs
Loggendarleben

8tüob über bg
330 8 608 340,5

mit
1 549 501,29 LN.

8 608 340,5
mit

1 549 501,29 LN.
Loalgsdeobte Ooldmarbsobuldversobrsibungen

und Ooldmarbpfandbriefe
7Aige 8Aige

über ON. über ON.
-4m 31. Oeseinber 1928 waren im Umlauf 5 039 875,— 14 281 137,35
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Solclmarlrliz 'poilwlmiiäai 'lslmii

Iaiire8l >sAiiw 8iaiiäen ans
2a§äii§6 im Lsriolits L̂iir
Rüoküüsss iw Lm-iolii ^ alw

OaliressLliIuO sianäsii aus

^.w 31. Osrewdöl ' 1928 varsu iw Ilwlaul

Vm l̂alirssdsZiiiQ Damian aus
^u Ä̂iiAL iw Löriolits âiii'
HüelrllüssL im Lsi'iolitsMlir
^w llsIirsssoliluZ sianclsQ au8

^.w .laliresOLZiaQ 8ianc1sii aus >
Heus Darlslwn iw Lmiclilsjalir
Rüoirllüssö iw Lsiieliis ^ lir
8iaaä am 4g.iire83c:iilu886

7 ^ i§ 6 8TiM
8iüc1< wii SU. Ltüoir wii SU.

1051 4 924 336,— 1819 8 039 071,30
13 215 784,— 1586 6 145 986,92

5 91 430,30 12 252 235,91
1059 5 048 689,70 3393 13 932 822,31

So10mai'Ic-Xowmuiial8o1mIc1vsr8o1ir6i1>unAon
7 /̂2 ^ i§s
üOar SU.
2 081 200 -

8AiZ6
über SLl.

3 856 000—
Solclmailc -Ivommuiialäarlolion

7V2^ i8°
Liüolr üOki- SU.

43 1 845 045 . -
9 259 000,-

— 21517 —
52 2 082 528 .—

8 ^ i§6
üOar 6U.8iüoir

91
3

88

2 841 700 .-
6 100,

2 835 600,
^.nLw 'ükw v̂ui'äsia an Solämarlr -Ivommimaläai 'lklwn mii I»68oucl6r6i' X v̂sc:̂ 0L8iimmua " lür äei>

1VoiwunA8ban iw Hsi -ic:1ii8 L̂lirs LU8̂ 6§ s0er >. 64 Sarlalma mii 359 500, — HU.

Uiiwu kommen iiooli lolAönäs Darlslikii:
1. Ss .Q§1i'i8ti§s Sai '1s8en au8 dsu Vmarilia -^ ülsüieii Oer SeuiLalien IlenieuOau^-IvrLdiianaiali

LN8 äar I . Vulsilis au.8 äsr II . Vuloilw
Sailslian wii SU . Ilarlslwn mit SU.

-̂ .w 0a1w68l)ö§iim 8tanä6u LU8 . 104 1 003 876,39 249 1 856 815,70
2uAäiiAs im L6i'w1it8̂Hir . — —,— 27 185 927,50
Rüek11ü88s im Lw'ielii '̂aln- . — 18 708,54 — 27 867,79
8iaaä am 4a1ir683o1i1u88s . 104 985 167,85 276 2 014 875,41

au8 Oar III . ^.lllmiw
Dailaliaii mit SU.

Vw 0a1u?68l>6Amn 8ianäen au3 . 38 287 300,—
2uZäa§<z im Lm'wlii '̂alir . 170 1512118,19
Rüoir11ü886 im Lsrio1ii8 âiii' . — 18143,34
8iaiiä am 4a1w688o1i1u886 208 1 781 274,85

au8 clar IV . ^.nleilia
Dari öden mit SU.

4a1ir685kAina Ziawlsn au8 . — —
Heus Darlslwii im Hmüoliî 'aln' . 210 1 158 375,04
HüeirllüLLe im D6riel >.i8.1a1i7? . — 8 736,40
8iaa«1 am 4a1ir688o1i1u386 210 1 149 638,58

2. Xl6in v̂o1imiii § 8l>ari.äarl6 ^6ii au8 Uiiislri . üsr I)6ai8o1iea Sanä68i >aiiiren26iiiia1o:
^w 4a1ir68l>6§ illii 8iaiiäeii au3 . — Sarlslien mit — ,— SU.
^sua Darlsiisii im L6rio1>.i8 â1ir . 61 Sarlalmn wii 315 000,— SU.
HückI1ü886 iw L6ric:1ii3,ia1ir . — Oarlslwii wii 2 450, SU.
8isaä am 4alir688cli1a38s . 61 Ilarlelmii wii 312 550,— SU.
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vililtarl ».

3. ^wisebenbredite aus Nitteln dos Koiebsarbeitsministeriums:
Darleben über NN.

Vm dabresbeginn standen aus . 225 896 800_
Aû an^e im Leriebtszabr . 5 34 800_
Nüebtlüsse im Leriobtsjabr . 36 160500_
8tand am dabresseblusse . 194 771 100,

Oie treiAewordenen LoträAs werden wieder ausKeZeben.
4. .̂ onsti ^e Noldmarb-Nz'iiotbobendarioben : Darleben über NLl

^m dabresbe ^inn standen ans . 9 183 966,01
^ugünge im lderiebts âbr . — 18 000.
Nüebtlüsse im Leriebtszabr . 4 50 716.01
8tand am dabresseblusse . 5 151 250_

8onderdarleben:
Ns standen aus am dabresseblusse 2 Darleben (Norbweidenanbaubredito ) mit 7 000,— NN.

Noldmarb -Nommunaldarlelien aus vom OldenburZiseben Ltaate bereitZestellten Nittein aus dem
„IVosertonds " standen am dabresseblusse 2u Nuob . . . . 32 Darlehen mit 1 536 500,— 6U.

Ns standen kerner tollende Noiobsmarb -N ^xotbebendarleben aus:
1. Vus der Nolddisbontbanbabtion der Deutsoben Nentenbanb -Nreditanstalt:

Darleben mit NN.
^.m dabresbe ^inn standen aus . 585 3 394 590,—
2u §än§e im Leriebtsiabr . — —,—
Nüebtlüsse im Leriebtsiabr . 8 56 900,—
8tand am dabresseblusse . 577 3 337 690,—

2. ^.us eigenen Nittein : Darleben über NN.
^.m dabresbe^inn standen aus . 27 103 943,01
2u §än§e im Leriebtsiabr . 2 6 000,—
Nüebtlüsse im Leriebtsiabr . 2 30 067,19
8tand am dabresseblusse . 27 79 876,01

Norner war aus eigenen Nittein Aeroben:
1 Noiebsmarb -Nommunaldarlebn mit 314 900, — NN.

Von den im dabre 1926 aus Nittein der ^.uslandsanleibe des OldenburZiseben 8taates aus-
Aô ebenen bur t̂ristiMn Nommunaldarloben standen am dabresseblusse noeb

5 Darleben mit 179 205,86 NN . r:u Lueb
A6A6N 17 Oarieiien mit 574 300,— NN . im Voriabro.

^.n burrdristiFen 8ebuld8eboindar1eb6n standen ternor am dabresseblusse 20 667,— NN . aus. Ns
bandelt es sieb biorbei um Lixulabredite an die oldenburAisebe Dandwirtsebatt . 7̂ u Nipuiabrediten lauten
außerdem noeb über die landwirtsobattlieben Nenossensebatten 46 389,77 NN.

^.us ^.bxabiunAsicrediten (trüber Lleinlandwirtebrediten ) der Ooutseben Nentenbanb -Nreditanstalt
standen am dabresseblusse noeb 210 aut mebrsre dabre lautende 8obu1d8ob6indar1eben mit 146 049,—
Neiebsmarb aus.

Unter den Debitoren wurden in beträobtliobem OmtanZe bur/tristi ^e Nredite , die bereits seit
längerer Noit iieten , durob 1imwaudiun § in lanZtristiZe Oarieben aut der Nrundla §e der Inlands-
emissionen der Anstalt ab^elöst.

^.ut die verbliebenen ^.btiven aus den Nesebätten Nremer Lrivatbanb/Deutsebe Nereurbanb bamen
im Loriebtsiabre weitere LeträZe bersin.

Diese Aktiven ersebeinen am 31. Dezember 1928
unter N ^xotbebendarleben mit . 136 500,— NN.
unter Nonsortialbeteili §un§6n mit . 135 001,— NN.

8ie sind auob weiterbin als vorsiobti § bewertet anauseben.
Das Nonto Debitoren , das am 31. Dezember 1927 noeb 37 100,50 NN . betrug , ist durob Nin-

MNA6 aur Nrledi ^unA AelanZt.
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Von äein lllli 31. Reseniber 1927 noob Zssonäert nnsAen-iesenen Lolinläversxreoben äes Ltnntes
bonnte nns lreiZenoräenen RüekstellnnAen nnä Oeselinltsnberscbnssen äer letzten . änbre ein vniterer
LktrllA voll 300 000,— RN . nb^esetst n-eräen . Rs v̂nräe änänreb nnl 4,4 Nillionen RN . erninüi »t.

Rio eigenen ^Vertxnxiers , äie snintliob börsenZänAi § sinä , sinä vorsiebti § bewertet . Rs bnnäelt
zioli last nnr llill Ri ^niäntionssolinläversolireibnnAsn , RoAAensolinläversebrsibnnAen , Oolänrniksolinlä-
versobreibnnZen nnä Ooläninrkxlnnäbriele äer Vnstnlt.

Rio Xreäitoren nns äs in Sirenen Oesobältsbersieli äer Vnstnlt bnben iin Reriebts ^nbre 2n§e-
noininen. Rio nnäeren lreinäen Oeläsr , äis nnssoblielllieli iin Inlnnäs nnlAenommen sillä , konnten
vessntlieb 1i6rnb§6ininäsrt v̂sräen.

Dell Zesnniten Xreäitoren in Höbe von 18 642 989,95 RN ., v̂ovon 2 474187,50 RN . innerbnlb
sieben VaZsll lnlliA sillä , stnnäen an Freilbnren Nittsln erster Orännn § nin 31. Ressinber 1928 (Russe,
Outbnben bei Roten - nnä RbreebnnnAsbnnken nuä NostroAutlinbsu bei Ranken nnä Rnnkkirinen)
6 984 527,10 RN . M §snnbsr , v-obei Websel nnä eigene Rllektenbsstnnäo nielit berneksiobtiZt sinä.

Rer IIillsatL bstrnA iin Rericbtsjnbre nnl einer Leite äes Rnnxtbnebes 750 Nillionen RN . §e§en-
über 558 Nillionen RN . äes VorMirss . Ris Rilnn ^sninine betrn § nur Rn äs äes Rsriebtsj obres 76,3
Nillionen RN . ASAennber 63 Nillionen RN . äes Vor âbres.

Rneb äern Ossete lnr äen Rrsistnnt OläenbnrA vorn 11. änni 1928 vvirä äie Ltnntliobe Rreäitnnstnlt
von äein Rreistnnt OläsnbnrA init einern LtnininverniäAen von 3 Nillionen RN . nusASstnttet , äns in
seinein Restnnäe 2n srbnlten ist . Rer Ltnntsknsse sinä äis Zinsen sn verZüten , äie sie snr RosobnllnnA
äes binZSAebenen RetrnKes ê v̂eils nnlkn ^ enäen lrnt . 2sit nnä ^ .rt äor ^ nssnblnn § äes Rnpitnls
rveräen vorn Ltnntsniinisterinnr liestiinint . Rie ^ nssnblnnA kann nnob in ReilbetrnMn erlolZen . ^ .ul
äisssr OrnnälnZe v̂nräe äer ^ .nstnlt 2n Rnäe äes Reriobtsinbres snnnebst ein 8tnnirnverrnö §en von 2 Nil-
lionen RN . vorn Ltnnte Asvnbrt.

IHiZenv Vt 'rl-
pnpiere.

Ikreältori ».

I îquiüllüt.

riinsutii um!
NUsnusummr.

Situmi»-
vermiixi ».

Rer VervnrltnnASlluRvnnä ist nneb iin Rsriebtsjnbre erliebliob Zestie ^en. Rie VerinebrunA ist vor-
rvisAenä nnl äie ^ nRvenänn §en lnr äie erlröliten Oelinlter 2nrnek2nlnbren , 2nninl nneb Rneli/.nlilnn ^sn
lnr äns Vor^nbr sn leisten v-nrsn . ^ nösräeni stie § äer Lnvbnnlrvnnä , insbesonäere inlolAs sininnliAer
QnkeiZsvübnlieber RnslnZen lnr äis Rns ^nbe äer Ri ^niäntionssobnläversobreibnnMn.

^.ns äein LleselillltserZelinis ist sin LetrnZ von 163 000,— RN . einer nnter Rreäitoren verlineliten
8onäerrnolr1a§s 2N2nliilrren.

Rs verlilsilit ein On v̂inn von 42 745,35 RN . Rer Llswinn >virä äer nllZenieinen RnolrlnAe (Liolier-
lieitsrnnsse) LNZeleitet , äer inriwisolien naelr äenr Resste vorn 11. änni 1928 nnelr äer Restnnä äer Rnrs-
nnsAlsislisinLsse LnZelnlirt rvuräe.

Ris LtnntsbnnlilinnxtversninnilunK trat nnr 5. Nnr2 nnä nni 27. ^ .ng . 1928 2n 8it2nnAsn /.usnininen.
8is dslnöte siolr inslossonäers init äer RntAeAennnliine äer Rnll ^ nlireslzeriolite lür äie Anstalten nnä
äer lleststellnnK äer änlrrssrevlinnnMn nnä Rilnnrien lnr äns 6-esolinlts n̂lir 1927. Rerner erteilte sie äer
8tnnt1iolien Rreäitnnstnlt nnl (ürnnä äes Z 30 l^lrsntL 3 äes ^ .nstnlts §esst268 versoliieäene Rrinü-olitiAunMn
vsAsn äer LeteiliZnnA nn r^nleilisn Zentraler Rreäitnnstnlten oäer nnsvärtiAer öllentlielr - reolitlielrer
Rreäitnnstnlten nnä vveZen äer Rer §nl>6 von Vorsvlinssen nnl ^ nstnltsänrlelisn an 6lrnnästüolrseiA6N-
tüinsr nnä RrblinnliereelrtiZte nns äen ^ ivisolienlrreäiten äes Reielisnrlieitsniinisterinnis 2vr Röräerun^
äes HeinviolinnnAslinues oäer nns nnäeren Nitteln . ^ .ni 27. ^ .nAUst -̂vnlilte äie Ltnntslinnlrlrnuptver-
»nmmlnnA nn Ltelle äes -ivs§en stnrlrer äienstlielier Innnsxrnolinnlillie nns äein VsrrvnltnnAsrnt nns-
Zesolrieäenen NitZlieäes , Osnisinäevorstelier Rnnnenrnnn , Nun§eln , äen Rnnävvirt nnä Rnnsnrnnn Rieärieli
Löäeelrer, ^Velinen , in äen VervnItnnAsrnt.

Rer VervinltnnAsrnt liielt irn Rerielits ^nlire 18 Lit ^nnAen nli. Rer voin Ver v̂nltunAsrnt bestellte
besonäere LnoliverstänäiAe nnlini nuoli iin änlrre 1928 eine Zrolle Vn2nlil von Revisionen verseliieäener
-̂ rt bei äer ^ .nstnlt vor.

Ltnntslinnlräirolrtor Rotte seliieä 2nni 1. OIrtober 1928 nnter Verset ^nnZ in äen Rnlrestanä nns äor
^tnntsbnnlräirelrtion nns . Ltnntsbnnlräirelrtor Rotte lrnt seit äein 15. Oktober 1908 äer 8tnntlieben Rrsäit-
anstnlt nnä seit äein 9. ^ .nZnst 1922 äer Rirektion nnZebört . Leine uinknssenäen Xenntnisse nnä Rrlnb-
runAen in nllen RrnZen äes Renlkreäits , seine Vertrantbeit nrit Rnnä npä Renten nnä init äer oläen-
l>ur§iseben ^Virtsobnlt sorvie seine nnerseböplliobe ^ rbeitskrnlt belnbiZten ibn , äen Vnstnlten nnter äen
^okvieriAen Verbältnissen äer XrieZs - nnä NnebkrieZsseit wertvolle Rienste von bleibenäer Leäentnnx

Oeseliüits-
vrxrlinls.

Veriviiltunpl.
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xu leisten . î n seiner 8telle trat der Rsgierungsassessor l) r . 1»Vebngs vom Oldenburgiseben ^linisterium
des Innern ein 1. Oktober 1928 mit der Oienstbexeiebnung „llinanxrat " als ordentliobes lllitglied in die
Ltantsbnnirdireirtion ein.

î uob irn .labre 1928 wurde die Direktion in ibrer Oesobültslülirung von dem Verwaltnngsrat und
dein Herrn Ktnntskoinniissnr in wertvoller ^Veise unterstützt.

Die Anstalt besebältigte nin 31. Oexeinber 1928 18 Beamte , 82 Angestellte und 6 Bebrlinge.
0 1 d e n b u r g i. 0 ., den 15. Närx 1929.

8taat8l )anlL̂ ireIrtion^
I>r. Iin>»eli »g . Ilolise. Bnsellvnlmrger . Bnetx. Di . IVelinge . 8v»rk.

Iler Verwaltungsrat bat die vorliegende Lilanx lür 1928 nebst Oewinn - und Verlustreobnnng xrüten
lassen , V.ul Orund dieses Brülungsberiobtes erblärt der Verwaltungsrat dis Biebtiglreit der ausgewiesenen
Gallien, ltlit dein dabresberiebte ist er in dieser Fassung einverstanden.

0 l d e n b u r g i . 0 ., den 15. lllärx 1929.

Verv̂ altunAsrat «äer Ltaatliclieir Î inanranstalteri.
AI nx tvin vioelr , Vorsitxender.

llie vorliegende dabresreobnung und Bilanx lür den 31. Oexeinber 1928 sind von der 8taatsbLiib-
bau ^tversammlung in ilirer 8itxung vorn 15. Närx 1929 lsstgsstellt worden.

Oldenburg  i . 0 ., den 15. lllärx 1929.

UnkliUiNV, ^ .mtsbauxtmann,
Vorsitxender der 8taatsbanbbauxtversammlun §.



Oewinn - und VerlustreclinunS
uncl

6ÜÄN2

per 31. Oe^eniker 1928.
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Ztaatlieke Kreöit-

^ussaben. Oevvinn- unä Verlust -Î ecknunx
— - - - ' ' '

! UsidisiüLi^

Vei v̂altiinAsaulwanä.

^bsoliroibun ^ anl Inventur.

Roin^vvinn.

Der RainMvinn von RN . 205 745,35 ist vvia tolZt 211  vsi '̂ vsnäen:

1. an LonäarrnolclaAe-Xonto.

2. an clis allZainainn RüolclaZe (Liollarlisitsinasss ) . . . .

RN . 163 000,—

„ 42 745,35

522 633,11

4 315.90

205 715.35

732 691,39
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Anstalt OlclenkurA.

per 31. Dezember 1928 LUnnakimen.

Zinsen nnä Provisionen

Ver̂ valtnnAsirostenbeiträAe

Ivursäikksren̂en

lleiolisnrnrlr

525 735,86

182 457,86

24 500,67

732 694,39
_^
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Aktivs.

2.
6.

4.

5.

6.

7.

8.

9.
10.
II.

12.

Mellt einAe^abltes Aktien - InLE. Detriebsbaxital.
Xa 88e, tremdo Deldsorten und tälli ^e Ains- und Dividendensebsins .
Dutbaben bei Koten - und ^ .brsebnun§ 8banb 6n.davon enttallen aut dent 8obe Kotenbanben allein XU . 200 586,46
Lobeolce, ^Veebssl und unver ^ineliebe 8obat 2anv êisunAen
a) 8ebeeb 8 und ^Veebeel (mit ^ .ussvbluö von b—e) . . . .b) unverrineliebe 8ebatü.anvvei8ungen und Lebatv.veobsel de8 Xeiebsund der Länder .

davon bei der Xeiobsbanb redisbontabel —,—
e) eigene /^briexte.sl) eigene 2 iebun §en.e) 8o1a v̂eebse1 der Kunden an dis Order der Danb.
Kostro ^utbaben bei Dauben und Danbtirmen mit Xälli §beit bi 8 ?u3 Uonaten . .

davon innerbalb 7 DaZen tälliZ . . . XU . 3 382 276,74
Xexorta und Dombarde Ao§en bör 8engän §i§e V êrtxaxiere

davon enttallen aut Xexorte allein . . . —.—
Voreebüsee aut vertraebtets oder einMlaZerte ^Varen:
a)

b)

Xemboursbredite:
1. eieberAsstellt dureb Xraebt - oder Da § er-

eebeine.
2 . sieberAeetellt dureb 8vn 8ti § e 8 ieberbsiten
3 . obne dingliebe Aoberstellung
8on 8ti § e bur ^trietiZe Kredite A6 §en Verxtändun § bs 8timmt bs-
iieiebneter marbtZänZi ^ er ^Varen.

eigene V7ertxaxiers:
a ) ^ .nlviben und ver ^insliobe 8 ebat 2amvei 8unAen des Xeiebes und

der Dänder . ,
b ) 8on 8ti § e bei der Xoivbsbanb und anderen ^ entralnotenbanben

beleilibare ^Vertpaxisre.
e) sonstige böreenAän ^ iAe ^Vertpaxisre.
d) 8on 8ti §e ^Vertxapiere.
Xon 8ortiaIbetoiliAun §en.
Dauernde DeteiliZunAen bei anderen Dauben und Danbtirmen .
Debitoren in lautender XeebnunA.
davon enttallsn aut Kredite an Dauben , Danbtirmen , 8 xarba 88 en

XU . 1 360 217,20und 8vn 8ti §e Kreditinstitute
Von der Onsamteumme (Xv 8. 11 ) sind Zedeebt:
a) dureb börsen ^än ^i^e V êrtxaxiero
b) dureb sonstige 8ieberbeiton . XU . 9 938 831,82
Dan^ trietiAe Kusleibun §en Fe§en b^ xotbebarisebs 8iebsrunA oderAegen IvommunaldeebunA:
Xo^Aendarleben : lanAtrietiAe (8 608 340 /̂2 b§)
Ooldmarbb v̂potbebendarleben . . . .
Xentenbanbb ^ xotbebendarleben . . . .
Xeiebsmarbb v̂potbebendarlsben . . . .
Ooldmarbbommunaldarleben:

a) eigene . „ 5 277 628,—
b) au8 vom 8taat bereitAeetellten Uitteln . „ 1 536 500,—

Xeiebeinarbbommunaldarleben . „ 314 900,—KutZev -ertste Darleben . . 12 074039,94

XU . 16190,50

XU . 1 549 501,29
„ 20 216 412,01
., 9 275 646 .69

79 876,01

ÄLLtlieke Krecjit-
öilanr per

Xeiebsmarb Xsiebsmarb

76 872F6
275 377,72

> 2 052 305,68

2 052 305,68

6 632 276,72

2 830 628,87

20(b—
— ' 2 830 828,87

156 354,89
! 116 601-

9 987 475.09

!

50 324 503,94

!

DbertraZ: 72 452 596,57
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gnstalt Oldenburg .
ZI. Oeremirer 1928 . ?L88iva.

1. ^ lrtienlrnxitnl 1>2̂ v. Retriet ^irnxitnl (8tnrninvermü§en)

Reioii8innrlr Reieii8nrnrl:

*2 000 000 ,—

2. Re36rven:
DnrleirnerüolrlnZen.
^.ÜAeineins RnelrlnMn (8iolisrli6it8mn8ss)

12 227,54
135 151,89 147 379,43

3. Rreäitoren
n) 3eiten8 der Lnndeolrnlt bei Dritten benutzte Lredite . . . .
b) denteolie Lnnlren, Rnnirlirnien , 8xnrlrn836n nnd 80N8ti§e dent8eii6

Rreditinetitnts . RN . 7 620 947,18
o) 8on8ti§e Rreditoren. „ 11 022 042,67
Von der Deenrntenrnine der Rreditoren (mit ^ .N88oii1n6 von n) 8ind:
1. innerllnll , 7 ^ nZen InIliA . RN . 2 474187,50
2. dnrnber Iiinnne 1>i8 ?n 3 Nannten 1n1Ii§ . . „ 13 897 392,87
3. nnoir ineiir nl8 3 Nannten 1nI1i§ . . . . „ 2 271 409,48

18 642 989,85 18 642 989,85

4. ^ 2sxts

5. ü,nnZ1ri8ti§e ^ .niedren brî iv. Dnrieiren:
n) R ^ xotiielrenxknndOrieke nnd Roininnnn1o1di §ntion6n iin Dinlnnl:

8 ^ Oo1ärnnri:8oiin1ävsr8oiii6ii )nnA6n . . . RN . 14 281 137,35
7A ODldinnrk^olinIdvereokreibnnAen . . . „ 5 039 875,—
7^ ^ lloldrnnrlrlroininnnnlnnleilie . . . ,, 2 081 —
8A (üoläinnrlrivoininnnnlnnleilie . , 3 856 000,—

b) 8on8ti§e:
RoAMneoiinläverseiireidnnAen (8 608 340^ Ic§) RN . 1 549 501,29
Denteelre Rentsndnnlr -Lreditnnetnlt . . . „ 10 023 295,78
Reioii8nr1>6it8irn88e (^ v îeeiienlrredit ) . . . „ 916 600,-—
Denteoiie DnndesOnnlren ^entrnle (Rlein-

v ôiinnnAsbnn ) . ,, 315 000,—
OläenimrAisalisr 8tnnt (Roininunnlnnleilien ) . ,, 1 597 500,—
^ .1>2nii1nn§8lrr6<1it der Dentsoiien Rentenbnnlr-

Rreditnnetnlt . „ 146 149,—
4 /̂2^ Doläinnrlr -Diciniäntioimnnleiiie . . . ,,13189  112,50

6. 8on8ti§e Dn83ivn:
Ro§A6nnnvsi8nnA6n nnd RoMsnnnteiRoiieine

(194 6I6V2 irs t>er 1- ^ .xril 1927) . . . .RN.  51 690,14
OläenbnrAisolier 8tnnt (Loininnnnlnnleilien ) . . „ 181 097,01
OldendnrAReiier 8tnnt (Dixnlnnotliilkelrredit ) . „ 75 —
^ukwertnn §sxn88ivn . ,, 1 230 790,43
^,n1eiii62in86nvortrnA6 . „ 658 240,71
8on8tiM8 . „ 139 095,16
Oevnnn-VortrnA. „ 205 745,35

DtiertrnA:

! 25 258 212,35

27 737 158,57 52 995 370,92

2 541 658,80

76 327 399,—

I 'nr äie Verdindlioliiceiten cier ^ N8tnlt linktet der Dreistnnt OIdenlinr§ nnt >68eIirLnlrt.
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Aktiva.

Dbortrs -A:
13 . LLQlrMbäuils.

Roio1i8m8rir 4teieii8M8r1

72 452 596,5?
175 000,-

14 . 8oQsti § 6 Immobilisn . . _
15 . LonstiM ^ tiva:

InventLi - . I?M . 1,—
I >Lr1e1i6v.2iiiseiivoi4iÄAL . „ 756 167,22
Vervm1trmA8ko8t6ii1 >6itr8Z 'vorti '8Zs . „ 53 800,17
Di88 § io -Vortr8 § . „ 134 520,25
Lr8L42ä60 ^ im § tür I 1̂ciuiclLlioii8 -^ .iil6i1io . . „ 1 115 072,56
8oliu1ä8oii6iml8r1simn . „ 166 716, —>
^nr2lri8ti § 6 XommunalclLrloliSQ (g,u8 vom 818.9,4

6er6itZ68t6l1ten Llittolii ) . ,, 179 205,86
^8l ^ sr1u8A88lr1iv8 . .,1 230 790,43
8oii8tiM8 . 63 528,94 3 699 802.43

8umms äor ^ .1rtiv8 (ü66i -si88timm68ä mit äor 8umms äsr ? 888iv8 ) . 76 327 399,-

^ .uösräom:
^ .val - uuä LürA8oIi8lt8ä6l >itor6ii. 1 750 000,—
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Rsio ^ sinLi'Ir

8uMM6 clsr kassivk (übsrsinslinimeiicl init äsr LuiniLS äsr ^.Irtiva,) . -

^uüsräöiri:
unä LürAsolialtsvörxllio ^tunAen . 1 750 000.—

?L88iva.

RkiolisiriÄr^

76 327 399 —

76 327 399 —



Vervvaltun§8l)6ri
cler

O^entliel ên
.̂e^ensversie ^erunASÄiistAlt Ol^enkurZ

Lür

^38 Oe80̂ Ät8M̂ r 1927.

Druck von >Vci. kittmsuu , OlllelliiurA i. O.



Ltaatslcommisisar:

8taat8inini8ter 2. I). 8 toin , Oiäenbnr »-.

8taatsl )an1cliauptver8ammlun§ :
VorsllreMer:

VNIt8Inrnpt III nnn n n 6 1c0. in ^ . Vooiitn.

MtAlioäer:

I . Voin I ânätaZo Kôväiilt:
1. Direktor H a r t 0 n § , Os1inenlror8t, etoilvortr . Vor8it2encler,
2. 8tant8inini8tor a. D. N 0 zi s r , OläsnionrA,
3. Or. 8 0 ii n t e , I înäorn,
4. Ola^iinttenäiroirtor 6ar1 Dinir1n § 6,  OiclenIiurA.

II . Von äor I,anäwirt8olralt8-, äor Hanäel8 - nnä clor Hanä v̂orlr8irnininsr in OläenbnrA, smvis von äen
Vortrstorn äsr Vorsioliorton iin Vorslnncio äor üinncissvoisioiiornnASNnstnIt in OiäenI>nr§ iiostiinmt:

1. I?rolo88or Dr. Dnr8tiroII,  OIäsnI >nrA,
2. Oolr. Oironornisrat H o 1 <1 ii n 8 , Lnä 2vvi8oliennlin,
3. Xn88SNNNA68t6l1iorH o n n i n § , üvsr8ton,
4. Rnteiiorr Hook,  OläonIinrA.

III . Vorn 8taat8inini8tsrinin ernannt:
1. Lanlräiroirtor toin Oieoir,  01äenl >nr§,
2. 8xarirn886nciiroirtor Oobolrnann,  Olo ^xenlonrA.
3. Xanlinann ^. n § N8t !Uan8in § , Horcioniinin,
4. ^ int8iianxtinann II a ü Irg. inx,  Vovlitn,
5. Lankäiroktor ?roxxin § , OläenIinrA,
6. 8xarirL88sniIir6irtor Hoiräo,  Rn8trin §en.

IV . 8tnnt8inini8t6r 2. D. 8 tein  al8 8taat8iroinini88Lr.

V. Von äer 8tnnt8bnni<iinnptv6r8ninin1nnA al8 Nit ^lioäor clo8 Vorv̂ a1tunA8rnt8 Iiin2U§6 v̂LliIt:
1. (I6in6inä6vor8t6li6r Oannoinann,  I n̂nZoln,
2. üabrikäiroirtor ? a n 1 8 oiiinit 2 , Lraire.

Verwa1tun § srat:

Vorsitreoüer:

Lnniräirolctor t 0 in Disolc,  Oläenbur ^.



Nit ^Iiollor:

1. Onmoiinlovoi'stolcoi' 14a n n o in a n n ,
2. 8pLrIra886inIiroIr1oi' 14o l>o 1 in a n ii,
3. Raiilrclirolrtor R r o p p i n ^ (stollvortr . VorsilLoiiclor) ,
4. Ralnilrclirolrioi' Rani 8oliinii8,
5. 8taat8inini8lor 2. 14. 8 t 0 i n als 8taat8lronnni8sai-.

Ratsliorr Ivooli (Rrstor 8to11vorti'6t6i') ,
8^ai'1ra886nc1iroIrloi' R o li clv (^rvoitor 8to1lv6rti'6t6i') .

LtaatsIranlLclirelLtion.

Vorsitrondor:

Olioi linanirini I4r . 11a b 0 1 i n ^ , OlclenliniA.

Ordontliolio Nil ^Iiedor:

.lusli ^inl R o li s v , OlcleiiliurA,
Rinanrnal Ra 8 olionlinrz; 6 r,  OlclonlinrA,
8taat 8likinlrclirolrtoi' Rollo,  Oldenburg,
RandossParlrassoiiclirelrtor Raot  2 , OlclonlinrA.

^ullororllentliello UitAliedor:

Rirolrtor Iv n 11 lr 0 n r o n lr 0 11, OlclonlinrA,
Dlrolrtoi ' i l 1 0 n I) 0 r A, Olclenlini-A,
Rirolrtor R 0 i 110 , OlclenlinrK,
llirolrtor 8 p a r lr , OlclenlinrZ.

Rio OrZano liostolion Aonieiiisani tnr:
1. clio 8taat1iolio Xroclitaiistalt , Olclonlinr̂ ,
2. clio Raiidossxarlrasss 2N Olc1onl)nr§,
3. clio Ottontliolio Roliorlsvoi'sioliornnAsanstalt , Olclonlinr§.
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1

bericht.

Dis RrgeRnisss äss v6r§anAenoii äaRrss Rönnen als tzünstiA anKeseRen cverclen. Dis LuZänAe êiZen
^eAennber clein Vor âRre in allen Lxarten eine ReträoRtlieRe 2nnaRms . ^.noR clis linan îellen RrAednisss
sincl reolit orlrenlioR, 6er IlRersoRnö ergibt iin aRAelauleuen ReoRnnnASMlire eine niolit nnerReRliolie
Ltei^srnnx;. Die verRältnismäLiA nisäri §sn DssoRältsRosten äer Anstalt sincl äaRsi niolit nRno Rinilnö
^eRlioRen.

Im einzelnen ist 1ol§enäo8 2N RerioRtsn:

1. Rs>jen8vsr8iclisrun8.
Das dssoRälts ^eRist äer Anstalt nmlalZt clas Danä OläenRnrA. Rrot? clissss vsrRältuismäüiA

sn^sn RetätiAnnAslsläos äer Anstalt vncrcls iin RsrioRtsMlire ein ^ ntrn§ 82 NALn§ von 3 874 700,— RU.
VersioRornnZssnmms erreiolit . In Uralt traten VersioRsrnnAsn über Zusammen 3 415 341,— RN . Unter
RerüoRsioRtiAnn̂ cles ^ R§an§es änroR Rocl, RnoRRanl nsvn erZaR sielr Rncls 1927 ein VorsioRernn̂ s-
Restanä von 10 315 072,— RN . Riimn Rommen nooR VersioRernnAen nRsr 2 442 781,— RN ., äie äie
Anstalt in RüoRcleoRnnA genommen Rat, so clalZ ain LoRlnsse cles RaRres 1927 clsr DesamtversioRerunAS-
Restancl clsr Anstalt 12 757 853,— RN . erreichte.

Von clein Di§sn§ssoRä1t clsr Anstalt sincl 86,9 ^ (iin Vor âRrs 84 ^ ) DsRsnsvorsioRernnAsn, <lie
nrit ärrrtliolior 1IntsrsnoRnn§ aRAssoRlossen sincl, välcrencl 13,1 A (im Vor '̂aRre 16 ^ ) anl VsrsiolisruiiAen
olins är t̂lioRo RntersnoRnnA entlallsn . Der Rrossntsat ?: clsr mit IlntsrsnoRnnA aRZssoRlossenen Ver-
sioRornnz;en Rat sieR also verRessert.

Irn til>ri»'en LsrAlieclert sieR clsr Restancl an eigenen VersioRsrnnAsn anl 56,8 ^ cler VersioRerunAS-
suin me naoR ReieRsinarR nncl anl 43,2 naeR DolämarR. Der dolämarRRestanä ist RanxtsäoRlioR aal
clis ersten .laRre naeR clsr Imitation mrrnoRmilnRren; iin RerioRts âRr cvar cler 2in§an§ an dolämarR-
versieliernnAen nnr ZsrinA.

Rür Rocleslall âRlnnAen in cler DeRsnsversioRsrnnA im Ri§6NA6solrä1t cler Anstalt -cvaren nur
4029,— RN . orloräerlioli ; clis LterRlioRRsit naRm clemnaeR einen §nnsti §en Verlanl.

NaoR 2nrnoRstsllnn § clsr KesoRältsxlanmäöiZsn Reserven nncl ReitraZsnRsrträM ist ein IlRersoRuö
von 104 132,07 RN . erhielt vmrclen, äer sat n̂nASAemää clsr LioRsrReits- nncl IlRorsoRnörnoRlaAS cler
VersieRsrtsn 2n1lielZt. Diese erreiolit clainit naoR ^.R̂ nA clsr Ze âRlten Raräiviäenäsn einen Rstra§ von
222 039,69 RN . IlisrRsi clarl nioRt nRerssRen cverclen, claü clas §nnsti §s RrAsRnis erhielt cvsrclen Rannte,
trotaclem clie Anstalt 2^vsimal clie ReitraAstarils §sssnRt Rat nncl ässRalR mit nisäri ^en Rariisät ŝn
arR eitet.

Dis an^ssammelts RRersolinömasss Zsstattst clsr Anstalt , clas Diviäsnclsns ^stsm äerZsstalt nin-
Linvancleln, äaL sin stärRsrer RnoRlluk an clis VsrsioRsrtsn erlol ^t. Dis naoR clsm ĉveitsn VersioRornnZs-
.lalir lälliZ ' cveräenäe Diviäsnäe von 10 ^ värä RsiRsRalten (drnnääiviäenäe ). DarnRer Rinans vnrcl 1929
Inr clis Rereits 5 äalire RestsRsnäsn VersioRernnAen sine ^nsatriäiviäenäs von 5A , insgesamt also 15^ '
Aecvälirt. In ^.Rstänclen von 5 2N 5 Ralrrsn cverclsn voranssioRtlioR cvsiters ^nsat ĉliviclenclon 1o1§en. Für
cliê sniAen VersioRerten , äie clis drnnääiviäsnäo von 10 A 2nr DrRöRnnA iRrer VersioliernnAssnmins
(ZummsimucvaoRs) AscväRlt RaRen, cvircl clis ^nsatscliviclenäs vsrxinslivR anAssammelt nnä im VsrsioRs-
rnnAslalls mit ansAs âlilt.

Im 2u8ammenRanA6 mit clen (IssoliältserAeRnissen äer Anstalt Reäarl äas Rr§eRnis äer im Ver-
Ranäe voreiniAten öllentlioRen DeRensversioRernnAsanstaltsn DsntsoRlanäs sinsoRl. äer RlatriRalterin lür
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Vürttemberg der Rrväbnung . Der ^ .ntragSLugang der verbundenen Anstalten beliet sieb iin dabre 1927
aut' rund 355 Nillionen Reiobsniarb ; der Versieberungsbestand erreiebte Rnde 1927 rund 1,052 Millionen
beiobsniarb Versieberungssuinine . Du dis öttentlivben Debensversieberungsanstalten in ibrenr Vrbeits-
o-gbikt aut dis einLelnsn RrovinLen und Ränder besobränbt sind , so inuü bei einein Vergleieb init einer
im ganLen Deutseben Relob arlieitenden privaten Versieberungsunternebinung dies Rrgobnis der Oe-
samtbeit der öttentlivben Anstalten , die in engster Verbindung initeinander stöben , betravbtot werden.

2. IlukaR - und Raklvkliebtvvrsirberung.
Der ^ ntragsLugang ist gevaebsen ; die Reitragseinnabine Leigt gegenüber dein Vor .iabrv eine er¬

bebliebe 2unabine . Der Lebadenverlaut Leigt eine autsteigende Dinie , bielt sieb aber noeb in tragbaren
KrenLen. Dur noeb niebt geregelte Lebadentalle vurden entsxreebende Reserven gestellt . Der DbersvbulZ
beLittert sieb aut 5 076,25 RN . und vurde der Lieberbeits - und Dbersebuürüeblage Lugetübrt.

3. drausiu »rt Versilberung.
Die ^.rbeitsgeineinsebatt nait der „^ entroxa " gestattet der Anstalt den ^ .bsebluZ von drans ^ort-

versieberungen tür Reobnung der „2entroxa " . Die Oesobättsverbindung viril von der Anstalt baupt-
säebliob binsiebtlieb der ^ .utobasbo - und der Valorenversioberung gextlegt , vodureb der Anstalt eins
bäutig gevünsobte RrganLung der eigenen Lxarten erinögliobt vird.

Der Vervaltungsrat lieö dureb den von ibrn bestellten Revisor rsgelinäbig Revisionen bei der An¬
stalt vornebinsn . ^ .uberdena ertolgte eine besondere Dberxrütung der Ruebtübrung dureb den Revisor
iles Verbandes.

Das Reebnungs .i'abr 1928 entviebelt sieb betriedigend . Die Rotlage der Dandvirtsebatt , die sieb
aueb aut andere RerutsLveige ausvirbt , rnaobt sieb allerdings in geringein NalZe iin Reugesebätt be-
merlrbar.

Oldenburg,  den 13. duni 1928.

ZtaatskanlLiäirelLtion.
Dr. Rabeliug . lbobse. Rasebenburger . Roltv . Raetr . Nillenlierg.

Rut Orund des dein Vervaltungsrat vorliegenden Rrütungsberiebts erblärt er die Riebtigbeit
cler ausgeviesenen 2ablen . Nit dein dabresberivbt ist er in der vorliegenden Rassung einverstanden.

Oldenburg,  den 27. August 1928.

Verwaltun ^srat cler Ltaatliclren ^inanranstalten.
Nax tom Diveb , VorsitLender.

Die vorliegende dabresreebnung und RilanL tür den 31. DeLeinber 1927 sind von der 8taatsbanb-
liLuxtversaininlung in ibrer LitLUng vorn 27. August 1928 testgestellt vorden.

Oldenburg,  den 27. August 1928.
Rallbamii , ^ .intsbauxtniann,

VorsitLender der Ltaatsbaubbauptversanrnilung.



k n̂anrielles ^r§ebrüs aus cler Lter^Iictilreii.

LavitalversKIleru »^ aut «len L«cle8kaII.

Ks waren kür d̂ odeskälle einseül . der Nitversieliernn ^ rar âlrlsn oder rmrüolvönstellen . 16 678,87 RU.
Ks standen 2ur VerküAunZ:

1. ans dein KeolrnnAslrâ ital der dnrolr den Rock erloselrenen
Versioliernn ^en . 1 036,— KU.

2. ans der KisiKoxrainis säintliolrer ^ odeskallversioliernnKen*) . 39 418,18 KN.
3. ans der Ver^ütnnA der Küelrversielierer kür dnrelr Kod

erlosoliene VersiolrernnAen. . . —,— KN . 40 454,18  KU.
23 775,31 KU.

8 . KeiittziiversicIleruiiA.

Ks liätten iin (Aesoliäkts.ialir 1927 dnreli Kodeskälle an Krämienreserve
krei werden sollen . 1 903,— KN.

Ks sind in V̂irlrliolrlreit an Kräinienreserve der dnreli Kod erlosolrsnen
Vsrsielisrnn ^en krei geworden . 16 436,— KN . 14 533,— KR.

38 308,31 KU.

*) Hierbei ist üis nn üis iüüoicvsrsieberer kür loclssksIIversicbsrnnAen Aernblts Ikisitioprüinis iin LstrnZs von 40 447,65Reiebsmnrk in Lbrng Zebrnobt.
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6ewe §un§ ^es VersictierunAs^eZliancles im keetmunZHalrr 1927.

IvaxitatversiotrernnAen anl den lodeslatt

LslbstatiAssotilossens
VersiotrernnAen

In HüoirdsetrnnA Zenonr-
inene VersiotrernnAsn InSA esaint

^ .n^alrt 8nnrine ^N2a1it 8ninrne Vn ^atit 8ninins

Ls traten in I4ratt . . . 561 3 412 200 573 675 387 1 134 4 087 587

IViederinirraltsstLNNA . — — 5 7 858 5 7 858

Lrliölinncr deststrendsr Ver-
siotrsrnnZen. — 2 883 — 5 136 — 8 019

H5ertra § inlolM L.ndernn§
der VersietrernnAsart — 258 — —- — 258

1tt>ertra § von anderen l^n-
statten . — — — — — —

Oesaintsr Ln^anA . . . 561 3 415 341 578 688 381 1 139 4103 722

Lestand ain Lnde des Vor-
l'atires. 1433 7 173 526 2 904 2 183 839 4 337 9 357 365

Lnsanrnren. 1994 10 588 867 3 482 2 872 220 5 476 13 461 087

^5 §an§ dnreli
I?od. 10 4 800 22 15 080 32 19 880

^ .tdanl. — — 1 353 1 353

KnoLLanl. 35 212 795 596 119 826 631 332 621

Verlatt. 26 46 200 121 147 243 147 193 443

RednLtion . . . . -- 10 000 — 18 476 — 28 476

ItbertraZ 1n1ot§e ä .ndernn§
der VersiotrernnAsart . . — — — — — —

Itt»ertra § anl anders ^ .n-
statten . . . . . . — — — 128 461 — 128 461

ttesaintsr ^ .t>§an§ 71 273 795 740 429 439 811 703 234

Lestand ain Lnde des üatires 1923 10 315 072 2 742 2 442 781 4 665 12 757 853

und üentenversiotrernnA 2 853,40 — — 2 853,40
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Öikentliette OIcjenI)ur§.
Iiecünun§8ak)8cülu6 kür ^en 31. Oeremker 1927.

Oevvinn- uncl Verlustreel̂ nunA iür cjas vierte kecknun §8j3tii-.

Heielismsrk Lsiebsinsrb Reiebsmsrlr Deiebsmsrll
LiiuiLtmien. Ij . ^ U8saben.

I . Dbertrüge sus dem Vor '̂ sbre: 1. TIsklungen kür unerledigte Ver-
1. Deebungsbspitsl. 160142_ sieberungskülie derVorjsbre ans
2. Leitrsgsübertrsge . . . . 148 546_ selbst sbgeseblossenen Ver-
3. Rüolclsge kür soblvebende siekerungen:

Vsrsieberungskslls . . . .
4. Sieberbeits - und llbersebuö-

rüolclsge . . 65 592,57 UM.
^uvvsebs sus
dem llbersobusss
des Vorjsbrss 58 177,34 RM.

15 000—

123 769,91 447 457,91

Lurüebgsstellt.
II . ILsblungen kür Versiekerungs-

verpkiieiitungen iin 6esedükts-
jslir sus selbst sbgeseblossenen
Versivbsrungen kür:
I . Lspitslversieberung suk llen

Vodssksll geleistet . . . . 4 029,—

668,65

II . Ileitrügv kür: 2. Rsntenvsrsioberungeu
I . k̂ spitslversioberungen suk geleistet ssbgeboben ) . . . 115,05 4 144,05

den '7oll68ks.il
s > selbst sbge-

soblosssne 442 699,55 RM.
b> in Hüelcdeebung

über¬
nommene 90 073.90 UM.

III . Vergütung kür in kllebdeebnng
übernommene Verleberungen:

532 773 .45

1. Urgsnrung Oes veeleungs-
lcspitsls.

2. Lingetretsne Versioberungs-
kslle.

3. Vorzeitig sukgslöste Ver-

46 254 .42

12 649,87

2. lientenversieberungen . selbst
sbgsseblossens . 1 325,— 534 098,45

sieberungen.
4. 8on8tige I,eistungon . . . .

IV . Asblungen kür vorzeitig sukge-
lösts 8elbst sl>ge8eblv88ene Ver-
8ieberungen (Rüebbsuk ) . . .

6 407,76
18 803,85 84 115,9»

111. liupitslerträge:
Zinsen . 56 234,99 9699,61

IV . Oevvlnn sus lispitslsnlsgen:
Kursgewinn .

V. Vergütungen üer liuekver-
sleberer kür:
1. Lrgünrung des veelcungs-

lcspitsls.
2. Vorrsitig snkgelöste Ver-

161 771,74

19 991,52

V . Oewinnsnteils un Versieberte
SU8 dem Oesebskts ŝbr sbgeboben

VI . Rüekverskekerungsbeitrsge kür
lispitslvorsieberungen suk den
lodesksll.

VII . Verwsltungsbosten:
I . ^ .bseblukgebübren serstmsligs

Xosten ) einsebl . Rüelcstellung
von 4 955 .92 UM. 52 161.77

5 862,29

268 861,53

siobsrungen.
3. Sonstige Leistungen . . . .

5 776,04
46 687,04 214 234,82

2. Sonstige Verwsltungsbosten
einsebl . Rüebstellung von
15 000 . RM.

3. Steuern und ökkentliebe ^,b-
51 330,53VI . 8on8kige blinnsbmen. 2 244,35

104 669,84Oessmteinnsbmen: 1 274 262,04 geben .
VIII . ^ .bsebreibungen suk Oesebrikts-

einriebtungsn.

1 177,54

317,75
IX . Oeebungsbapitsl um 8eblu88e des

6esedsktszsbres kür:

VI>8tI >!llk. 1. Xspitslvsrsiebsrungen suk
den lodesksll. Z48 866,—

Oessmtsinnslimsn.

Oessmtsusgaben . ^

1 274 262,04
1 170 129,97

2. Rentenversieberungen . . . 1 210 .— 350 076,-
X . Ileitragsübertrüge sm 8eblusse

IlbsrseluilZ üer Linnsbmen . . i 104 132,07
des Oesvbsktszsbres kür:
1. Lsxitslversicberungsn suk

den lodesksll. 202 587,—
2. Rentenversieberungen . . . 44,— 202 631—

I ) . Voriveiuiun -r lli ' 8 Vboi-
8dlU8808.

XI . 8ieberbeits - und Obersebuö-
rüoblsgo .

XII . 8onst !gs Rüeblsgen.

117 907,62
21 975,73

seliuüriieklsge. 104 132,07 Oessmtsusgsben: 1 170 129,97
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ÖikentlietieÎ elD6N8ver8ieIêrun§8LN8tLlt OIdenIi)ur§.
Kecünun§8at)8cü1u6 kür den 31. Oerember 1927.

Oewinn- und Ver1ustrecliuuu§ Lür d ŝ vierte k̂ eeknunAsjL̂ r.

LinnLiuneii.

I. vberträge aus dem Vorjabre:
1. veeUuugslrapital kür Ilukall-

versieberuugsu mit Beitrags-
rüeUgsvväbr.

2. Leitragsübsrträge:
a> der Ilukall-

versioberuug 375,20 KVl.
b) der Kaktpkliebt-

versieberuug 2 016,12 liVl.

Ksiobsmarlr

310,80

2 391,32

KeiobsmarU

li . ^ usAktden.
I . Gablungen kür Versieberungskälle

üer Vorjabre aus selbst abgs-
seblosseusu Versiebsruugen:
1. Ilnkallvsrsioberungskälle er¬

ledigt .
2. Haktpkliebtversieberuugskälle

a ) erledigt 2 175,61 KN.
b) sobrvebsnd 850, — KN.

Ksiebsmarlc

130,35

3 025,61

Ksiobsmark

3 155,96

II . Gablungen kür Versiekeruugs-
källe im 6esekäktsjsbr aus selbst
abgesoblosssueu Versiobsruugeu:
1. Hukallvsrsieberuugskälle:

a > erledigt 1 699,46 KN.
b> sobrvebend 641,65 KN.

3. Küelrlageu kür sobvvebsude
Versicberungskälls . . . .

4. Siobsrbeits - und IlbersebulZ-
rüolrlage . . . 8 641,36 KN.
^uvaobs aus dem
Ilbsrsebusss Oes
Vorjabrss . . 5 252,73 KN.

24 647,60

2 341,11

13 894,09 2. Ilaktpklielitversiebsrullgskälls
a > erledigt 15 845,81 KN.
b) sebvsbeud 13 464,40 KN.5. Sonstige Küolrlagsu . . . . 20 775,60 62 019,31 29 310,21 31 651,32

II . beitrüge kür selbst adgssvblosseue
1. Ilukallversiobsruugeu . . .
2. Kaktpkliobtvsrslebsrungsu.

23 534,75
106 327,20 129 861,95

III . Küelrversieberungsbeiträge kür
die
1. Ilukallvsrsieberuug . . . . 31 559,16

III. Kapitalerträge:
Zinsen .

IV. Vergütungen üer Ilüeüversieberer
kur:
1. Kingetretsne Versiobsrungs-

källe.
2. Sonstige vertragsmäöige

Ksistungen.

254,01
2. Haktpkliobtversiebsruug . . 136 938,57 168 497,73

18 370,78

53 629,62

IV . Vernaltungslrosten:
1. Lbsebluügsbllbreu êrstmalige

Kosten ) .
2. Sonstige VeiuvaltuugsUosteu .

10 239,10
28 248,53 38 487,63

72 000,30

V . Ldsebrelbungen
auk Ossobäktseinriebtungeu . .

VI . Ileekungskapital kür Ilukallver-
sieberuugen mit Keitragsrüelc-

889,10

V. Sonstige Kliinabmeu . . . . 942,28

Kesamtsinnabmeu: 265 077,85
gerväkr.

VII . Leitragsüberträge kür die
1. I7nka.II versic >beruug . . . .
2. Kaktpkliobtvörsioberuug . .

1 106,13
1 992,40

327,24

3 098,53
VIII . 8lvkerliel1s - und Vbersekuü-

rüelclage . 13 894,09

6 . ^ bseliluk.

265 077,85
260 001,60

dssamtausgabeu: 260 001,60

Kosaintausgaben.

^berseliuÜ der ^ innaliineQ 5 076,25

D . Vorivonüuiix ävs Vlivr-
80l,U8808.

-ä-n dis Lisiisi -dei ŝ- und l d̂sr-
seliuörüe^ IaAe. 5 076,25
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Öikentlieke ^ 6ken8ver8iekerun§8LN8tLlt OIdenIi>ur§.
Iieeünun§8al)8eüln6 kür den 31. OeLemker 1927.

6Ü3N2 ü̂r cien 8elilii6 des vierten Î eeiinun^sjnIireL.
Iieicb8marlc Heiekemarlc Ileiebsmurb Rsiebbwsrlc

iV. iVktiv » . L . kassiva.

I . 8ekuiüver8i >reeben üer Zentral- 1 . 81aninikapital. 4 000 900-
ü » 88e ües OIüenburAiseben 8tnate8 1 000 000,— 11. veeirunA8kapitaI kür:

1 . XapitalversieberunAen auk
II . H ^ potkvben. 537 419_ ilen O'oüeskall. 348 866,—

III . vurlebn an ökkentliebe Körper-
8vbakten.

2 . HentenvsrLieberunAen . . . 1 210,—

76 122,14
3 . HnkaIIver8ieberunAen mit Lei-

traAsrüebASwäbr. 327,24 350 403,24

IV . Wertpapiere . 113 398,65 III . SeitraA8Überträgs kür
1. LapitalvergioberunAeu auk

V . varlebn auk kalieen. 4 215,— üsn Tbileskall. 202 587,—
2 . RentenversieberungsN . . . 44,—

VI . kutbaben:
I . bei vkksntlicben Ivanen - - 172 168 .30

3 . Loimti ^ s VersicbernnAsn . . 3 098,53 205 729,53

IV . Rüeklaßen kür 8ebwebenüs Ver-
2 . bei anüersn Ver8ieberung8-

nntsrnsbmunxen. 8 416,63 180 584,93
8ickernnA8küIIe:
1 . b/ebsnsvsrsiebsrunA . . . . 668,65

VII . 6e8tunüete Leiträgs . . . . 87 040,94 2 . Ilnkall - unü Haitpkliebtver-
eieberunA . 14 956,05 15 624,79

VI II . IIüeb8länüiAe 2in8en . . . . 14 532,65 V . 8iekerkeit8 - unü Vkersebul !-

rüelclage:
IX . -Vu88tän «ie bei Vertretern .

X . Po8t8vbeokßutbaben.

6 104,55 1. b,ebsn8vsr8iebsrun ^ . . . .
2 . Ilnkall - uucl HaktpIIiebtvsr-

117 907,62

3 749 .45
8ieberunA . 13 894,09 131 801,71

XI . Inventar unü Orueksneken . . 1,— VI . RüebluKe kür VerwaItunA8kv8ten
1. ^ b8ebiuMo8tsu. 6 113,72

XI I . 8on8tige Aktiva. 4 185,46 2 . 8on8tiAS VsrwaItunA8bv8teu . 15 000,— 21113,72

VII . tlutbuben umlerer Versilberung-
unternebmungen. 132 218,18

VIII . 8vN8tlAS ? S88iVU:
Xiebt ubAebobene Hüelrbauk8-

werte . . 3 039,50
8on8ti ^ e. 57 214,87 60 254,37

IX . 1) ber8ebuü. 109 208,32

2 026 353,77 2 026 353,77

Daü clns in clie LilnnL oinAnsiellts I)6oiriin§8linpitLl nnoli clsn Vorsolirilien cles Ooseliättsxlones
borooiinot ist , ivirci hiermit t>68täti§t . ,

§62 . : Di '. Noz êr,
Oiistinntiisnintüroi ' cles Vörtrancles öttentliolior
I êdsnsvei 'sio^ernnAsnnstnItsn in I >6iit86li1oncI.

Dis tit>6i'6in8tiinmnn § äss vorstslisncien K,66linnn§8nt>s6iiliis868 1927 clsr Ollentlivlisn Irbbens-
V6r8lelisi'nn§8nn8talt Olclendnr» init clsn oiäniin §8inLLi§ Aelnlii-ten Lnolisrn t>6soli6ini§t:

0 I cl6 n b n r § , äen 14. 4nni 1927.
§62 . : ^ ilkt8v,

V6i -1>Lncl8i'6vi8or.
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Erläuterung rur Î elrensversiclierung.

2ui lisuiliu - und VerIu8trveIuiuuK.

4 . Linnaliinsn:
2u I . Dis IIOsrträAs au8 dsm Vorialirs srAsbsn sisli aus dom Vkru -altunZsOsrislit lür das dalir 1926.

2u III . Der durolrsolrnittliolis Xinssat ?, den dis Xnstalt aus iirrsn VsrmöAsnsumrtsn sr ^islt i ât , stellt
siolr im dalirs 1927 aul 8,45 A.

2u IV . Ls liandslt sioli um rsalisisrtsn LursAsvvinn aus dem Verlraul dsr LoA^snanumisunAen dar
Xnstalt.

2u VI . Dm sonstiAsn Linnalimsn sind in dsr Lauxtsaolis Drovisionsn aus der XrOsitsKsmsinsslralt
mit dsr ,,2sntroxa " .

L. Xu8A»Iien:

2u VII . Dm sonsti ^sn VsrrvaltunKslrostsn sst ^sn siolr rvis lolZt Lusammsn:

20 600,72 UN.
861,82 UN.

3 386,14 RN.
1 952,13 UN.

670,44 UN.
7 113,55 LN.

4,50 LN.

16 741,23 LN.
51 330.53 LN.

2u XII . Von der lrisr §snanntsn 8umms sntlallsn:
aul dm Orundstüolrsrsssrvs . 17 000,— LN.
aul dsn XuIxvsrtunAsIonds . . . 4 975,73 LN.

1. a) Dslrältsr dsr Innsnlisamtsn.
I)) dslrältsr und Lsisslvostsn dsr XuLsrdroamtsn

2. Lsisslrostsn.
3. ^ 1l§smsins Lürolrostsn:

a ) Nists , LsiniZunA , IIsmunA , LslsuolrtunA usrv.
b) Lüro - und Lasssnlrsdürlnisss . . . .

4. XllAsmsins Druolrlrostsn , Inserats usrv.
5. Lorti.
6. Xr ^tlronorars.
7. DroLslllrostsn.
8. a) InlrassoAslrülrrsn.

iz) 8onsti §s XusAalrsn.

18 599,42 LN
2 001,30 LN

2 455,61 LN
930.53 LN

v) Lsssrvsn

767,94 LN
973,29 LN

15 000,— LN

Zusammen 21 975,73 LN.
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Lr 1äuterun § rur Onkall - uncl tiaktpLIietrtver 8ic 1rerun § .

Xur Dvuinn- und Veilustreelinung.

iV Liniirilimen:
Xu I., 3 : Die Loliadenressrve ist intolge des Überganges xuin Xettosystein uin den Zuteil des Rüoli-

versiolisrers gelrürrit eingestellt.
Xu I ., 5 : Die liier genannten 20 775,50 RN ., die lür dis Lnlall - und Raltplliolitgeinsinseliakt Lurüeb-

gestellt Ovaren, sind 1927 verrsolinet.

II. ^ U8gul>vn:

Xu II . Dis Reserven sind intolge Überganges xuin Xettos ^stein nur tür den Lelbstbsbalt eingestellt.

LrläuterunK xur Lilanx.

V. ^ litlvu:

Xu II . Dis R ^potlielren, die aut Doldinarlr eingetragen sind , setzen sieb aus 80 Rosten sussininen.
Der Durobsebnitt êder L ^potbslr betrügt deinnaeb 6 717,— 6N . Dis R^potbslren werden
oline ^.briug ausge âblt.

Xu IV . V̂ertpapiere . Der Lestand , der sieb nur uns Laxieren der Ltaatlioben Rreditanstalt Olden¬
burg ûsaininenset t̂ , ist ivie lolgt beivsrtst:
a) 3975 Xentner 5 ^ ige Roggensobuldversebreibungen init ê 3,46 RN . . . 13 752,90 RN.
ID 116 250,— Doldinarb 8 ^ ige Doldinarbsobuldversobrsibungsn init 85,71 ^ 99 645,75 RN.

Zusammen: 113 398,65 RN.

Die Leitrüge sind irn voraus lür des ganse Roebnungs âbr ?:u âblen . Du aller viellaob von
vornbersin Ratensablungen vereinbart werden , so gelten die naob dein 31. De êinber lälligen
Raten als gestundet.
Xuin größeren Reils bandelt es sieb uin Xinställigbeitsn von R^potbeben per 31. Dereinber
1927, die ain Lilanirtags noeb niebt ge âblt Ovaren. Rüebständig ist bei Xblassung des Ls-
riebts nur noeb 1 Losten von 600,— RN . Irn ülirigen betrillt der Losten Ltüebrünssn lür
^Vertpapiere, dis naeb dorn 31. Derieinber 1927 lällig wurden.
Die Xusstände bei Vertretern rüliren 2Uin größten Reil aus dein letzten Nonat des Leriobts-
.ialrrss lier.
In disssin Losten sind u. a. entlralten vorausge âblte ^.bsoblubgebübrsn init 1043,10 RN . und
vorausgsMlilte Verivaltungsbostsn (Debälter ) init 1377,82 RN.

It. La 88 iv».

Xu VIII . ^,ls sonstige Lassiva sind Lurüebgestsllt:
Iiiventar -RrgänLung 5000,— RN ., Drundstüelrs-Ressrve 40 000,— RN ., Vorausge âblte Lei¬
träge 4910,50 RN ., Rranbenbassen -Lsitrüge 201,63 RN ., Versiebsrungs -Lteuer 1195,60 RN .,
^.utbvsrtungsstoeb 5907,14 RN.

Xu VII.

Xu VIII.

Xu IX.

Xu XII.



Anlage 45.5. Landtag
dcs Freistaats Oldenburg.

3. Versammlung.
^ — ISSN . -

Anlage 45.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

. Dem Landtage legt die Staatsregierung hierneben den
^/Haushalt des Landesteils Birkenfeld für

/ das Rechnungsjahr 1929 nebst den Verhandlungen
/ über die Begutachtung des Haushalts durch den Landesaus-

schnß vor . Dabei wird folgendes bemerkt:
Soweit das Staatsministerium den Anträgen des

Landesausschnsses , die für den Haushalt von Bedeutung sind,
entsprochen hat , ist der Haushalt entsprechend berichtigt und
ergänzt ; soweit den Anträgen nicht stattgegeben ist, wird dem
Landtage hierüber in mündlicher Verhandlung Ausschluss ge¬
geben werden.

Nachträgliche Änderungen sind vorgenommen:
Einnahme Kap. 11 3,
Ausgabe „ II 1 Tit. ch

„ II 3 „ 3,
„ ,, II 4 „ 3,
„ III 1 „ 1 und 2,

Einnahme „ VII 1 „ 1,
„ VII 3 „ 8,
„ „ 1DI 5,

Allsgabe „ VII 6 „ 4
„ „ VÜI 5.

Der Haushalt schließt mit einem Fehlbeträge von
141 300 Mi , und zwar
beim ordentlichen Haushalt

mit einem Fehlbeträge von . 306 300 Mi,
beim außerordentlichen Haushalt

mit einem Überschuß von . 165 000 Mi.
Es verbleibt dann noch ein Betriebsfonds der Landes¬

kasse von 100 000 Mi.
An Landesschulden sind vvthanden:

200 000 Mi bei der Staatlichen Kreditanstalt Oldenburg,
verzinslich zu 9 ?L,

504 000 „ Schatzwechselanleihe , verzinslich zu 824
315 000 „ „ , „
315 000 „ „ , „ „ 8 '̂ .

Ferner ist eine Anfwertnngsschnld von 9530 Mi unb
ein vorübergehender Betriebskredit von 300000 — 400000 Mi
vorhanden.

Die Staatsregiernng beantragt:
Der Landtag wolle dein Haushalt seine verfassungs¬

mäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den 16 . April 1929.

Staatsministerium,

v. Finckh . vr . Willers.



Anlage 45.

Haushaltsplan
des

Landesteils Birkenseld
für das Rechnungsjahr

1929 .



Anlage 45. 2

Ab¬
schnitt Verwaltungen Einnahmen Ausgaben

Übersä

Einnahmen

>uß der

Ausgaben

i 2 3 4 5 6 "

Ordentlicher Haushalt.
I Allgemeines . . . 100 7 100 — 7000

II Innere Verwaltung . . 89 850 492 750 — 402 900
III Handel und Gewerbe. — 8 400 — 8400

IV Soziale Fürsorge. 5100 90 900 85 800

V Justiz. 216 800 296 300 — 79 500

VI Kirchen und Schulen. 57 000 646 800 — 589 800

VII Finanzen. 2 006 000 1 138 900 867 100 —

Summe ordentlicher Haushalt 2 374 850 2 681 150 867100 1 173 400

VIII Außerordentlicher Haushalt 805 500 640 500 165 000 —

Gesamtsumme 3 180 350 3 321 650 1032 100 1 173 400

Abschluß.
Es betragen:

die ordentlichen Einnahmen . 2 374 850 3AL
die ordentlichen Ausgaben . . . . . 2681 150 „

Fehlbetrag. 306 300

die außerordentlichen Einnahmen . 805 500
die außerordentlichen Ausgaben . . . 640 500 „

Überschuß . 165 000
Bleibt Fehlbetrag . . . 141300

Es ist ein Betriebsfonds der Landeslasse von 100000 vorhanden.



Anlage 45.

Anlagen
zum Haushaltsplan des Landesteils Birkenfeld

für das Rechnungsjahr

1929 .



Anlage 45.

Inhalt.
Ordentlicher Haushalt.

Seile

I. Allgemeines . . - . 5— 7
II . Innere Verwaltung . 9—19

III . Handel und Gewerbe . 21—23
IV. Soziale Fürsorge . 25—31
V. Justiz . 33 - 37

VI . Kirchen und Schulen . 39 —45
VII . Finanzen . 47 —57

VIII Außerordentlicher Haushalt 59—61



I. Allgemeines.

Landesteil Birkenfeld.

Haushalt
der allgemeinen Verwaltung

für das Rechnungsjahr

1929 .

Landtag des Freistaats Oldenburg. Z. Versammlung.



Anlage 45. . — 6  —

Kap.

Dt.

Rechnung
ISS«

Reichsmark

scrgebnissc

1SS7
Reichsmark

Bewilligt
für

1SS8
Reichsmark

Einnahmen und Ausgaben
Betrag für das
Rechnungsjahr

ISSN
Reichsmark

Einnahmen.

1 167,30 15,08 100 Amts - und Gesetzblatt 100

2 — 12,33 — Vermischte Einnahmen —

Summe Kap . 1 u. 2 100

Ausgaben.

1 2 531,27 1574,50 2000 Amts - und Gesetzblatt 2000

2 1917,24 3 416,67 2 000 Einstweilige Verwaltungen und Vertretungen . 2000

3 2 709,58 1310,86 2000 Umzugskosten und Kosten doppelten Haushalts 2000

4 Vermischte Ausgaben.
i 797,64 321,33 800 Leistungen des Staates aus Anlaß der Unfallversicherung . 600

2 1 283,45 574,57 500 Sonstiges. 500

Summe Kap . 4 1100

Summe Kap . 1—4 7100

Abschluss.
Gesamteinnahmen . . 100

Gesamtausgaben. 7100

Zuschuß 7 000



— 7 I. Allgemeines.

Erläuterungen

Kap. 1. Bezugsgelder und Jusertionsgebühren für das Amts- und Gesetzblatt
vereinnahmt der Verleger auf Grund eines Privatvertrags zwischen Regierung
und Verlag . Für kostenerstattungspflichtige Bekanntmachungen werden Regierungs¬
sporteln (Kap . I11 Tit . 1) berechnet.

Zu Kap. 2. Einnahinen sind z. Zt . nicht zu erwarten.

Zu Kap. 1. Nach Anschlag.

Zu Kap. 2. Nach Anschlag.

Zu Kap. 3. Umzugskosten, Mehrkosten bei Führung eines doppelten Haushalts wegen
Wohnungsmangel bei Versetzungen , Umzugsbeihilfen für Beamte und Lehrer (oder
deren Hinterbliebene ) , die in den Ruhestand versetzt sind und eine Dienstwohnung
räumen.

Zu Kap. 4 Tit. 1. Nach Anschlag.

Zu Kap. 4 Tit. 2. Schadensersatzleistungen bei Unfällen, Entwendungen und dgl.;
Kosten der Versicherung staatlicher Kassen gegen Einbruchsdiebstahl , Wasserzins
für die Benutzung von Gemeindewasserleitungen in Dienstgebäuden des Staates,
usw.



Anlage 45. H. Innere Verwaltung.

Landesteil Birkenfeld.

Haushalt
der inneren Verwaltung

für das Rechnungsjahr

1929 .

Anlagen. 5. Landtag des Freistaats Oldenburg . 3. Versammlung.



Anlage 45. 10  —

Kap.

Tit.

Rechnung

1SS6
Reichsmark

-ergebnissc

ISS?
Reichsmark

Bewilligt
für

1SS8
Reichsmark

Einnahmen und Ausgaben
Betrag für das
Rechnungsjahr

1SSS
Reichsmark

Einnahmen.

1 Gebühren.
1 28 797,85 29 219,45 35 000 Verwaltungsbehörden. 35 000

c) 136,05 216,20 200 Versicherungsamt. 200

3 510,25 472,25 300 Verwaltungsgericht. 300

4 5 559,19 12 129,46 6 500 Erstattete Kosten der Spruchkammer des Oberversicherungs-
amts und des Versorgungsgerichts. 10 800

5 — 279,15 100 Landespachteinigungsamt und Pachteinigungsämter . . . 100

6 6 521,41 6 756,79 5 500 Schlachtvieh- und Fleischbeschaugebühren. 7 500

7 1 893,75 1 245,20 2 000 Einnahmen des Landestierarztes. 2 000

8 8 506,49 5 686,40 6 000 Gebühren für Eichungen . . 6 500

9 — 112,— — Gebühren der staatlichen Henqsthaltung. —

Summe Kap . 1 62 400

2 624,— 202,50 500 Strafgelder. 500

3 4 338,89 4 795,03 4 000 Anteil an der Rennwettstener 4 750

4 19 167,44 26 526,50 16 700 Vermischte Einnahmen 22 200

Summe Kap . 1—4 89 850

Ausgabe ».
1 Regierung.
i 71 266,52 77 208,04 77 400 Besoldungen. 83 900

-f- 9 600

2 32 809,29 41462,35 36 300 Vergütungen für nicht planmäßige Beamte , für Angestellte
-I- 4 800 und für vorübergehende Hilfeleistungen. 44 200



11  — II. Innere Verwaltung.

Erläuterungen

Zu Kap. 1 Tit. 1. Nach Anschlag.

Zu Kap. 1 Tit. 2. Nach Anschlag.

Zu Kap. 1 Tit. 3. Nach Anschlag.

Zu Kap. 1 Tit. 4. (Vgl. Ausg.-Kap. 1 Tit. 6). Die Einnahmen und Ausgaben
gleichen sich aus.

Zu Kap. 1 Tit. 5. Voraussichtlich keine oder nur geringe Einnahmen(vgl. Ausg.-
Kap. 4 Tit. 5).

Zu Kap. 1 Tit. 6. Nach Anschlag. Die Fleischbeschauer haben5 oder 10 v. H. von
den erhobenen Gebühren abzusühren. Neben den Fleischbeschaugebührensind be¬
sondere Gebührenzuschlägezu entrichten. Die Fleischbeschauer haben diese besonderen
Gebührenzuschläge unverkürzt abzuführen. Von dieser Summe werden die Reise¬
kosten, Ergänzungsbeschaugebühren usw. bestritten (vgl. Ausg.-Kap. 5 Tit. 4).

Zu Kap. 1 Tit. 7. Nach Anschlag.

Zu Kap. 1 Tit. 8. Nach Anschlag. (Vgl. Ausg.-Kap. 7).

Zu Kap. 1 Tit. 9. Die staatliche Hengsthaltung wurde anfgegeben.

Zu Kap. 2. Nach Anschlag.

Zu Kap. 3. Hier eingestellt zu Vgl. die Erläuterungen zu Einn.-Kap. VII 4
Tit. 4 und Ausg.-Kap. II4 Tit. 3.

Zu Kap. 4. Erstattung von Dienstbezügen und sächlichen Kosten seitens des Reichs
— für die Bearbeitung der Besatzungsschäden— und aus anderen Kassen
21 000 Mi (vgl. Ausg.-Kap. 1), desgl. von Dienstbekleidungszuschüssen 1200 Mi
(vgl. Ausg.-Kap. 3 Tit. 3), usw.

Zu Kap. 1 Tit. 1. Diensteinkommen für 1 Regierungspräsidenten, 2 Regiernngsräte,
1 Regierungsoberamtmann, 1 Regierungsinspektor, 6 Regierungsobersekretäre,
l Regiernngssekretär, 1 Kauzleisekretär und 1 Amtsoberwachtmeister.

Zu Kap. 1 Tit. 2. Vergütungen für3 Diätare, die Angestellten, 1 Kraftwagenführer,
1 Hauswart und für vorübergehende Hilfeleistung.



Anlage 45. 12

Kap.

Tit.

Rechnung

ISS«
Reichsmark

sergebnisse

ISS?
Reichsmark

Bewilligt
für

IS28
Reichsmark '

Ausgaben
Betrag für das
Rechnungsjahr

1SS9
Reichsmark

(Y
3 20 736,37 23 731.17 21000 Geschäftskosten. 19 400

4 6 800,68 7 639,34 7 000
-i- 500

Beleuchtung, Heizung und Reinigung im Verwaltungsge¬
bäude in Birkenfeld (einschl. Vergütung und Versicherungs¬
beiträge pp. für den Hauswart ) . 7 500

5 11 836,71 12 460,78 14 500 Porto , Telegramm - und Fernsprechgebühren der staatlichen
Dienststellen (mit Ausnahme der Amtsgerichte) . . . . 13 500

6 5 559,19 12129,46 6 500 Spruchkammer des Oberversicherungsamts und des Versor¬
gungsgerichts . 10 800

Summe Kap . 1 179 300

2 Staatliche Bürgermeistereien.
i 52 686,62 58 915,45 55 000

-i- 10 700
Besoldungen. 63 700

2 5 128,39 6 447,17 5 700
-PI 300

Vergütungen für nicht planmäßige Beamte , für Angestellte
und für vorübergehende Hilfeleistungen. 6 600

3 41334,28 47 349,68 43 000
-i- 6 000

Geschäftskosten. . . 50 800

Summe Kap . 2 121100

3 Staatliche Polizei.
i 42 232,05 47 089,64 43 900

-p 8 200
Besoldungen. 49 200

2 — — — Vergütungen für nicht planmäßige Beamte , für Angestellte
und für vorübergehende Hilfeleistungen. —

3 7 043,65 8 333,68 6 800 Geschäftskosten. 9 400

Summe Kap . 3 58600



Zu Kap. 1 Tit. 3. Nach Anschlag.

Zu Kap. 1 Tit. 4. Nach Anschlag.
Im Verwaltungsgebäude sind untergebracht:
ch Bauamt , Landeskasse , Amtskasse , Katasteramt und Vermessungsdirektion;
l>) Landesverband und Landessparkasse.
Die unter b anfgeführten Behörden zahlen eine Entschädigung , die zu Einn .-
Kap. 4 verrechnet wird . Mietentschädigungen werden zu Einn .-Kap . VH 1
Tit . 3 verrechnet.

Zu Kap. 1 Tit. 5. Nach Anschlag, mit Einschluß der Miete sür die Benutzung der
Fernsprechapparate.

Zu Kap. 1 Tit. 6. Nach Anschlag. Die Kosten werden ans der Geschäftskasse des
Oberversichernngsamts bzw. des Bersorgungsgerichts in Oldenburg erstattet (Val.
Einn .-Kap . 1 Tit . 4) .

Zu Kap . 1 (Summe ). Ausgabe . . . . 179300 Ml
Einnahme
(Kap . 1 Tit . 1— 4,
Kap . 2 und 4 z. T .) 67 800 „

bleibt Ausgabe . . 111 500 Ml

Zu Kap. 2 Tit. 1. Diensteinkommenfür 5 Bürgermeister, 2 Regierungsassistenten
und 5 Amtsoberwachtmeister.

Zu Kap. 2 Tit. 2. Vergütungen für 2 Hilfsboten mit Einschluß der Versicherungs¬
beiträge nsw . Die Vergütungen für das übrige Hilfspersonal werden bei den Ge¬
schäftskosten verrechnet.

Zu Kap. 2 Tit. 3. Nach Anschlag. Gemäß Art. 96 Abs. 5 der Gemeindeordnung
trägt der Staat die Geschäftskosten per staatlichen Bürgermeister , wozu 40 ^ von
den Bürgermeistereikasfen beigetragen werden . Hier eingestellt sind 60 ^>, ferner die
Fahrradentschädigungen.

Zu Kap. 3 Tit. 1. Diensteinkommen für 1 Gendarmerieoberkommisfar und 12 Gen¬
darmeriekommissare.

Zu Kap. 3 Tit. 3. Nach Anschlag. Der von den Gendarmen zurückzuerstattendeTeil
an Dienstbekleidungszuschüssen wird bei Kap . 4 vereinnahmt.

Zu Kap. 3 (Summe). Ausgabe . . . . 58600 Ml
Einnahme
(Kap . 4 z. Teil ) . . 1200 „

bleibt Ausgabe . . 57 400 Ml



Anlage 45. — 14

Kap.

Tit.

Rechnung

IS26
Reichsmark

sergebnisse

1927
Reichsmark

Bewilligt
für

1928
Reichsmark

Ausgaben
Betrag für das
Rechnungsjahr

1929
Reichsmark

4 Landwirtschaft.
i 18 996,03 14 891,87 15 000 Förderung der Landwirtschaft. 15 000

1a 11951,53 25 000 Kosten der Flurbereinigung . (Zusammenlegung landwiri-
4- 1 500 schriftlicher Grundstücke ) . 25 000

2 4 000 — 6 000,— 10 000 Unterstützung bei außerordentlichen Viehverlusten . . . . 3 000

3 4 334,60 4 745,20 4 000 Unterstützung der Pferdezucht. 4 750

4 4 360,- 4 868,78 4 700 Zuschuß au die landwirtschaftlichen Lehranstalten in Birken-
feld und Herrstein . . 5 200

5 234,60 11,- 100 Landespachteinigungsamt und Pachteinigungsämter . . . 100

6 — — 200 Bekämpfung des Kartoffelkäfers . . 200

Summe Kap . 4 53 250

Z Vetcrinärweseu.
i 8 899,40 9 570,54 9 000 Besoldungen. 6 000

4- 1 300
2 — — —

Vergütungen für nicht Planmäßige Beamte , für Angestellte
und für vorübergehende Hilfeleistungen.

3 2 958,06 1 586,16 2 900 Geschäftskosten . . . . 2 500



15 tl . Innere Verwaltung.

Erläuterungen

Z„ Kap. 4 Tit. 1.
Beschaffung von Zuchtmaterial:

1. Unterstützung des Ankaufs von Zuchtstieren, Rindern, Ebern,
Sauen, Ziegen, Schafen, Unterstützung der Geflügel- und
Bienenzucht . . .

2. Saatgutbeschaffung.
ö. Für Düngungsversuche. . .
0. Für landwirtschaftlicheMaschinen und sonstige technische Einrich¬

tungen zur Unterstützung des Betriebes.
D. Prämien für gute Leistungen bei Tierschauen.
R. Verbesserungen an Ackern und Wiesenländereien durch Ent¬

rind Bewässerungen(auch Dränage) .
I?. Besuch von Vorträgen und Kursen.
6. Hebung des Obst- und Gemüsebaues.
U. Pflanzenkrankheitsbeobachtungen.
1. Wetterdienst(Bezug von Wetterkarten) .

I(. Allgemeines(Tagegelder, Reisekosten nsw.) .
zus. 15 000 Mi

Ersparnisse bei der einen Position können zu Mehrausgaben bei einer anderen
verwandt werden.

Zu Kap. 4 Tit. In . Nach Anschlag. Geseü vom 15. Juli 1020. (Birkeuf. Ges.Bl.
Band XXV Seite 625).

Zu Kap. 4 Tit. 2. Laufender Zuschuß an die neugegründete Landesviehvcrsicheruug.

Zu Kap. 4 Tit. 3. Gemäß 42 des Finanzausgleichsgesetzes(R.G.Bl. I S . 203,
1926) haben die Länder ein Drittel der auf sie entfallenden Rennwettsteuer zu
Zwecken der Pferdezucht zu verwenden. Der Betrag erhöht oder verringert sich,
soweit die Einnahme aus Kap. 3 den Anschlag übersteigt oder dahinter zurück¬
bleibt. Ferner sind hier vorgesehen die Geschäftskosten anläßlich der Hengstkörungen
und Beihilfen zu den Hufbeschlag-Ausbildnngskosten.

Zu Kap. 4 Tit. 4. Laufender Zuschuß zu den sächlichen Kosten, falls gleich hohe
Gegenleistungen vorhanden sind, bis zu je 400 Mi — 800 Mi
seiner 16 des Gehaltes zweier Direktoren 4 400 „

zus. 5 200 Mi

4 870 Mi
500 „
500 „

2 000  „
2 200 ..

4 000
300
100
100
30

400

Zu Kap. 4 Tit. 5. Nach Anschlag(vgl. Einn.-Kap. 1 Tit. 5).

Zu Kap. 4 Tit. 6. Wie im Vorjahre.

Zu Kap. 5 Tit. 1. Diensteinkommen für 1 Veterinärrm.

l. 5 Tit. 3. Nach Anschlag.



Anlage 45. 16

Kap. Rechnungsergcbnisse Bewilligt
für Ausgaben

Betrag für das
Rechnungsjahr

Tit.
1SS6 1SS7 1828 1S2S

Reichsmark Reichsmark Reichsmark Reichsmark

(5)
4 4 962,95 6159,90 5 500 Kosten der Schlachtvieh - und Fleischbeschau. 7 500

5 _ 2951,49 7000 Kosten des Tuberkulosetilgungsverfahrens. 8000

6 _ 1500 Entschädigung für Viehverluste nach dem Reichsviehseuchen-
gesetz. 500

Summe Kap . 5 24500 .

6 Bauwesen.
i 6 274,— 6 673,80 6400

>800
Besoldungen. 6900

2 3 262,82 3 523,67 3 500 Vergütungen für nicht planmäßige Beamte , für Angestellte
>500 und für vorübergehende Hilfeleistungen. 3 800

3 1 064,67 1 442,66 1200 Geschäftskosten . . 900

4 778,15 302,98 500 Unterhaltung der Futtermnuern an Gemeindewegen . . . 1500

5 30000,— 29 995,50 50000 Zuschüsse zu Gemeindewegbauten einschl. Wegweiser und
30000Ortstafeln.

6 3 800,- 3 800,— 3 800 Zuschuß zum Betriebe der Zweigbahn von der Stadt Birken-
3 800seid nach Station Birkenfeld -Neubrücke.

Summe Kap . 6 46900

7 5 895,— 6 746,75 6000
>700

Eichwesen 6500

8 Vermischte Ausgaben.
i 270,— 270,— 400 Vergütungen für Wetterbeobachtungen.

400

2 500,— 500,— 500 Zuschuß an den Verein für Heimatkunde im Landesteil 500
Birkenfeld.

3 241,80 256,55 500 Durchführung des Denkmalschutzgesetzes.
500



— 17 II. Innere Verwaltung.

Erläuterungen

o» Aap. 5 Tit . 4 . Reisekosten, Kosten der Ergänzungsbeschau usw.
^ Ausgabe . 7500

Einnahme (Kap . 1 Tit . 6) . . . 7500 „

Bleibt Ausgabe — .M

Zu Kap. 5 Tit . 5. Nach Anschlag. (Vgl . Tit . 6 .)

Zu Kap. 5 Tit . 6 . Nach Anschlag. Kosten zur Ausführung des Reichsviehseuchen¬
gesetzes (Birkenf. Gesetzbl, Bd . 20 S . 333). Diese Mittel können bei Tit . 5 mit
verwendet werden.

Zu Kap. 6 Tit . 1. Diensteinkommen für 1 Regierungsbauoberinspektor.

Zu Kap. 6 Tit . 2. Vergütung für 1 Bauschreiber.

Zu Kap. 6 Tit . 3. Nach Anschlag.

Zu Kap. 6 Tit . 4 . Gemäß Art . 18 des Wegegesetzes vorn 3 . Mai 1908 verbleibt
dem Staate die bisher von ihm getragene Unterhaltung der Futtermauern an
Gemeindewegen, solange diese Wege nicht als Landesstraßen übernommen sind.
Im Jahre 1929 ist eine gründliche Instandsetzung der Futtermauern erforderlich.

Zu Kap. 6 Tit . 5. Wie in den früheren Jahren.

Zu Kap. 6 Tit . 6. Wie im Vorjahre.

Zu Kap. 7.
1. der jährlichen Vergütung des Eichmeisters . 3 750 Mi
2. Pauschvergütung für etwaige Hilfskräfte . 215 „
3. Reisekosten des Eichmeisters zu den Eichtagen . 800 „
1 Miete für den Dienstraum , Unterhaltung der Geräte , Schreib¬

material usw . ' . . 1 735 „

zusammen 6 500 M/
Ausgabe . 0500
Einnahme (Kap . 1 Tit . 8) . . 6500 „

Bleibt Ausgabe — .M

Zu Kap. 8 Tit . 1. Vergütungen für 4 Beobachter , darunter 2 Zivilstaatsdiener , und
Sonstiges.

Zu Kap. 8 Tit . 2. Wie im Vorjahre.

Zu Kap. 8 Tit . 3. Nach Anschlag. Tagegelder und Reisekosten der Denkmalpfleger
io ^ Mitglieder des Denkmatrates , sowie für sonstige Ausgaben (Gesetz vom
1°. Mai 1911 ) .



Anlage 45. 18

Kap.

Tit.

Rechnungsergebnisse

1SÄ6
Reichsmark

1SSV
Reichsmark

Bewilligt
für

1SS8
Reichsmark

Ausgaben
Atrag für das
Rechnungsjahr

1SSS
Reichsmark

(8)
4 915,79 2 386,84

6.85 101.40

2 400

100

100

Zuschüsse zu Wanderhaushaltskursen.

Kriegergraberfürsorge.

Sonstiges.

Summe Kap . 8

Summe Kap . 1— 8

Abschluß.

Gesamteinnahmen

Gesamtausgaben.

Zuschuß

1000

100

100

2 600

492 750

89 850

492750

402900



19 — kl. Innere Verwaltung.

Erläuterungen

Hu Kap. 8 Dt . 4. Wie im Borjahre . Nach Anschlag.

Hu Kap. 8 Tit. 5. Für die Erhaltung der Kriegergräber aus dem Weltkriege gemäß
Reichsgesetz vom 29. Dezember 1922 und der dazu erlassenen Verordnung vom
31. Dezember 1922, soweit die Einheitssätzedes Reiches unzureichend sind.

Zu Kap. 8 Tit. 6. Nach Anschlag.



Anlage 45. III. Handel und Gewerbe.

Landesteil Birkenfeld.

Haushalt
für Handel und Gewerbe

für das Rechnungsjahr

1929 .

Anlagen. 5. Landtag des Freistaats Oldenburg. 3. Versan nlung.



Anlage 45. 22  —

Kap

Tit.

Rechnung

ISS«
Reichsmark

sergebnisse
1SS7

Reichsmark

Bewilligt
für

1SS8
Reichsmark

Einnahmen nnd Ausgaben
Betrag für das
Rechnungsjahr

1S2S
Reichsmark

Einnahmen.

I — — — Vermischte Einnahmen —

Summe Kap . 1 —

An s gaben.

1 Bernfsvertrctnngen and Bernssfördcrnng.
1 5 000 — 5 000,— 5 000 Zuschuß an die Industrie - und Handelskammer in Idar . . 5 000

2 1020,- 1 150,— 3 000 Hebung des Handwerks. 3 000

3 300,— 61,30 500 Sonstiges. 200

Summe Kap . 1 8 200

2 30,— 60,- 200 Vermischte Ausgaben 200

Summe Kap . 1 und 2 8 400

Abschluß.
Gesamteinnahmen. —

Gesamtausgaben. 8 400

Zuschuß 8 400



Zu Kap. 1. Einnahmen sindz. Zt. nicht zu erwarten.

Zu Kap. 1 Tit. 1. Wie im Vorjahre.

Zu Kap. 1 Tit. 2. Prämien für Gesellen und Lehrlinge, Beihilfen
Arbeiter zum Besuche von Schul- und Fachausstellungen und an
anlagte Arbeiter zum Besuche von Fachschulen, sowie besondere
Anschaffung von Lehrmitteln, usw.

Zu Kap. 1 Tit. 3. Nach Anschlag.

an gewerbliche
besonders ver-
Zuschüsse zur

Zu Kap. 2. Nach Anschlag.



Anlage 45. IV. Soziale Fürsorge.

Landesteil Birkenfeld.

Haushalt
der Verwaltung für die soziale Fürsorge

für das Rechnungsjahr

1929 .
F

Anlagen. 5. Landtag des Freistaats Oldenburg . 3. Versammlung.



Anlage 45. 26  —

Kap.

Tir>.

Rechnung

ISS«
Reichsmark

sergcbnisse

ISS7
Reichsmark

Bewilligt
für

1SS8
Reichsmark

Einnahmen und Ansgaben
Betrag für das
Rechnungsjahr

ir »ss
Reichsmark

Einnahmen.
1 — — 100 Einnahmen des Landesarztes 100

2 4324,12 3 634,54 4000 Erstatteter Teil der Kosten snr ärztliche Unter-
suchnttg der Schulkinder 4000

3 1313,05 630,46 1000 Vermischte Einnahmen. 1000

Summe Kap . 1—3 5100

Ansgaben.

1 Medizinalwesen.
i 3 626,53 9 284,61 9100 Besoldungen . . 10000

st- 1000

2 Vergütungen für nicht planmäßige Beamte , fiir Angestellte
und für vorübergehende Hilfeleistungen.

3 3 371,52 4 860,55 4 700 Geschäftskosten. 5400

Summe Tit . 1—3 15400

4 25 022,28 29 985,84 30000 Bekämpfung der Tuberkulose. 20000

5 3 000,— 4000,- 400Y Säuglings - und Kleinkinderfürsorge. 3000

6 2337,15 2 622,25 2 500 Aufwand für das Hebammenwesen . . 2 600

7 500 Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 500

Summe Kap . 1 41500



— 27 IV. Soziale Fürsorge.

Erläuterungen

Zu Kap. 1- Nach Anschlag . (Vgl . Ausg .-Kap . 1 Tit . 1— 3).

Zu Kap. 2. Wie im Vorjahre.

Zu Kap . 3. Nach Anschlag . Hierher gehören z. B . erstattete Kosten der Fürsorge¬
erziehung Minderjähriger , von den Gemeinden zu erstattende Kosten für Wasser¬
untersuchungen , Gebühren der Beschwerdestelle für Mieteinigungssachen , usw.

Zu Kap. 1 Tit . 1. Diensteinkommen für 1 Medizinalrat.

Zu Kap. 1 Tit . 3 . Nach Anschlag.

Zu Tit . 1— 3 (Summe ) . Ausgabe . 15 400 Ml
Einnahme (Kap . 1) . . . 100 „

Bleibt Ausgabe 15 300 Ml

Zu Kap. 1 Tit . 4 . Zuschüsse au Fürsorgestellen und Vereine zur Tuberkulose -Be¬
kämpfung, Beihilfen zn Badekuren in Kreuznach und zu sonstigen Maßregeln zur
Bekämpfung der Tuberkulose.

Zu Kap. 1 Tit . 5. Eine Fürsorge für Säuglinge und kleine Kinder ist auch fernerhin
dringend notwendig.

Zu Kap. 1 Tit . 6. Gesetz vom 17 . November 1004 . Für bewilligte Unterstützungen
und weiteren Bedarf:

u) Unterstützungen an ehemalige Hebammen . 1 000 Ml
b) Etwaige Zuschüsse zum Einkommen der Hebammen . . . 400 „
e) Beihilfen zu den Ausbildungskosten . 400 „
4) Erstattung von Versicherungsbeiträgen pp . 700 „
o) Sonstige Ausgaben . - - 100 „

Zusammen 2 600 Ml

Zu Kap. 1 Tit . 7. Wie im Vorjahre.



Anlage 45. — 28

Kap.

Tit.

Rechnung

1826
Reichsmark

sergcbnisse

1827
Reichsmark

Bewilligt
für

1828
Reichsmark

Ausgaben
Betrag für das
Rechnungsjahr

1829
Reichsmark

2 325 .50 511,85 500 Beaufsichtigung des Gewerbes . . . 500

3 2 900 .— 2 757,— 5 000 Förderung der Jugendpflege 3 000

4 10651,15 16 164,68 14 500 Fürsorgeerziehung Minderjähriger 16 000

3 Berufsschulwesen.
i 22 500,— 27 000,— 27 000 Zuschüsse zu den Kosten der ersten Einrichtung , sowie der

Unterhaltung von Berufsschulen , Handelsschulen und
höheren Handelsschulen. 27 000

2 — — — Zuschuß zum Ban einer Gewerbeschule in Oberstein -Jdar —

8 30,— 50,- 300 Sonstiges im Interesse des Berufsschulwesens . . . . . 100

Summe Kap . 6 27 100

6 Allgemeine Fürsorge.
i

Landesfürsorge.

2 1 500,- 1500,- 1 500 Zuwendungen au Erziehungsanstalten. 1 500

3 3 247,— 5 238,50 2 000 Unterstützungen bei außerordentlichen Unglücksfällen . . —

4 753,— 741,20 2 000 Förderung der Unterbringung von Kranken , die einer be¬
sonderen Anstaltspflege bedürfen. —

Summe Kap . 6 1 500

7 Wohnungswesen.
i Beihilfen an Gemeinden zu den Kosten des Wohnungsum¬

baues . . —

2 4 000,— 4 000,— 4 000 Arbeitgeber -Darlehen. —

3 — —
Zinsbeihilfen. -—

Summe Kap . 7 —



IV. Soziale Fürsorge.— 29 —

Erläuterungen

Kap. 2. Zur Bestreitung der Kosten für die Beaufsichtigung der Fabriken , Dach-
^ schieferbrüche und Gräbereien . (Ministerial -Bekanntmachung vom 16 . Aug . 1894 ) .

Zu Kap. 3. Förderung der Leibesübungen , zur körperlichen Ertüchtigung der Jugend,
Jugendpflege und Jugendbewegung ; insbesondere Beihilfen zur Beschaffung von
Turn - und Spielgeräten , sowie zur Anlage und Instandsetzung von Spiel - und
Sportplätzen , Badeanstalten , Jugendherbergen u . dgl.

1u Kap. 4. Kosten der Fürsorgeerziehung (Laudesjugendamt ) gemäß Gesetz für den
Landesteil Birkenfeld vom 12 . 4 . 1924 . Z . Zt . sind 23 männliche und 18 weib¬
liche Zöglinge in Fürsorgeerziehung untergebracht . Die Erhöhung des Betrages ist
zurückzuführen auf den Zugang von 11 Zöglingen.

Zu Kap. 5 Tit . 1. Bedarf nach den mit dem Landtage zu vereinbarenden Grundsätzen.

Zu Kap. 5 Tit . 2. Nach Lage der augenblicklichen Verhältnisse ist für 1929 nichts
einzustellen. Bemerkt wird , daß für 1927 ein Zuschuß bis zu 100 000 Ml in
Aussicht genommen war.

Zu Kap. 5 Tit . 3. Nach Anschlag.

Zu Kap. 6 Tit . 1. Hier ist nichts einzustellen . Landesfürsorgeverband ist im Landes¬
teil Birkenfeld der Landesverband . Derselbe trägt die Kosten seines Fürsorge¬
aufwandes (Gesetz vom 7. Juli 1924 , Birkenf . Ges.-Bl . 24 . Band 87 . Stck .) .

Zu Kap. 6 Tit . 2 . Wie im Vorjahre.

Zu Kap. 6 Tit . 3 u . 4 . Hier ist nichts inehr einzustellen . In dringend bedürftigen
Fällen und soweit der Bezirksfürsorgeverband nicht unterstützungspflichtig ist, sollen
nach Möglichkeit die Mittel des Generalfonds herangezogen werden . Neben den
Auskünften aus eigenem Vermögen werden dem Generalfonds Mittel aus den
Überschüssender Landessparkasse zugeführt.



Anlage 45. — 30

Kap.

Tit

Rechnung

ISS«
Reichsmark

sergebnisse

LSS7
Reichsmark

Bewilligt
für

1SS8
Reichsmark

Ausgaben
Betrag für das
Rechnungsjahr

1VSS
Reichsmark

8 Wertschafsende Arbeitslosenfürsorge.
1 — — 15 000 Zinszuschüsse für Darlehen zur Förderung öffentlicher Not-

standsarbeiten.

2 4 370 — Förderung des Wohnungsbaues mit Mitteln der wert-
schaffenden Arbeitslosenfürsorge. —

Summe Kap . 8 —

!) 654,86 Anteil an den Kosten des Landesarbeitsamts
Oldenburg

10 1 168— 1145,68 1200 Kosten des SchUchtnngsansschusses 1200

11 362,90 360,— 500 Vermischte Ausgaben 100

Summe Kap . 1— 11 90 900

Abschi ich.
. >

Gesamteinnahmen. 5 100
- Gesamtausgaben. 90 900

Zuschuß 85 800



Erläuterungen

Zu Kap . 8 Tit . 2. (Vgl . Ausg . Kap . VIII2 Tit . 2).

Zu Kap . 10 . Wie im Vorjahre . Die Kosten sind gemäß Z 14 des Gesetzes über
Änderungen des Finanzausgleichs zwischen Reich , Ländern und Gemeinden vom
10. August 1925 — R .G .Bl . S . 254 — von den Ländern zu tragen.

Zu Kap. 11 . Nach Anschlag.



Anlage 45. V. Justiz.

Landesteil Birkenfeld.

Haushalt
der Justizverwaltung

für das Rechnungsjahr

1929 .

Anlagen. 5. Landtag des Freistaats Oldenburg. 3. Versammlung.



Anlage 45. — 34 —

Kap. Rechnung Zergebnisse Bewilligt
für Einnahmen und Ausgaben

Betrag siird,-
Rechnunchj,

Tit.
19S« 1SS7 1928 1929

Reichsmark Reichsmark Reichsmark Reichsmai!

Einnahmen.

1 211809,21 190922,68 190 000 Gebühren der Amtsgerichte . . . 200 00g

2 15 633,69 9 676,76 15 000 Strafgelder. 15000

3 2134,71 1 377,53 1 500 Eigene Einnahmen der Gefangenanstalten 1500

4 346,85 176,— 200 Erstattete Kosten der Standesämter . 200

Z — 111,75 — Vermischte Einnahmen 100

' Summe Kap . 1— 5 216 800

s

Ansgaben.

1 17 234,45 19 740,39 20 000 Beitrag zu den Kosten des Landgerichts in Koblenz 20000

2 Amtsgerichte.
i 152660,68 166977,15 159 200

-i- 21 200
Besoldungen. 163 800

2 41 897,09 51 128,04 47 500 Vergütungen für nicht planmäßige Beamte , für Angestellte
574004- 6 300 und für vorübergehende Hilfeleistungen.

3 40 958,51 37 882,10 35 800 Geschäftskosten . - 35400

4 — — 400 Kosten der Visitation der Amtsgerichte. 400

Summe Kap . 2 257000

3 Gefangenanstalten.
4400i 3 824,60 4 164,96 3 700

4- 1000
Besoldungen.

2 86 . - 86,— 100 Vergütungen für nicht Planmäßige Beamte , für Angestellte 100
und für vorübergehende Hilfeleistungen.



— 35 V. Justiz.

Erläuterung u

Zu Kap. 1. Nach Anschlag.

Zu Kap. 2. Nach Anschlag.

Zu Kap. 3. Nach Anschlag . Erstattete Verpslegungskosten usw . von zahlungsfähigen
Gefangenen und auswärtigen Behörden , sowie Arbeitsverdienst der Gefangenen.
(Vgl. Ausg .-Kap . 3) .

Zu Kap. 4 . Wie im Vorjahre . (Vgl . Ausg .-Kap . 4) .

Zu Kap. 5. Einnahmen sind kaum zu erwarten . Hierher gehören z. B . Erlöse
aus dem Verkauf eingezogener Gegenstände , usw.

Zu Kap. 1. Nach Anschlag . Staatsvertrag mit Preußen vom 20 . 8 . 1878 , abgeändert
durch Vertrag vom 18 ./25 . Februar 1920.

Zu Kap. 2 Tit . 1. Diensteinkommen für 4 Amtsgerichtsräte , 1 Justizoberinspektor,
4 Justizinspektoren , 8 Justizobersekretäre , 2 Obergerichtsvollzieher , 3 Justizsekretäre,
1 Justizassistenten , 1 Kanzleisekretär , 2 Kanzleiassistenten , 2 Justizoberwachtmeister
und 1 Justizwachtmeister.

Zu Kap. 2 Tit . 2. Eingestellt mit dem bei der Aufstellung des Entwurfs festgestellteu
Bedarf.

Zu Kap. 2 Tit . 3. Wie zu Tit . 2 . Darunter 450, — Mi für eine Fernsprechanlagc
im Amtsgerichtsgebäude zu Nohfelden.

Zu Kap. 2 Tit . 4. Wie im Vorjahre.

Zu Kap. 2 (Summe ) . Ausgabe . . . 257 000 Mi
Einnahme (Kap . 1 u . 2) . . 215 000 „

Bleibt Ausgabe 42 000 Mi

Zu Kap. 3 Tit . i . Diensteinkommen für 1 Gefängnishauptwachtmeister.

Zu Kap. 3 Tit . 2. Jahrgeld des evang . und des kath . Geistlichen je 43 Mi.



Anlage 45. — 36 —

Kap.

Tit.

Nechnungsergebnisse

ISS « 1SS7
Reichsmark Reichsmark

(3)

Bewilligt
für

1S38
Reichsmark

3 13 728,50 11741,49 13 500 Geschäftskosten

Ausgaben
Betrag für das
Rechnungsjahr

1SSS
Reichsmark

12 700

Summe Kap . 3 17 200

4 535,69 403,40 600 Standesämter . 600

5 2 048,55 257,92 2 500 Vermischte Ausgaben

Summe Kap.

1500

1—5 296 300

Abschluß

Gesamteinnahmen . . .

Gesamtausgaben . . .

Zuschuß

216 800

296300

79 500



37  — V. Justiz.

Erläuterungen

Zu Kap. 3 Tit. 3. Nach Anschlag. Hierin sind enthalten für das Gerichtsgefängnis in
Oberstem 1700,— Ml , in Nohfelden 400,— Ml . Längere Freiheitsstrafen, im
allgemeinen von 4 Monaten und darüber, werden gemäß einem Übereinkommen mit
Preußen in preußischen Strafanstalten vollstreckt. Außer den Beköstigungs- und
Nberführungskosten der Gefangenen sind hier auch die Kosten der Anschaffung und
Erhaltung von Einrichtungsgegenständen, der Beschaffung von Arbeitsstoff usw.
sowie der Bekleidungszuschntzfür den Gefangenwärter (jährl. 30,— Ml ) zu ver¬
rechnen.

Zu Kap. 3 (Summe). Ausgabe. 17 200 Ml
Einnahme (Kap. 3) . . . 1500 „

Bleibt Ausgabe 15 700 Ml

Zn Kap. 4. Nach Anschlag.
Ausgabe . 600 Ml
Einnahme (Kap. 4) . . . . . 200 „

Bleibt Ausgabe 400 Ml

Zu Kap. 5. Nach Anschlag. Hierher gehörenz. B. Rückerstattung von Gerichtskosten,
Kosten der Vordrucke für die Urlisten der Geschworenen, usw.



Anlage 45. VI. Kirchen und Schulen.

Landesteil Birkenfeld.

Haushalt
für die Verwaltung der Kirchen und Schule«

für das Rechnungsjahr

1929 .

5. Landtag des Freistaats Oldenburg . 3. Versammlung.



Anlage 45. — 40

Kap.

Tit.

Rechnung«

ISS«
Reichsmark

-ergcbiussc

ISS?
Reichsmark

Bewilligt
für

1SS8
Reichsmark

Einnahmen nnd Ausgaben
Betrag fü^
Rechnung«̂

IS2S
Reichsnurl

Cin nahmen.

1 47 979,80 51 654,05 56 000 Gymnasium in Birkenfeld. 56600

2 453,51 300,- 400 Vermischte Einnahmen 400

Summe Kap . 1 und 2 57 000

Ausgaben.

1 Kirchenwesen.
1 75 000,— 75 000,— 75 000 Zuschuß für die evangelische Kirche. 75 000

2 22 700,— 22 700,— 22 700 Besoldungszufchüsse für die katholischen Geistlichen . . . . 22 700

3 2 500,— 2 500,- 2 500 Besoldungszuschuß für den Landrabbiuer. 2500

4 1 243,66 1 285,70 1500 Besatzungszulagen für die evangelischen und katholischen
Geistlichen und den Landrabbiner. 1500

5 1 548 — 1551,— 1600 Vergütungen und Geschäftskosten bei den oberen Kirchen¬
behörden . 1600

6 — 40 000,— — Beihilfen bei Neubauten und Hauptausbesserungen an Kir¬
chen und Pfarrhäusern. -

7 688,— 688,— 700 Beitrag zum Domkapitel und Priesterseminar in Trier . . 700

8 500,- 500,— 500 Beihilfen für den jüdischen Kultus. 500

Summe Kap . 1 104 500

2
-

Regierung als obere Schulbehörde.
i 7 447,40 8 306,34 8 000

-p 1400
Besoldungen. 8SOO

2 1 040,— 1 040,— 1100 Vergütungen. 1100

3 1 277,37' 1 739,25 1500 Geschäftskosten. 1500

Summe Kap . 2 11500



— 41 — VI. Kirchen und Schulen.

Erläuterungen

L, Kap. 1. Schulgeld 46 000 Mi , Erstattung des Reichs zur Besatzungsznlage
600 M , Beitrag der Stadt Birkenfeld 10 000 Mi , Sonstiges 25 Mi (Vgl.
Ansg. Kap . 3) .

Zu Kap. 2. Nach Anschlag . Prüfungsgebühren der Lehrer und Lehrerinnen usw.

Zu Kap. 1 Tit . 1— 3. Wie im Vorjahre.

Zu Kap. 1 Tit . 4 . Gemäß Landtagsbeschluß vom 8. Juli 1921 . 80 Prozent kommen
wm Reich zur Erstattung und werden bei Kap . VII 6 vereinnahmt.

Zu Kap. 1 Tit . 5 . Vergütung des Anwalts der geistlichen Güter der katholischen
Kirchengemeinden 48 Mi , Dienstzulagen an die Mitglieder der oberen Kirchen-
bebörden 1500 Mi , sonstige Geschäftskosten 50 Mi , zusammen rund 1600 Mi.

Zu Kap. 1 Tit . 7. Gemäß Übereinkommen mit der preußischen Regierung (688 Mi ) .

Zu Kap. 1 Tit . 8. Unterstützungen für einzelne jüdische Gemeinden zu den Kosten
des jüdischen Religionsunterrichts.

Zu Kap. 2 Tit. 1. Diensteinkommen siir 1 evangelischen Schulrat.

Zu Kap. 2 Tit . 2. Vergütungen siir nebenamtliche Tätigkeit (darunter siir 1 Zivil-
Mtsdiener 180 Mi ) 1040 Mi.

lur 2 Tit . 3. Wie im Vorjahre . Entschädigung siir den evangelischen Schulrat
die Berejthaltung eures Dienstzimmers , Tagegelder und Reisekosten der

-pmsungskommission für Volksschnllehrer , für Schulräte , sowie für den Schnl-
reserenteir und Sonstiges.



Anlage 45. — 42 —

Kap.

Tit.

Rechnung-

ISS«
Reichsmark

-ergcbnisse

1S27
Reichsmark

Bewilligt
snr

1SS8
Reichsmark

Ausgaben
Betrag füch-
Rechnungsjih,

1S29 '
Reichsnioi!

3 Gymnasium in Birkenfeld.
i 83 405,20 89 206,36 95 100 Besoldungen. 100 000

4 - 11 500

2 2 891,38 9 260,39 10100 Vergütungen für nicht planmäßige Beamte , für Angestellte
4- 500 und für vorübergehende Hilfeleistungen. 11300

3 6 217,70 7 168,42 8 600 Geschäftskosten. 7000

Summe Kap . 3 118300

4 Zuschüsse zn höheren Lehranstalten der Gemeinden.
i 43 034,16 46 000,— 37 700 Oberrealschule Oberstein -Jdar. 37 700

2 7 977,68 9 600,- 6 500 Höhere Mädchenschule in Oberstein . . 6500

3 9 988,16 13 900,— 11000 Höhere Mädchenschule in Idar. 11000

Summe Kap . 4 55 200

3 Volksschnlwesen.
i Zuschüsse zu den Lehrerbesoldungen:

200 000 ,—
^3->1 007 49

250 000 n) allgemeine Zuschüsse . . 250000

50 000 ,— 50 000 b) besondere Zuschüsse. 50 000

2 14 370,55 11048,28 10 000 Vertretung von Lehrern. 10 000

3 886,50 4 649,30 1500 Umzugskosten der Volksschullehrer . . 2000

4 — 5 486,50 33 000 Beihilfen zu Volksschulhausbauten. 34400

5 400,- 500,— 500 Zuschüsse zu privaten Volksschulen. 500

Summe Kap . 6 346 800

6 Sonstige Zuschüsse.
i Aus - und Weiterbildung:

480,- 500,- 700 a) der Lehrer an den höheren staatlichen Lehranstalten
500

600,74 563,- 700 b) der Volksschullehrer.
700

— — — e) der Hilssschullehrer.
—

136,41 200 cl) der Handarbeitslehrerinnen . - -
200



43 — VI. Kirchen und Schulen.

Erläuterungen

Zu Kap. 3 Tit . 1. Diensteinkommen für 4 Oberstudtendirektor, 4 Oberstudienrat,g Studienräte , 4 Oberlehrer , 4 Lehrer und 4 Lehrerin in Mittelschullehrerstellen.

Zu Kap. 3 Tit . 2. Vergütungen für 4 Studienassessor, für Nebenlehrer und
1 Hauswart.

Zu Kap. 3 Tit . 3. Stach Anschlag.

Zu Kap. 3 (Summe ). Ausgabe . 148 300 Ml
Einnahme (Kap . 1) : . . . 56 600 „

Bleibt Ausgabe 61 700 Ml

Zu Kap. 4. Bedarf nach den mit dem Landtage zu vereinbarenden Grundsätzen.
Werden die Mittel eines Titels nicht ganz verbraucht, so können sie bei den

anderen beiden Titeln mit verwendet werden.

Zu Kap. 5 Tit . In u. b. Wie im Vorjahre.

Zu Kap. 5 Tit . 2. tz 58 des Schulgesetzes.

Zu Kap. 5 Tit . 3. Nach Anschlag.

Zu Kap. 5 Tit . 4. Zur Bezuschussung der Bauvorhaben in Fischbach, Neunkircheu,
Hoppstädten und Nohfelden.

Zu Kap. 5 Tit. 5. Bedarf nach den mit dem Landtage vereinbarten Grundsätzen.

Zu Kap. 6 Tit. 1a. Nach Anschlag.

Zu Kap. 6 Tit. 1b. Wie im Vorjahre.

Zu Kap. tz Tit. 1ä . Wie im Vorjahre.



Anlage 45. — 44 —

Kap.

Tit.

lös
Nechmmgsergebnisse
L82« 1827

Reichsmark Reichsmark

Bewilligt
für

1828
Reichsmark

Ausgaben
Betrag fürd»;
Ncchnlingsjahi

1829
Reichsmark

2 Erziehung und Ausbildung der Schüler:
1000 ,- 1500.— I 500 u) Schulgelderlaß.

b) Erziehungsbeihilfen

1500

820,- 800,— 2000

500

4 220.- 5 640,- 4 500

e) Beihilfen zum Besuch höherer Schulen und zur weiteren
wissenschaftlichen Ausbildung.

ä) Förderung des Erziehungs- und Unterrichtswesens
durch allgemeine Veranstaltungen(Lehrgänge, Kurse,
Wettkämpfe usw.) .

6) Unterstützungen an Schüler und Studierende, die sich
dem Volksschullehrerberuf widmen wollen . . . .

Summe Kap. 6

1000

500

5000 '

9400

7 500,— 800- 500 Landesbibliothek 500

8 1054,60 77,90 500 Vermischte Ausgaben 500

Summe Kap. 1—8 646800

Abschluß.
Gesamteinnahmen. . .
Gesamtausgaben . . .

4

Zuschuß

57000 s

646800 ^

589800 ^



— 45 — VI. Kirchen und Schulen.

Erläuterungen

Zu Kap . 6 Tit . 2u . Wie im Vorjahre.

Zu Kap . 6 Tit . 2o . Hieraus können
anstalten gegeben werden.

auch Beihilfen zum Besuch technischer Lehr-

Zu Kap . 6 Tit . 2ä . Wie im Vorjahre.

Zu Kap . 6 Tit . 2o . Nach Anschlag.

Zu Kap . 7 . Wie im Vorjahre.

Zu Kap . 8. Wie im Vorjahre.



VII. Finanzen.

Landesteil Birkenfeld.

Haushalt
der Finanzverwaltung

für das Rechnungsjahr

192 9.

Landtag des Freistaats Oldenburg . 3. Versammlung.



Anlage 45. 48 — 1
Kap.

Tit.

Rechnung

ISS«
Reichsmark

sergebnisse

1SS7
Reichsmark

Bewilligt
für

1SS8
Reichsmark

Einnahmen
Betrag sü^
Rechnung

1» S9
Reichs»,^

Einnahmen.

1 Einnahmen aus dem Staatsgut.
1 315 940,63 311616,72 360000 Forsterträge. 600000

2 15 680,94 16618 .91 17 100 Jagderträae. 17100

3 13 545,93 14 500,81 14500 Pachten für Grundstücke und Gebäude. 14 800

4 226,15 175,65 200 Zinsüberschüsse der Staatsgutskapitalienkasse und des Staats-
kapitalienfonds. 280

5 68160,63 79238,48 — Zinsen von Baudarlehen und Darlehen für Notstands-
arbeiten. —

6 24020,85 59 352,73 — Abträge von Baudarlehen , Darlehen fiir Notstandsarbeiten
und Landarbeiterdarlehen.

—

Summe Kap . 1 631800

2 Gebühren.
i 23 957,20 16 028,31 30000 Kataster- und Vermessungsgebühren.

30 000

2 1 870,32 1716,17 1900 Wahrnehmung kommunaler Hebungen durch die Amtskassen 1700

Summe Kap . 2 31700

3 Landessteuern
i 81 436,05 77686,80 78500 Grundsteuer .

78500

2 92 816,40 92 696,45 92000 Gebäudesteuer . - - 94000

3 6106,15 6 362,25 6 500 Wandergewerbesteuer.
6500

4 23 321,30 24175,- 25 000 Stempelsteuer.
25 000

5 — — — Oldenburgische Erbschaftssteuer.



— 49 — VII. Finanzen.

Erläuterungen

Zu Kap. 1 Tit . 1. Nach Anschlag.
^ Einnahme . 600000 Ml

Ausgabe (Kap . 6) . 302100 „
Bleibt Einnahme 297 900 Mi

A, Kap. l Tit . 2. Nach Anschlag . Jagdpachten , Erlös für verlaustes Wild usw.
Einnahme . 17100 Mi
Ausgabe (Kap . 4 Tit . 1) . . . 300 „

Bleibt Einnahme 16 800 Mi

Al Kap. 1 Tit . 3. Nach Anschlag , und zwar:
" ch Pacht für Dienstländereien und sonstige Grundstücke . . . . 165 Mi

d) Pachterlös des früheren allsgeschiedenen Krongnts . 1 650 „
e) Mieten für Dienstwohnungen . . 12 500 „
cl) Miete für das Verwaltungsgebäude iu Birkenfeld . . . . —

' e) Miete für das Zollamt in Oberstein . ._ —
Zus . 14 615 Mi

Zu Kap. 1 Tit . 4. Nach Anschlag.

Zu Kap. 1 Tit . 5. Die eingehenden Zinsen sind von den Ausgaben zu Kap . 2 Tit . 1
abgesetzt.

Zu Kap. 1 Tit . 6. Die eingehenden Abträge sind von den Ausgaben zu Kap . 2 Tit . 2
abgesetzt.

Zu Kap. 2 Tit . 1. Nach Anschlag . (Vgl . Ausg .-KaP . 7) .

Zu Kap. 2 Tit . 2. Nach Anschlag.
Einnahme . 1 700 Mi
Ausgabe (Kap . 1 Tit . 4) . . . 500 „

Bleibt Einnahme 1 200 Mi

Zu Kap. 3 Tit . z . Die Steuer beträgt 10  v . H- des Steuerkapitals (vgl . Art . 1 des
Petzes vom 30 . 1 . 1885 . — Bd . 11 S . 43 des Birkenf . Ges .B !.) . Die volle
Mundsteuer ergibt rund 78 500 Mi.

Zu Kap. 3 Tit . 2. Die Steuer beträgt 5 v. H . des reinen Mietwerts (Art . 1 d . Ges.
°°m 30. 1. 1885 . — Bd . 11 S . 45 des Birkenf . Ges .Bl .) . Die Volle Gebäude-
Mer ergibt rund 94 000 Mi.

^u Kap. 3 Tit . 3. Nach Anschlag.

Zu Kap. 3 Tit . 4 . Nach Anschlag.



Anlage 46. — 50 —

Kap.

Tit

Rechnung

ISS«
Reichsmark

Zergebnisse

1837
Reichsmark

Bewilligt
für

1838
Reichsmark

Einnahmen

(3)
6 44 989,39 31 568,14 40 000 Gewerbesteuer.

7 228,53 12 025,60 3 000 Betriebssteuer.

8 116 449,59 87 207,80 100 000 Steuer vom bebauten Grundbesitz.

9 1 119,25 1 954,50 6 000 Grubeufeldsteuer.

Summe Kap . 3

4 Anteile an Reichssteuern.
i 551 056 .80 664 140,81 690 000 Reichseiukommensteuer.

2 53 260,67 54 438,41 75 000 Körperschaftssteuer . .

3 133 000,54 133 232,37 135 000 Reichsumsatzsteuer.

4 8 677,77 9 590,07 8 000 Reuuwettsteuer.

5 — — — Kraftfahrzeugsteuer.

6 22126,41 37 681,73 22 000 Grunderwerbsteuer.

Summe Kap . 4

3 12 925,50 21 281,73 16 900 Forstbesoldnugsbeiträge

6 91 389,92 28 683 .— 20 000 Vermischte Einnahmen

.

Summe Kap . 1— 6

Betrag süî -,
Rechiiungsjch

18SS
Reichsmark

45 000  >

5000'

100 000̂

--
360000s

712 000^

57 000̂

132000s

9500

35000

945 500

16M

20 000

2006000



51 VII. Finanzen.

Erläuterungen

Zu Kap . 3 Tit . 6 . Nach Anschlag.

Zu Kap . 3 Tit . 7 . Nach Anschlag.

Zu Kap . 3 Tit . 8 . 'Nach Anschlag.

Zu Kap . 3 Tit . 9 . Nach Anschlag . Bon jedem Grubenfelde (Berglverkseigentmn ) ,
das auf Mineralien im Sinne des § 1 des Berggesetzes für das Fürstentum
Birkenfeld vom 18 . 3 . 1891 und den dazu ergangenen Abänderungen verliehen
ist, wird nach Maßgabe des Gesetzes für den Landesteil Birkenfeld vom 10 . 12.
1921 , (Ges .-Bl . Bd . 24 Stck . 103 ) eine Grubenfeldsteuer erhoben.

Zu Kap . 4 Tit . 1 u . 2 . Der Betrag ist errechnet nach der Reichshaushaltssumme
des Jahres 1928 unter Berücksichtigung des § 35 des Reichsfinanzausgleichsgesetzes
und unter Zugrundelegung des neuesten (VIII .) Verteilungsschlüssels . ^ der vom
Reiche überwiesenen Steuerbeträge bilden den Landesanteil.

Zu Kap . 4 Tit . 3 . Der Anteil ist ' errechnet nach der Reichshaushaltssumme des
Jahres 1928 in der Annahme , daß der 30prozentige Länderanteil am Umsatzsteuer-

Auskommen aus den Länderanteilen an der Reichseinkommen - und Körperschafts¬
steuer wieder bis auf 450 000 000 ergänzt wird und daß das Reich der
zur Überweisung kommenden Beträge nach dem Aufkommen und -4 nach der
Bevölkerungszahl verteilt . ?k> des sich ergebenden Betrages fließen in die Landes-

Zu Kap . 4 Tit . 4 . Nach Anschlag . Hier eingestellt zu >4 . Das restliche Drittel ist
nach Z 42 Abs . 2 des Finanzausgleichsgesetzes (R .G .Bl . I Seite 203/26 ) fiir die
Pferdezucht zu verwenden und deshalb zu Einn .-Kap . II 3 eingestellt.

Zu Kap . 4 Tit . 5 . Die Kraftfahrzeugsteuer fließt ganz dem Landesverbände zu.

Zu Kap . 4 Tit . 6 . Nach Anschlag.

Z» Kap . 5. Es werden 2,50 M / für das Hektar vergütet . (Gesetz vom 6 . 6 . 1924 .)

Zu Kap . 6. Zinsen für zeitweilig belegte Kassenbestände , Kaufgelder fiir alte Bau¬
materialien , Zinsen für gestundete Holzkaufgelder , vorn Reiche zu tragender Teil
der Wirtschaftsbeihilfen , Erstattungen seitens des Landesverbandes , usw.



ge 45. — 52 -

Kap. Rechnungsergcbmsse Bewilligt
für Ausgaben

Betrag sür iW
Rechnungsjahr

Tit. 1929 1927 1928 1929
Reichsmark Reichsmark Reichsmark Reichsmark

Ausgaben.

1 Staatliches Hebungswese ».
1 11249,45 14 850,35 19 600

4- 2 000
Besoldungen. 22 900

2 18 378,98 19 147,98 16 800 Vergütungen für nicht planmäßige Beamte, für Angestellte
4- 2 500 und für vorübergehende Hilfeleistungen. 17 900

3 1494,71 1 985,72 1 800 Geschäftskosten. 1800

4 479,08 448,07 500 Vergütungen an die Amtsrentmeister für die Wahrnehmung
kommunaler Hebungen. 500

5 1 180,39 443,08 1200 Kosten der Anschaffung und Vergütung für den Verkauf von
Stempel- und Gerichtskostenmarken. 1200

Summe Kap. 1 44 300

2 Verwaltung der Laudesschnld.
i —

34 814,82
k 8 000 Zinsen . . . 93 000'

2 1 40 000 Abträge.

Summe Kap. 2 93 000

3 84 690,86 95 342,84 97 700 Beitrag zur Zentralkasse des Freistaats . . 104 400

4 Verwaltung des Staatsguts.
i 597,46 335,21 300 Aufwand für Staatsjagden . . 300

2 522,75 655,15 500 Verbesserung und Unterhaltung von Staatsgrundstücken mit
500Ausnahme der Forsten.

3 16106,87 20 994,30 16 000 Gemeindeabgaben von: Staatsgrnndbesitz. 20 000

Summe Kap. 4 20 800

3 Bauliche Unterhaltung der Staatsgebäude.
i Unterhaltung.

2
^71 496,57 48 471,81 55 000 Feuerversicherung. . . 37 000

3 Vergütung der Schornsteinfeger für Reinigung der Schorn-
steine und Öfen.

4 Erneuerungen und Ergänzungen.
5 — — — Neubauten. __

Summe Kap. 5 37 000



Erläuterungen

hl Kap . 1 Tit . 1 . Diensleiukoiuinen für 1 Landeskassenrendanten , 2 Amtsrent-
^ meister und 1 Kassenassistenteu.

Zu Kap. 1 Tit . 2. Vergütungen für 1 Bollziehnngsbeamten, 1 Hilfskraft bei der
Arndeskasse , -l Hilfskräfte bei den Amtskassen , ferner für vorübergehende Hilfe¬
leistungen (bei den Amtskassens.

Zu Kap. 1 Tit . 3. Nach Anschlag, darunter 216 Mi Entschädigung an 2 Zivil¬
staatsdiener für Verantwortlichkeit bei den Amtskassen.

Zu Kap. 1 Tit . 4. Nach Anschlag. (Vgl. Einn .-Kach 2 Tit . 2).

Zu Kap . 1 Tit . 5 . Hebnngsgebühren an die Verkaufsstelle !: (darunter 3 Zivilstaats-
dicner ) , sowie Papier - und Druckkosten.

Zu Kap . 2 . Nach Anschlag . Zur Verzinsung und zum Abtrag der Landesschuld sind
erforderlich:

n ) Zinsen b ) Abtrag
198 000 Mi 75 000 Mi

davon sind abzusetzen die eingehenden Zinsen und
Abträge für Baudarlehen , Darlehen für Notstands¬
arbeiten und Landarbeiterdarlehen , bisher Kap . 1
Tit . 5 und 6 der Einnahmen . 105 000 „  75 000 „

bleiben 93 000 Mi — Mi

Zu Kap. 3. Nach Maßgabe des Voranschlags für die Zentralkasse.

Zu Kap. 4 Tit. 1. Nach Anschlag. Entschädigung an Gemeinden für eingeschlossene
Privatgrundstücke , ferner Schnszgelder , Transportkosten , Treiberlöhne usw.

Zu Kap. 4 Tit. 2. Nach Anschlag.

Zu Kap. 4 Tit. 3. Nach Anschlag.

Zu Kap. 5 Tit. 1—5. Nach besonderem Anschläge.
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Ergebnisse

1827
Reichsmark

Bewilligt
für

1828
Reichsmark

85 170,96 75 400
-P15 800

14 672,81 12 600
j- 500

7 498,72 7 500

96 194,70 106 100

Ausgaben

Forstwesen.
Besoldungen.

Vergütungen für nicht planmäßige Beamte , für Angestellte
und für vorübergehende Hilfeleistungen.

Geschäftskosten

Forstbetriebskosten für das Forstrechnungsjahr 1. Oktober
1928/29 . . .

5 423,16 5 000 Besondere Verwendungen für Forstgrundstücke.

Summe Kap . 6

46 903,36 44 700
-l- 7 500

Besoldungen

Katasterwesen.

38 357,03 38 500 Vergütungen für nicht planmäßige Beamte , für Angestellte
4- 5 500 und für vorübergehende Hilfeleistungen.

9 883,24 11000 Geschäftskosten

Summe Kap . 7

373 910,23 362 300
-l- 51400

Gesetzliche Wartegelder , Ruhegehälter und Hinter-
bliebenenbezüge für Beamte und Bolksschnllehrer



— 55 — VII . Finanzen.

Erläuterungen

Zu Kap. 6 Tit . 1. Diensteinkonuueu für 2 Forstmeister , 6 Revierförster und 10 Förster.

Zu Kap- 6 Tit . 2. Vergütungen für 1 nichtplanmäßigen Förster und 2 Hilfsförster^ iu, Angestelltenverhältnis sowie für vorübergehende Schreibhilse.

Zu Kap. 6 Tit . 3 . Nach Anschlag.

Zu Kap. 6 Tit . 4 . Die unbedingt notwendigen Ausgaben werden veranschlagt:

Hauungs¬
kosten

ULF

Kultur¬
kosten

ULF

Wegbau-
kosten

Grenzher¬
stellungs¬

kosten
ULF

F-vrst-
einrichtung

ULF

Im
ganzen
ULF

1. Oberförsterei
Birkcnfeld . . 96 300 15 600 26 000 400 10 000 148 300

2. Oberförsterei
Oberstein . . 23 700 5 900 5 900 200 — 35 700

Zusanimen 120 000 21 500 31 900 600 10 000 184 000

3. Sonstiges (Invaliden -, Kranken - und Arbeitslosenversicherungs-
beiträge, Dienstprämien , Urlaubstage usw .) . . 6 000

Zusammen 190 000
Die Beträge zu 1— 3 sind gegenseitig übertragbar.

Zu Kap. 6 Tit . 5. Nichts einzustellen.

Zu Kap. 7 Tit . 1. Diensteinkommen für 1 Landesökonomierat , 4 Bermessungsräte,
2 Katastersekretäre, 1 Katasterassistenten.

Zu Kap. 7 Tit . 2. Vergütungen für 1 Vermessungskandidaten , 7 Angestellte , 3 Lehr¬
linge, vorübergehende Schreibhilfe und Meßhilfe.

§u Kap. 7 Tit . 3. Nach Anschlag , mit Einschluß der Kosten für Heizung , Reinigung,
Beleuchtung der Dienstgebäude in Oberstem , Herrstein und Nohfelden . Darunter
Mer 100 lM für einen Fernsprechanschluß im Katasteramt zu Nohfelden.

Zu Kap. 7 (Summe ). Ausgabe . 90 800 .M
Einnahine (Kap . 2 Tit . 1) . . . . 30 000 „

Bleibt Ausgabe 00 800 K )/

Zu Kap.
Bedarf.

8. Eingestellt mit dem bei der Ausstellung des Entwurfs festgestelltc»



Anlage 45. — 56

Kap.

Tit.

Nechnung-
ISS«

Reichsmark

Ergebnisse
ISSV

Reichsmark

Bewilligt
für

1SS8
Reichsmark

Ausgabe,»
Betrags^
Rechnung^

1929
Reichsmaii

» Verschiedene Versorgungsbeznge , Unterstützungen,
nsw.

1 217,60 538,08 600 Renten auf Grund des Art. 1 Z 3 Abs. 2 und 3 des Zivil-
staatsdienergesetzes. KOO

2 5880,90 5 332,- 5 500 Unterstützungen an ausgediente Angestellte und deren Hinter-
bliebenen, ferner an erwachsene Kinder verstorbener Be-
amten, Volksschullehrer und Gendarmen. 4M

3 . 380.- 602,— 1000 Sonstige Unterstützungen. IM

Summe Kap. 9 6100

10
-

Vermischte Ausgaben.
i 3 999,— 3 825,— 1500 Notstandsbeihilfen für Beamte und Volksschullehrer. . . IM

2 _ — — Entschädigung der Städte Oberstein und Idar für die Ver-
anlaqung der Betriebssteuer.

3 246,22 1221,39 500 Sonstiges . . 500

4 fällt aus!

5 _ — 30 000 Besondere Zuwendungen an Gemeinden zu den Mehrauf-
Wendlingen für Lehrer-Besoldungen. —

Summe Kap. 10 2000

Summe Kap. 1—10 1 138 800

Abschluß.
Gesamteinnahmen.
Gesamtausgaben. 1138300

Überschuß 867100



57 VII . Finanzen.

Erläuterungen

Zu Kap. 9 Tit . 1 . Wie zu Kap . 8.

Zu Kap. 9 Tit . 2 . Wie zu Kap . 8.

Zu Kap . 9 Tit . 3 . Wie im Vorjahre . Vorübergehende Unterstützungen von Nicht-
staatsbeainten (z. B . Forstarbeitern ) oder deren Angehörigen , falls jene im Dienste
des Staates zu Schaden gekommen oder erwerbsunfähig geworden sind , Unter¬
stützungen in solchen Fällen , in denen eine Notstandsbeihilfe nicht gewährt werden
kann, usw.

Zu Kap. 10 Tit . 1 . Nach Anschlag.

Zu Kap . 10 Tit . 2 . Nichts einzustellen . Die Veranlagung ist dem Finanzamt
übertragen.

Zu Kap , 10 Tit . 3 . Nach Anschlag.



45. VIII . Außerordentlicher Haushalt.

Landesteil Birkenfeld.

Außerordentlicher Haushalt
für das Rechnungsjahr

1929 .

Anlagen.5. Landtag des Freistaats Oldenburg. 3. Versammlung.
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Klip.

Tit,

Rechnung
1929

Reichsmark

Zergcbnissc
1927

Reichsmark

Bewilligt
für

1928
Reichsmark

Einnahmen nnd Ausgaben
Betrag fürd«z
Rechnungsjh

1929
Neichsmarl

Einnahmen.

1 200 000,- 440 000,— 570 000 Anleihen 305 000
-p 365 000,—

2 7 900 — 7 800 — — Entschädigung ans der Landeskasse in Oldenburg —

3 — — 500 Vermischte Einnahmen. 500

4 1147769,21 54 904,69 284 100 .Üasseniiberschnß nach dem Abschluß des Jahres 1927 —

3 — — — Voraussichtlicher Überschuß des Jahres 1928 . 150000

6 — — — Aus dem Betriebsfonds. 350000

Summe Kap . 1—6 805 500

Ausgaben.

1 — — — Schnldenabtrag. —

2 Wohnungsbau.
i 250 000,- 215 630,— 250 000 Darlehen zur Förderung der Neubautätigkeit. 125000

2 20 000 Förderung des Wohnungsbaues mit Mitteln der wert-
schaffenden Arbeitslosenfürsorge. 30000

Summe Kap . 2 155 000

3 1 541,07 — — Kosten der Ansgewiesene nsürsorge —

4 6 278,- — 500 Vermischte Ausgaben. 500

3 — — — Fehlbetrag nach dem Abschluß des Jahres 1927 335000

6 — 325 761,42 300 000 Darlehen für Notftandsarbciten 150000

Summe Kap . 1—6 640500

Abschluß.
Gesamteinnahmen. 805500

Gesamtausgaben . . 640 500^

Überschuß 1650»0

1



— 61  — VIII. Außerordentlicher Haushalt.

Erläuterungen

Zu Kap. 1. Anleihe zur Gewährung von Darlehen zur Förderung der Neubau-
' tätigkeit lAusg.-KaP. 2 Tit. 1 und 2) und für Notstandsarbeiten(Ausg.-Kap. 6).

Zu Kap. 2. Für 1929 ist nichts mehr einzustellen.

Zu Kap. 3. Nach Anschlag. Hierher gehörenz. B. Erlös aus herrenlosen Nachlnssen-
schaften usw.

Zu Kap. 2 Tit. 1. Die noch immer anhaltende Wohnungsnot zwingt dazu, für die
Förderung der Neubautätigkeit auch fernerhin Mittel bereitzustellen.

Diese Mittel und die zu Tit . 2 sind gegenseitig übertragbar.

Zu Kap. 2 Tit. 2. Die Darlehensbedingungenrichten sich nach den Vorschriften desReichs.
Diese Mittel und die zu Tit. 1 sind»gegenseitig übertragbar.

Zu Kap. 1. Entschädigungen für unschuldig Verurteilte und unschuldig Verhaftete,
Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten aus übernommenen herrenlosen Erb¬
schaften(B.G.B. §8 1936, 1964,1990 u. a.) usw.

Zu Kap. tz(bisher Kap. 8). Wie im Vorjahre, Landesanteil au den Darlehen fürNotstandsarbeiten.

duuopn. dsElsregierung wirü me gegenteilige uo
8n und Vergütungen befassenden Titel gewährt.

Bemerkung.
Der Staatsregierung wird die gegenseitige Überrechnungsfähigkeit aller Besol-



Anlage 45.

Niederschrift
über die Verhandlungen des Landesausschusses des

Landesteils Birkenseld am 15 . und 16 . Marz 1929

im großen Sitzungssaale der Regierung.

I. Öffentliche Sitzung . (Beratende Sitzung .)

Geschehen ain 15 . März 1929 , vormittags.

Anwesend : ^
u) seitens der Regierung:

1. Regiernngs -Päsident Dörr,
2. Regierungsrat I) r . Clemens,
3 . Regierungsrat Jedding,
1 . Regiernngs -Oberamtmann Schley,
5 . Landesökonomierat Thomas,

d) seitens des Landesausschusses:
sämtliche Mitglieder bis auf das Mitglied Eudorfs,
Oberstein , das entschuldigt fehlte.

Für das Mitglied Endorff war das Ersatzmitglied
Eckel, Idar , eingeladen und erschienen.

e) Regiernngs -Obersekretär Theilen als Schriftführer.

Regierungs -Präsident Dörr eröffnete 9,30 Uhr vormit¬
tags die Sitzung , begrüßte die Erschienenen und gedachte in
anerkennenden Worten der Tätigkeit des bisherigen Landes-
ausschnsfes, insbesondere auch seines Vorsitzenden , der in

, vorbildlicher Objektivität seines Amtes gewaltet habe . Er
hoffe, daß auch über den Verhandlungen des jetzigen Landes¬
ausschusses der Stern der Heimatliebe versöhnend leuchten
werde.

Hierauf wurde in die Tagesordnung eingetreten.

Punkt 1 der Tagesordnung : Verpflichtung der Landes¬
ausschußmitglieder.

Die erschienenen Mitglieder des Landesausschusses und
das Ersatzmitglied Eckel, Idar , wurden durch den Regierungs-
Präsidenten gemäß Art . 97 a der Gemeindeordnung mittels
Gelöbnisses an Eidesstatt verpflichtet.

Punkt 2 der Tagesordnung : Wahl des Vorsitzenden
des Landesausschusses.

Mitglied Klar führte aus , daß seit 6 Jahren die stärkste
Partei den Vorsitz gestellt habe . Jetzt seien die Landliste
Weyand — Engel und die Sozialdemokratische Partei mit je
6 Sitzen vertreten . Er bitte darum diese Parteien , mit Vor¬
schlägen heranzutreten.

Mitglied Füllenbach schlug das Mitglied Endorff als
Vorsitzenden vor.

Mitglied Engel führte aus , daß an sich die Partei , die
die meisten Stimmen auf sich vereinigt habe , den Anspruch
auf den Vorsitzenden habe , die zweitstärkste Partei würde dann
den Stellvertreteter des Vorsitzenden stellen . Er bitte jedoch,
wenn möglich eine Einigung herbeizuführen , um von der
Wahl durch Stimmzettel nach dem Verhältniswahlsystem ab¬
zusehen. Er schlage zur näheren Beratung eine Pause vor , in
die eingetreten wurde.

Nach Wiedereröffnung der Sitzung teilte Mitglied Klar
mit, daß der Vorschlag gemacht sei, das Mitglied Vergär zum
Vorsitzenden und das Mitglied Endorff zum Stellvertreter
des Vorsitzenden zu wählen. I
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Mitglied Engel teilte mit , daß dieser Vorschlag seitens
seiner Partei an die Bindung geknüpft sei, daß die Landwirte
zwei Mitglieder zmn Landesvorstand stellen würden . Es
müsse davon ausgegangen werden , daß im Landesvorstand
jeder Bezirk vertreten sein müsse.

Es wurde festgestellt , daß eine Einigung ans einen Vor¬
schlag nicht erzielt worden sei.

Es wurden hierauf vorgcschlagen : Mitglied Engel und
Mitglied Endorff.

Bei der Wahl durch Stimmzettel entfielen auf Mitglied
Engel 18 Stimmen , auf Mitglied Endorff 7 Stimmen.

Es wurde festgestellt , daß Mitglied Engel zmn Vor¬
sitzenden des Landesausschusses gewählt ist.

Mitglied Engel übernahm hierauf den Vorsitz und
dankte für das ihm erwiesene Vertrauen . Sein Dank gelte
auch den bisherigen und den wiedergewählten Mitgliedern des
Landesausschnsfcs . Er richtete an die neuen Mitglieder des
Landesausschusses die Bitte , mitzuhelfen an der Einigkeit , die
den früheren Landesausschuß beseelt habe.

Als Stellvertreter des Vorsitzenden des Landescms-
schnsses wurde Mitglied Endorff durch Zuruf gewählt.

Punkt 3 der Tagesordnung : Wahl des Landesvorstandes.

Mitglied Weyand (Oberhosenbach ) bat , eine Einigung
auf einen Wahlvorschlag oder , zwei Wahlvorschläge zu ver¬
suchen, da es unbedingt notwendig sei, daß die verschiedenen
Bezirke des Landesteils eine Vertretung im Landesvorstand
hätten.

Nach kurzer Anssprache und anschließender Beratungs-
Panse wurden folgende Vorschläge eingereicht:

1. Vorschlag:  V o r s ch l a g K l a r:
August Klar , Fr . I . Klein , vr . mach. Warth , Mar

Mathieu . Unterschriften gez. Vergär , F . Caesar.
2 . V o r s ch l a g : Josef Füllenbach , Willy Petfch.
3 . Vorschlag:  Groß — Stellv . Knapp , Or . Weins

— Stellv . Bambach , Engel — Stellv . Kunz.
Es entfielen auf Wahlvorschlag Groß 12 , auf Wahlvor¬

schlag Füllenbach 7 und auf Wahlvorschlag Klar 6 Stimmen.
Der Vorsitzende stellte fest, daß nach den Vorschriften

über die Verhältniswahl demnach auf Wahlvorschlag Groß
3 Sitze , auf Wahlvorschlag Füllenbach 1 Sitz und auf Wahl¬
vorschlag Klar 1 Sitz entfallen , und hiernach als Mitglieder
des Landesvorstandes gewählt sind : Groß , I) r . Weins , Engel,
Füllenbach und Klar.

Punkt 4 der Tagesordnung : Haushaltsplan 1929.

Hierauf wurde in die Beratung des Haushaltsplans des
Landesteils Birkenfeld fiir das Rechnungsjahr 1629 einge¬
treten.

Regierungs -Präsident Dörr führte zu Eingang ans , das;
der Haushaltsplan — ordentlicher und außerordentlicher zu
sammengenommen — mit einem Fehlbeträge von 187000M
abschließe , der ordentliche Etat allein mit einem Fehlbetrag
von 252 000 .M . Die Tendenz , daß die ordentlichen . Aus¬
gaben aus den ordentlichen Einnahmen nicht mehr bestritten
werden könnten , bestehe schon seit 1926 . Das sei ein mißlicher
Zustand , wenn man — und das müsse eine gesunde Wirt¬
schaft unbedingt — an der Regel festhalte , laichende Ausgaben
nur aus laufenden Einnahmen zu bestreiten . Aus dem Jahre
1927 habe dazu noch ein Fehlbetrag von 435 000 Ml über¬
nommen werden müssen . Ein Ausgleich sei nur möglich ge¬
wesen ans den Reserven vergangener „ fetter " Jahre.

Aus dein Betriebsfonds von 450 000 Ml sei ein Be¬
trag von 350 000 Ml in den außerordentlichen Haushali
eingestellt worden . Diese Behandlung des Etats sei zu ver¬
antworten , da die Reserven s. Zt . aus laufenden Mitteln ge¬
bildet worden seien. Die Finanzlage sei zwar gespannt , jedoch

.so.
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nicht in dem Maße besorgniserregend wie vielfach sonst bei
öffentlichen Verbänden, insbesondere wenn man bedenke, daß
der Landesteil keine Schulden habe, gegenüber der Vorkriegs¬
zeit die Steuerschraube nicht merklich angezogen habe und
noch über Forstreserven verfüge. Ans ordentlichen Forst¬
erträgen sei ein Betrag von 500 000 statt 360 000
eingestellt. Damit sei aber die von Mitglied Weyand (Ober¬
hosenbach) angeschnittene Frage, die Fürstreserven heranzu¬
ziehen, nicht erschöpft. Die Regierung habe im Zusammen¬
hang mit der neuen ForsteinrichtnngMaterial vorliegen,
welches zweckmäßig in einer Kommission beraten würde. Das
Ergebnis würde dann der nächsten Sitzung des Landesans-
schusses mitgeteilt werden können; die Beschlüsse des Landes-
ansschnsses könnten sodann noch an den Landtag gelangen.
Der Finanzausgleichsei das Damoklesschwert, das drohend
über jedem Lande und jeder Gemeinde schwebe. Es sei darum
nötig, noch mehr als bisher Sparsamkeit zu üben.

Mitglied Füllenbach führte aus, daß die Sparsamkeit
gerade bei den Positionen des Sozialetats zu finden sei. Bei
einer durchschnittlichen Einwohnerzahl von 50 000 komme ans
den Kopf der Bevölkerung ein Aufwand an Besoldungen mit
Einschluß der Wartegelder, Ruhegehälter und Hinterbliebenen¬
bezüge von 37 ÄA. Im Vergleiche znm Kreise Banmholder
sei dieser Betrag viel zu hoch.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, führte aus, daß man
bei dein Vergleich der Vor- und Nachkriegssteuern alle  Be¬
lastungen in Rücksicht ziehen müsse und nicht nur einzelne
Steuerarten herausgreifen dürfe. Der Vergleich der Ver¬
waltungskosten des Landesteils Birkenfeld mit denen des
Kreises Banmholder sei nicht richtig. Der Aufgabenkreis der
Regierung sei viel größer als der eines preußischen Land¬
kreises.

In einigen Ausführungen über die Anderungspläne des
Finanzausgleichs teilte er mit, daß sie von einschneidender
Bedeutung für den Landesteil Birkenfeld werden könnten. Er
hoffe jedoch zuversichtlich, daß seinen Bemühungen, für
Birkenfeld den notwendigen Ausgleich zu schaffen, der Erfolg
nicht versagt sein werde.

Mitglied Knapp war der Ansicht, daß von der Hand in
den Mund gelebt werden würde. Wenn jetzt die Reserven ver¬
braucht würden, sei die Lage für das folgende Jahr um so
schwieriger. Die steuerliche Belastung der Landwirtschaft sei
groß.

Mitglied Klar hielt die Finanzlage für sehr angespannt.
Er müsse, während die Bedürfnisse der Regierung fast die¬
selben geblieben seien, feststellen, daß im Haushalt für Handel
lind Gewerbe Abstriche gemacht worden seien. Er hätte er¬
wartet, daß die Regierung entsprechend seinem vorjährigen
Anträge versucht hätte, das Regiernngskollcginm wieder ans
den Stand von 1914 zu bringen. Gegenüber den Äuße¬
rungen des Regierungs-Präsidenten, die Steuerschraube sei
nicht angcschraubt, müsse er feststellen, daß die Steuer vom
bebauten Grundbesitz mit dem doppelten Betrage eingestellt
sei, was um so bedauerlicher sei, als die Steuer als eine un¬
gerechte empfunden werde. Es müsse Sparsamkeit am richtigen
Platz geübt werden.

Mitglied Bergör wies darauf hin, daß der Haushalt
wesentlich von den Wechselwirkungen des Finanzausgleichs
zwischen Reich, Ländern und Gemeinden abhänge.

Er sprach die Hoffnung ans, daß die Landtagsvorlage
Nr. 24, für das Rechnungsjahr 1928 nachträglich den
VII. Reichsverteilungsschlüsselfür die Reichseinkommensteuer
und Körperschaftssteuer wieder in Kraft zu setzen, für den
Landesteil Birkenfeld nicht Gesetz werde, da die nachträgliche
Anwendung des VII. Reichsverteilringsschlüsselsdie Gemein¬
den des Landesteils Birkenfeld in große Bedrängnis bringe.

Mitglied Bergär bedauerte, daß das Rheinland noch
immer unter dem Drucke einer fremden Macht stehe. Wenn
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die Freiheit der besetzten Rheinlande anch nicht durch neue
Opfer erkauft werden dürfe , so müsse doch vom Reiche er¬
wartet werden , daß es die Lasten ersetze, die infolge der Be¬
satzung zurzeit von Landern und Gemeinden getragen werden.
Er dankte dem Herrn Regierungspräsidenten fiir die Tatkraft,
mit denen er die Belange der Gemeinden bisher in Berlin
vertreten habe , und knüpfte daran die Hoffnung , daß die Re¬
gierung weiterhin die Bitten , den Gemeinden die auf Grund
der Besatznngsverhältnisse entstehenden finanziellen Lasten
abzunehmen , unterstützen werde . Einen Antrag stellte er in
Aussicht.

Mitglied Eisenschneidcr führte aus , daß der Voranschlag
ans dem Rücken der Werktätigen Bevölkerung ins Gleich¬
gewicht gebracht sei, indem gerade die Ansgaben -Titel für
soziale Fürsorge gekürzt worden seien.

Mitglied Wehand , Oberhosenbach , wies darauf hin , daß
der große Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1927 mit dadurch
veranlaßt worden sei, daß Birkenfeld fiir die Beamten-
besoldnngen keine Steuer nacherhoben habe , was in den beiden
andern Landesteilen geschehen sei. Anch er halte die rück¬
wirkende Anwendung des VII . Reichsverteilungsschlüssels für
die Gemeinden des Landesteils Birkenfeld fiir ungerecht . Er
werde versuchen , fiir Birkenfeld die nachträgliche Anwendung
des VII . Verteilungsschlüssels auszuschalten.

Regierungspräsident Dörr führte aus , daß das Finanz-
ansgleichssystem einen unerträglichen Zustand geschaffen habe.
Wenn Mitglied Füllenbach die Kürzung von Ausgabe¬
positionen bemängelt und dabei die Tuberkulosefürsorge , die
Baudarlehen und die Notstandsarbeiten genannt habe , so
müsse zunächst einmal sestgestellt werden , was auf diesen
Gebieten bislang im Landesteil Birkenfeld getan worden sei.
Es sei leicht nachzuweisen , daß der Landesteil Birkenfeld in
dieser Beziehung jeden Vergleich mit der Nachbarschaft ans¬
halte , ja , daß die Leistungen des Landesteils Birkenfeld über
die der Nachbargebiete hinausgingen . Er betonte , daß der
Beamtenapparat bei der Regierung gegenüber der Vorkriegs¬
zeit in keiner Weise vermehrt worden sei. Wenn man den
Landesverband allein nehme und dann einen Vergleich mit
den Ausgaben des Nachbarkreises Kreuznach anstelle , so müsse
inan zu dem Ergebnis kommen , daß nirgendwo eine billigere
Verwaltung sei wie in Birkenfeld . Die Aussichten für das
Rechnungsjahr 1930 seien nicht so ungünstig , da dann kein
Fehlbetrag aus 1928 zu übernehmen sei.

Der Antrag des Mitgliedes Klein , als Kommission für
die Ermittelung des Ergebnisses der neuen Forsteinrichtung
den Landesvorstand einznsetzen, wurde einstimmig an¬
genommen.

Hierauf wurde in die Einzelberatnng des Haushalts¬
plans eingetreten.

E i n n a h m e K a p . II — 1 Ti t . 8 : Auf Anfrage des
Mitglieds Knapp erwiderte die Regierung , daß die Maße und
Gewichte der Landwirte immer dann eichpflichtig seien , wenn
der Landwirt Erzeugnisse verkaufe oder anch mit den Maßen
und Gewichten eine Kontrolle für den eigenen Betrieb vor¬
nehme . Die Eichpflicht treffe nichf nur den Landwirt , sondern
anch alle anderen Berufe , insbesondere auch die Handwerker.

Ausgabe Kap . II — 1 Tit.  1 . Mitglied Klar
stellte einen Antrag , die kollegiale Regierung um ein Mitglied
zu verringern , in Aussicht.

A u s g a b e K a p. II — 1 Tit.  2 . Auf Anfrage wurde
mitgeteilt , daß es sich um 13 Angestellte handele.

Mitglied Füllenbach wies darauf hin , daß für 13 An¬
gestellte 44 200 Ml und für 15 Beamte 83 900 Ml ans-
gcworfen sind . Er unterstütze den Antrag Klar.

Mitglied Wehand führte aus , daß in der Frage des Ab¬
baus eines höheren Beamten nur die Ansicht der Regierung
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ausschlaggebend sein könne darüber , ab die Kraft gebrauch:
werde oder nicht.

A n s g a b e K a P. Ik — 1 Ti t . 3. Mitglied Caesar
führte ans , daß er , nachdem 35V 000 Ml aus den: Betriebs¬
fonds eingesetzt worden seien, dem Voranschläge nur unter
der Bedingung zustimmen könne, daß er keinen Fehlbetrag
anfweise . Es sei nach seiner Erfahrung in: Geschästsleben
durchaus möglich, die Geschäftskosten nach einer gründlichen
Prüfung auf das notwendigste Maß herabzudrücken und dabei
in den l>5 Abteilungen des Voranschlages wesentliche Er¬
sparnisse zu machen . Er werde einen , Antrag einbringen , bei
sämtlichen Geschäftskosten -Pvsitionen 10 der Ausgaben zu
kurzen.

Mitglied Wehaud , Oberhosenbach , führte ans , daß be¬
züglich der Geschäftskosten der Landesteile Oldenburg und
Lübeck im Landtagsausschnß eine Nachprüfung stattfinde . Be¬
züglich des Landesteils Birkenfeld müsse diese Prüfung nach
Birkenfeld verlegt werden.

AusgabeKaP.  II — 1 Tit . 3— 5. Mitglied Caesar
stellte fest, daß diese 3 Titel zusammengehören , und die Ge¬
schäftskosten somit nicht 21000 -M , sondern genau das
Doppelte betrügen.

Ausgabe Kap . II — 2 Tit.  1 . Mitglied Alt
wünschte , daß sämtliche Kassen , die der Regierung unterstellt
seien, durch Revisionsverbände nachgeprüft werden . Durch
die Vorgänge in Nohfelden und Idar -Land sei eine gewisse
Befürchtung in die Bevölkerung hineingetragen.

Mitglied Vergär wies darauf hin , daß die Nachprüfung
der Kasse durch Revisionsverbände nicht das richtige sein
dürfte . Die Stadt Oberstein lasse die Kasse unvermutet durch
den Stadthauptkassendirektor einer Großstadt nachprüfen.

An einer längeren Aussprache über die Unterschlagungen
des Gemeindeeinnehmers Frühauf , Idar -Land , beteiligten
sich die Mitglieder Wehand - (Idar ) , Vergär und Knapp.

Regierungs -Präsident Dörr wies darauf hin , daß in Noh¬
felden keine Veruntreuung bei einer Kasse , sondern eine
kleinere Unterschlagung eines Bürgermeistereiangestellten vor¬
gekommen sei. In der Angelegenheit des Gemeindeeinnehmers
Frühauf schwebe noch die Untersuchung . Die Regierung werde
auch die Frage prüfen , ob irgendein Beamter für das Vor¬
kommnis zur Verantwortung zu ziehen sei. Dem Bürger¬
meister von Idar -Land habe die Aussicht über die Gemeinde¬
kasse obgelegen . Er sei der Regierung als äußerst gewissen¬
hafter und peinlicher Beamter bekannt.

A u s g a b e K a p. II — 2 Tit.  3 . Mitglied Mathieu
war der Ansicht , daß sich durch die Einrichtung der Arbeits¬
ämter die Geschäftskosten der Bürgermeisterei verringern
müßten.

Mitglied Vergär ivies darauf hin , daß nach Einrichtung
der Arbeitsämter die Bürgermeisterämter durch die Bericht¬
erstattung nsw . noch wesentlich belastet seien. Eine erhebliche
Belastung sei die große Zahl von Verfügungen der obersten
Reichs- und Landesstellen , der Vorgesetzten Behörde usw ..

Schluß der Vormittagssitznng 1 Uhr nachmittags.

II . Öffentliche Sitzung (Beratende Sitzung ) .

Wiedereröffnung der Sitzung 3 Uhr nachmittags.
Anwesend : die Herren aus der Vormittagssitzung.
In : Lause der Verhandlungen erschienen Landestierarzt

Veterinärrat I )r . Bauer und Gymnasialdirektor Oberstudien¬
direktor I) r . Biunebößel.

A usgabeKap.  II — 3 Ti  t . 1. Mitglied Vergär
berührte wiederum , wie im Vorjahr , die polizeilichen Ver¬
hältnisse in der Stadt Oberstein . Er müsse nochmals fest-
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stellen, daß in einer Reihe von Fällen kriminelle Feststellungen
durch die städt. Polizei erfolgen, ohne daß dafür der Staat
eine Entschädigung zahle. Außerdem sei es nicht gut, in den
Städten zweierlei Polizei zu haben. Er bitte, entweder das
Gendarmerie- und Polizciwesen in den Städten nur durch
rein städtische oder nur durch rein staatliche Beamte allsüben
z» lassen.

Des weiteren bat er, dafür Sorge tragen zu wollen, daß
die Kosten für die Vermehrung der Polizei infolge der Be¬
satzung auf das Reich übernommen würden. Reichsseitig
seien den Städten Trier, Koblenz und Mainz Entschädigungen
gewährt worden, jedoch hätten die Städte Oberstein und Idar,
in denen für die Unterbringung der Besatzungstrnppen nicht
einmal Kasernen vorhanden seien, nichts erhalten. Die bis¬
herigen Bemühungen der Regierung in dieser Richtung wolle
er dankbar anerkennen.

Regierungsseitig wurde bezüglich der Frage der Polizei
in den Städten Oberstein—Idar erwidert, daß nach der Ge-
lueindeordnung die Pflichten der Ortspolizei den Städten Zu¬
fällen. Die Kriminalfälle seien grundsätzlich durch staatliche
Beamte zu erledigen. Es müsse zwar zugegeben werden, daß
die Grenze zwischen der Zuständigkeit der staatlichen und der
gemeindlicheil Polizei nicht immer leicht zu zieheu sei, da
Oldenburg esn entsprechendes Gesetz noch nicht erlassen habe.
Falls seitens der Staats - und Amtsanwaltschaft die Erledi¬
gung krimineller Sachen der städt. Polizei übertragen werde,
so werde sich durch Verhandlungen mit den beteiligten Stellen
eine Änderung leicht erzieleil lassen. Sollte das Verhältnis
zwischen den städtischen und staatlichen Beamten in der Stadt
Oberstein zu Beschwerden Anlaß geben, so bitte die Regierung
um Mitteilung, um Abhilfe schaffen zu können.

Regierungs-Präsident Dörr teilte mit, daß er hoffe, es
sei in bezug auf die Polizeilasten der besetzten Städte etwas zu
erreichen.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, wünschte Auskunft
.über die Besetzung der freigewordenen Gendarmeriestelle.

Regierungsseitig.wurde über die Besetzung Aufschluß ge¬
geben lind dabei ans die bestehenden Bestimmungen über die
Besetzung dieser Stellen mit Versorgungsallwärternbzw. mit
Anwärtern aus der oldenburgischen Ordnungspolizei hin¬
gewiesen.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, betonte, daß die Be¬
stimmung über die Bevorzugung der Polizeianwärter sich
nicht ohne weiteres auf das Birkenfelder Land übertrageil lasse.
Er war der Allsicht, daß die Stelle unbedingt dem Birkenfelder
Bewerber habe übertragen werden müssen.

Regierungsseitig wurde auf die Bestinlmungen über die
besondere Berücksichtigung der Angehörigen der Ordnungs-
Polizei hingewiesen.

Ausgabe Kap . ll — 3 Tit.  3 . Regierungsseitig
wurde mitgeteilt, daß sich diese Position um ca. 1100 Ml
vermindere.

Ausgabe  K a p. II — 4 Ti  t . I . Mitglied Caesar
führte aus, daß, nachdem die Zuschüsse für Handel und Ge¬
werbe gegenüber dem Vorjahre verringert worden seien, auch
die Landwirtschaft mit geringereil Mitteln anskommen müsse.
Es müßten bei jedem Posteil ohne jedes lange Zandern 50/6
gekürzt werden.

Mitglied Wild führte aus, daß er für die Beibehaltung
der eingesetzten Summen eintretc, da mit dein Ruin der Land¬
wirtschaft auch der Zusammenbruch des Reiches besiegelt sei.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, empfahl einen Ver¬
gleich mit dem Nachbar Preußen.

Mitglied Petsch führte ans, daß die Sozialdemokratische
Partei den Titeln I—3 zustiuime. Bezüglich des Titels 4 sei
sie jedoch der Allsicht, daß eine Lehranstalt für die Birken¬
felder Verhältnisse vollständig genüge. Tie landwirtschaftliche



7 — Anlage 45

Winterschule in Birkenfcld weise in letzter Zeit einen außer¬
ordentlich schlechten Besuch aus.

Mitglied Wcycmd, Oberhosenbach, führte aus, daß zu
einem intensiven Wirtschaftsbetrieb die Ausbildung ans einer
Fachschule unbedingt notwendig sei. Ter Rückgang der
Schülerzahl ans den landwirtschaftlichen Schulen sei eine Er¬
scheinung in ganz Deutschland und Wohl mit der ungünstigen
Wirtschaftslage der Landwirtschaft in Verbindung zu bringen.
Es dürste jedoch gehofft werden, das; sich die landwirtschasi
liehe Schule in Birkenfeld auch durchsetzen werde, wie es in
Herrstein der Fall sei.

Mitglied Füllenbach erklärte, daß die sozialdemokratische
Fraktion nicht gegen die Förderung der Landwirtschaft sei,
sondern sich ans der Zusammenlegung beider Schulen größere
Erfolge verspreche.

Mitglied Klein behauptete, daß es auch der Industrie
schlecht gehe, und es daher seltsam berühre, daß die Zuschüsse
für die Industrie auf 50^ herabgemindert werden sollten,
während die Zuschüsse für die Landwirtschaft in bisheriger
Höhe vorgesehen seien.

Mitglied Knapp betonte, daß die Flurbereinigung gerade
das sei, was noch die Landwirtschaft anfrichten könne. Es sei
unverständlich, wenn schon jetzt von einer Kürzung dieses
Ansgabetitels gesprochen werde, nachdem die Flurbereinigung
kaum begonnen habe.

Regierungsseitig wurde über den Stand der Flurbereini¬
gung Auskunft gegeben.

Auf Anfrage wurde regierungsseitig mitgeteilt, daß die
Ausgabe zu Kap. II — 4 Tit. 2 eine gesetzliche Leistung des
Staates darstelle, die jetzt der neugegrüudeten Viehversiche¬
rungsanstalt als lausender Zuschuß zugute komme. Die Unter¬
stützung der Pferdezucht mit 14 der AnkommendenRennwett-
stener sei ebenfalls gesetzlich vorgeschricbeu.

Vorsitzender Engel wies darauf hin, daß die Anschaffung
von mustergültigen Znchtstieren notwendig sei, um auf dem
Gebiete der Viehzucht einen guten Schritt weiter zu kommen.
Der landwirtschaftlicheVerein habe sich zwecks Förderung der
Landwirtschaft erboten, außer den gewöhnlichen Schauen eine
Landestierschau abzuhalten.

Regierungsseitig wurde gebeten, an den zu Ausg.Kap.
II — 4 Tit. 1 eingesetzten Mitteln nichts zu streichen. Die
Entwässerungen von Wiesen und Ackerländereien seien auch
weiterhin zu betreiben. 1925 seien5 Im, 1926 15 du, 1927
30 Im nnd 1928 40—50 Im entwässert worden. Bei der Flur¬
bereinigung handele es sich darum, Mißstände aus einer Zeit
von vor 200 Jahren wieder zu beseitigen. An der Parzellen¬
wirtschaft sei die Erbfolge nur zu einein geringen Teile schuld,
70 würden den früheren Verhältnissen zur Last fallen.
Die FlurbereinigungHußweiler würde in: kommenden Som¬
mer beendet.

Vorsitzender Engel gab aus Beschwerde des Mitglieds
Klar nähereu Aufschluß über die Verteilung der Prämien für
gute Leistungen. Für das laufende Jahr seien in Nohfelden
und Niederbrömbach sogenannte Vorschauen in Aussicht ge¬
nommen. Nach Abschluß der Vorschauen solle künftig im
Herbst jeden Jahres eine Laudestierschau stattfinden. Er bat,
für diesen Zweck aus den vorgesehenen Mitteln 500 MI bereit¬
zustellen.

A u s g a b e K a p. II — 5 T i t. 6. Alls Anfrage des
Mitglieds Knapp wurde regierungsseitig mitgeteilt, daß der
Betrag jährlich neu bewilligt werden müsse.

Ausgabe Kap . II — 0 Tit.  5 . Mitglied Knapp
wünschte Auskunft über die Verteilung der Zuschüsse zu den
Gemeindewegebanten. Schlechtgestellte Gemeinden können
überhaupt keinen Antrag auf Zuschuß mehr stellen, da sie
nicht in der Lage seien, den Restbetrag aufzubringen.
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Regierungsseitig wurde in Erwägung gezogen, ob es
nicht möglich sei, wie im Landesteil Oldenburg bei Eintritt
von Tauwetter usw. gewisse Straßen sür den Lastkraftwagen¬
verkehr zu sperren. Wenn in diesem Jahre 30 000 Ml vor¬
gesehen seien, so dürfe gehofft werden, aus Reichsmitteln noch
einen Betrag von 20 000 Ml zu erhalten.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, führte aus, daß eine
Sperrung von Straßen nur im Einklang mit der preußischen
Umgebung vorgenommen werden könne, die Verhältnisse im
Landesteil Oldenburg könnten auf das Birkenfelder Land
nicht übertragen werden.

Mitglied Mathieu bedauerte, daß in seinem Bezirk eine
neu angelegte Straße sür den Lastwagenverkehr noch gesperrt
sei; infolgedessen seien die Kaufleute gezwungen, die Lebens¬
mittel, die von den Lebensmittelgroßhandlungen mit Last¬
kraftwagen befördert würden, von einem Nachbardorf mit
Fuhrwerk abzuholen, was eine bedeutende Erhöhung der
Unkosten bedeute. Wenn neue Straßen der Gefahr der Be¬
schädigung ausgesetzt seien, so könne ja die Fahrgeschwindig¬
keit der Lastkraftwagen vorgeschrieben werden. Im übrigen
seien die Kraftwagenbesitzer ab 1. Juni d. Js . verpflichtet,
ihre Wagen nur noch mit Luftreifen oder elastischen Reisen
zn fahren. Hierdurch werde die Gefahr für die Straße wesent¬
lich herabgemindert.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, führte aus, daß bei
neu angelegten Straßen bei sofortiger Benutzung sehr großer
Schaden angerichtet werden könne. Bei neuen Straßen müß¬
ten die Interessen der Gesamtheit über das Einzelinteresse
gehen.

Ausgabe Kap . II — 8 Tit.  1 . Mitglied Caesar
bat um Streichung dieser Position, da man auf die Voraus¬
sagen der Wetterpropheten doch nicht gehen könne.

Ausgabe Kap . II — 8 Tit.  3 . Mitglied Caesar
wünschte Streichung dieses Ausgabe-Titels, da er den Betrag
nicht mehr für notwendig halte.

A u s g a b e K a p. II — 8 Tit.  5 . Mitglied Caesar bat,
diesen Betrag zn erhöhen.

Ans gäbe Kap . III — 1 Tit.  1 u. 2. Mitglied
Klein bat, die Beträge wieder auf die Höhe des Vorjahres
zu bringen.

Regierungsseitig wurde über die Ausschüttung der Mittel
Auskunft gegeben.

EinnahmeKa  p. IV — 1. Mitglieder Eisenschneider
und Caesar waren der Ansicht, daß höhere Einnahmen zu er¬
warten seien und erwähnten dabei die Gebühr für die Leichen¬
schau bei Feuerbestattungen und bei Untersuchungen von
Kraftwagenfuhrern.

A u s g a b e K a P. IV — 1. Der Vorsitzende brachte die
Eingabe des Hebammenvereins des Landesteils Birkenfeld
vom 22. 9. 28 zur Kenntuis des Landesausschusses.

Mitglied Eisenschneider bat um Erhöhung der Ausgabe-
Tit . 4 und 6. In der Bürgermeisterei Nohfelden habe eine
Behandlung eines tuberkulosekranken Kindes abgebrochen wer¬
den müssen, weil keine Mittel inehr vorhanden gewesen seien.

Mitglied Eisenschneider führte aus, daß schon die Ein¬
gabe des Hebammenvereins besage, daß fiir die Hebammen
ungenügend gesorgt sei; er beantrage daher Verstaatlichung
des Hebammenwesens.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, führte aus, daß durch
einen früheren Beschluß des Landesausschusses den Hebam¬
men fiir Fortbildungskurse nicht allein Reisekosten, sondern
auch Tagegelder zugesprocheu worden seien. Eine gleiche Ein¬
gabe des Hebammenvereins sei auch dem Landtage zugegangen.
Welches Schicksal die Eingabe erfahren werde, sei nicht voraus¬
zusagen, da zur Umwandlung der bestehenden Kannvorschrift
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in eine Zwangsvorschrift eine Gesetzesänderung , die dann
allgemein für die drei Landesteile getroffen werden müsse,
notwendig fei.

Mitglied Füllenbach wies darauf hin , daß bei der außer¬
ordentlich strengen Kälte des jetzigen Winters und der dadurch
hervorgerufenen großen Arbeitslosigkeit mit einer Zunahme
der Tuberkulose gerechnet werden müsse . Es komme nicht
darauf an , nur die Schwerkranken zu erfassen , sondern es
müsse sich in erster Linie um vorbeugende Maßnahmen han¬
deln. Er bitte , den Betrag wieder aus 30 000 lMk zu erhöhen.

Regierungsseitig wnrde erwidert , daß in erster Linie die
Sparmaßnahmen zu einer Herabsetzung der Position geführt
hätten . Es sei, wenn nicht ein Rückgang , so doch ein Stillstand
in der Entwicklung der Tuberkulose zu verzeichnen . Die Zahl
der Todesfälle habe jedenfalls erheblich abgenommen . Für
die Bekämpfung der Tuberkulose kämen nicht allein Landes-
inittel , sondern auch Mittel des Landesverbandes , der Bürger-
meistereiverbände , der Krankenkassen und der Versicherungs¬
anstalten in Frage , so daß im letzten Jahre allein rund
00 500 lM zur Verfügung gestanden hätten . Da auch das
Tuberkulosetilguugsverfahreu mittelbar als eine Maßnahme
zur Bekämpfung der Meuscheutuberkulvse angesehen werden
müsse, habe die Regierung geglaubt , den Betrag um
10 000 l/M ermäßigen zu können . In dem Krankheitsfall in
der Bürgermeisterei Nohfelden hätte der Bezirksfürsorge¬
verband eintreten müssen . Es sei nicht möglich, durch die Für¬
sorge des Staates für die Tuberkulosekranken die Bezirkssür-
sorgeverbände völlig zu entlasten.

Regierungsseitig wurde mitgeteilt , die Unterstützung der
Hebammen komme z. Zt . nur bei Bedürftigkeit in Frage,
allerdings in sehr beschränktem Umfange . Von diesem Grund¬
satz abzuweichen , sei nur möglich , wenn eine entsprechende
Änderung des Gesetzes erlassen würde.

Mitglied Klein wies aus die große Anzahl der von den
Versicherungsanstalten durchgeführten Heilverfahren hin,
hiernach sei die Kürzung um 10 000 nicht so bedeutend.
Im übrigen müsse auf dem Gebiet des Wohnungsbaues viel
inehr getan werden , um die Volkskrankheit der Tuberkulose
wirksam bekämpfen zu können.

Mitglied Klein führte aus , daß der Hebammenberus
früher ein freier Beruf gewesen sei, heute seien die Hebammen
schon halbe Beamte . Selbstverständlich hätten die Gemeinden
ein Interesse daran , aber aus Sparsamkeitsgründen könne
man nicht ohne weiteres den Forderungen der Hebammen zu¬
stimmen . Früher sei die wirtschaftliche Position der Hebam¬
men immer berücksichtigt worden.

Mitglied Vergor warnte davor , davon auszugehen , daß
in der Tuberkulose ein Stillstand eingetreten sei. In der Stadt
Oberstein sei die Lage nach wie vor ernst ; in erster Linie müsse
die Wohnungsnot bekämpft werden.

In bezug auf die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten
sei die Durchführung der Maßnahmen dadurch erschwert , daß
der Landesarzt als Gesundheitsbehörde erklärt worden sei.

Das Tuberkulosetilgungsversahren könne nur von nach¬
haltigem Wert sein , wenn für das Vieh gesunde Stallungen
geschaffen würden.

Regierungsseitig wurde darauf hingewiesen , daß im
letzten Rechnungsjahre Mittel aus dem Saargrenzfonds für
den Bau moderner Stallungen verwandt worden seien.

Mitglied Weyand , Oberhosenbach , führte aus , daß die
Maßnahmen Birkenfelds zur Bekämpfung der Tuberkulose
und zur Behebung der Wohnungsnot jederzeit einen Vergleich
mit Preußen aushalten würden.

Mitglied Klar wies ans einen Mißstand in der Bekämp-
snng der Tuberkulose beim Rindvieh hin . Wenn ein krankes
Tier auf Anordnung getötet worden sei, so bestehe die Mög¬
lichkeit, daß das Ersatztier ohne eine vorhergehende tierärzt¬
liche Untersuchung in den Stall gestellt würde . Es wäre dann

2
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auch durch die Abschlachtung im Tuberkulosetilgungsverfahren
nichts erreicht. Nach dem Abschlachten eines Tieres müßte der
Stall gründlich gereinigt und das binzugekauste Vieh tier¬
ärztlich untersucht werden.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, führte aus, daß bei der
Viehversicherung der Untersuchungszwang bestehe. Immerhin
sei aber noch ein Teil der Viehbestände nicht versichert. Es
müsse gepriift werden, ob hier eine Zwangsuntersnchung vor¬
geschrieben werden könne.

Landestierarzt Veterinärrat vr . Bauer teilte mit, daß
sämtliche Tierärzte es bemängeln, daß bei Ankauf von Tieren
eine Untersuchung nicht zwingend vorgeschrieben wäre. Die
Einführung eines derartigen Zwanges würde aber seines Er¬
achtens keinen zn großen Eingriff in die persönliche Freiheit
des Landwirts bedeuten. Da die Viehbesitzer dem Tuber-
kulosetilgnngsverfahren freiwillig beiträten, bestände auch die
Möglichkeit, in die Satzung des Verfahrens den Unter¬
suchungszwang bei Neuankauf von Tieren einzuführen. Eine
sofortige Untersuchung nach Ankauf der Tiere liege im Inter¬
esse der Landwirte, da sie nach Ablauf der Gewährsfrist
keinen Anspruch auf Wandlung oder Minderung hätten. Eine
Reihe von Landwirten habe darum gebeten, den Unter¬
suchungszwang einzuführen. Eine Desinfektion der Stallun¬
gen sei durch das Reichsviehseuchengesetz vorgeschrieben.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, führte aus, daß er es
lieber geseheu hätte, wenn die Mitglieder des Tuberkulose¬
tilgungsverfahrens zwangsmäßig Mitglieder der Viehver¬
sicherung geworden wären.

Mitglied Knapp war der Ansicht, daß manche Kuh kraut
gefahren werde.

Ansgabe Kap.  IV — 3. Mitglied Füllenbach führte
aus, daß die Arbeitersportvereine gegenüber den übrigen Ver¬
einen bei der Gewährung von Beihilfen ins Hintertreffen ge¬
raten seien.

Mitglied Eisenschneider bat um Mitteilung, welche Ver¬
eine unterstützt worden seien. Der Sportverein Fischbach habe
noch keine Beihilfe erhalten.

Mitglied Klar war der Ansicht, daß die Arbeitersport-,
Arbeitergesang- und Arbeiterturnvereine ihren Namen mit
Unrecht tragen. In sämtlichen Vereinen seien Arbeiter ver¬
treten.

Mitglied vr . Weins führte aus, daß zunächst einmal
von den Vereinen selbst etwas geleistet werden müsse, dann
bleibe, wie er selbst erfahren habe, der Zuschuß von der Re¬
gierung nicht aus.

Mitglied Füllenbach erklärte, daß auch die Arbeitersport¬
vereine die Politik ablehnen.

Regierungsseitig wurde mitgeteilt, daß die sozialistischen
Arbeiterjugendvereine im letzten Jahre unterstützt worden
seien. Es seien im Landesteil Birkenseld etwa 100 Vereine, die
mit Beihilfen bedacht werden wollten.

Ausgabe Kap.  IV — 5. Mitglied Klein war der
Ansicht, daß der Betrag von 100 000 Mi als Zuschuß zum
Bau einer Gewerbeschule Oberstein-Jdar aus dem Voran¬
schlag herausgenommen sei und demnach jeder Zeit zur Ver¬
fügung stehe.

Regierungspräsident Dörr teilte mit, daß der Betrag von
100 000 Mi dreimal im Voranschlag erschienen sei. Leider
lasse die Entwicklung nicht erwarten, daß die Angelegenheit
in nächster Zeit greifbare Formen gewinnen werde. Es sei
etatsrechtlich nicht zulässig, die Mittel herauszustellen und
irgendwo zu belegen.

Mitglied Vergär führte aus, daß die beiden Stadtbür¬
germeister(Oberstein und Idar ) der Ansicht seien, daß der
Betrag von 27 000 zu Ausgabe Kap. IV — 5 Tit. 1 nicht
ausreiche. Auch er sei der Ansicht gewesen, daß die 100 000 M
erhalten bleiben würden. Nach den seitherigen Ermittlungen
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würde der Bau der Gewerbeschule rund 500 000 Mi kosten,
es sei daher keine einfache Frage fiir die beiden Städte.

Regierungsseitig wnrde mitgeteilt, daß neue Grundsätze
für die Bemessung der Staatszuschüsse zu den Berufsschulen
erlassen seien, nach denen die diesjährige Verteilung erfolgen
werde.

Mitglied Mathieu führte ans, daß auch er der Ansicht
gewesen sei, daß der Zuschuß zum Ban der Gewerbeschule
jederzeit bereitstehe.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, teilte mit, daß auch
er der Meinung gewesen sei, daß der Zuschuß erhalten bleiben
solle. Es koste Schwierigkeiten, immer und immer wieder den
Betrag im Landtage dnrchznbringen. Er bat die Vertreter der
Städte, dafür zu sorgen, daß die Schule geschaffen würde.
Zur Unterstützung des Planes sei inan jederzeit bereit. Be¬
züglich der Zuschüsse zum Berufsschulwesen wolle er Sorge
tragen, daß genügend Mittel bereitgestellt würden.

Ausgabe Kap . .IV — 6 Tit.  3 u. 4. Mitglied
vr . Weins fragte an, ob der Generalfonds wieder ins Leben
gerufen sei. Gerade durch die Unterstützungen in Unglücks¬
und Krankheitsfällen könne viel Segen gestiftet werden.

Regierungsseitigwurde mitgeteilt, daß der General¬
fonds gebildet sei und durch Überschüsse der Landessparkasse
verstärkt werde.

A u s g a b e K a p. IV — 10. Ers.-Mitglied Eckel bat
um Auskunft, ob dieser Betrag nicht verringert werden könne.

PunktV der Tagesordnung: Änderung des Jagdgesetzes.
Regierungsseitig wurde mitgeteilt, daß der Entwurf zur

Änderung des Jagdgesetzes Anregungen aus Jägerkreisen ent¬
springe. Es sei vorläufig davon abgesehen worden, das ganze
Jagdgesetz abznändern. (In Preußen sei der Abschuß des Reh¬
kalbes gesetzlich zulässig, doch würde jedes Jabr seitens der
zuständigen Behörden die Schußzeit für Rehkälber aufge¬
hoben.) Nach der Vorlage solle die Schußzeit für Hasen nur
noch vom 1. Oktober bis 31. Dezember lausen.

Mitglied Groß begrüßte die Vorlage. Nach seiner An¬
sicht wäre es besser gewesen, die Schonzeit auf das ganze
Jahr 1020 auszudehnen und das weibliche Rehwild ganz zu
schonen.

Mitglied Rohr begrüßte die Ausführungen des Vor¬
redners. 'Es sei jedoch möglich, daß die Gemeinden mit den
Jagdpächtern Schwierigkeiten bekämen.

Regierungsseitig wnrde eine Zusammenstellung über die
Jagdergebnisse der letzten Jahre mitgeteilt.

Mitglied Wild führte aus, daß es praktisch sein dürfte,
die Schonzeiten denen des benachbarten Preußens anzupassen.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, war ebenfalls der An¬
sicht, daß die Schonzeiten denen der preußischen Umgebung
angepaßt werden müßten.

Auf Anfrage des Mitgliedes Knapp wurden regierungs¬
seitig die Bestimmungen über die Ausstellung von Jagdkarten
mitgeteilt.

Mitglied Petry empfahl eine Vorschrift, nach welcher
die Ausstellung einer Jagdkarte vom Bestehen einer Prü¬
fung abhängig gemacht würde, da durch das unvorsichtige
Tragen eines Jagdgewehres manches Unglück geschehe.

Hierauf wnrde der Entwurf zur Abänderung des Jagd¬
gesetzes in der vorgelegten Fassung in erster Lesung ein¬
stimmig angenommen.

Punkt VI der Tagesordnung: Änderung des Schulgesetzes.
Regierungspräsident Dörr führte aus, daß die Ergän¬

zung des Schulgesetzes— tz 81 — notwendig sei, damit über
die Schulgeldfrage seitens der beteiligten Gemeinden eine Ver¬
ständigung herbeigeführt werden könne. Die übrigen Abände- 2*
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rnngsbestimnmngen seien durch praktische Fälle im Landesteil
Lübeck notwendig geworden.

Mitglied Vergor bat , der Vorlage ohne weiteres zuzu-
stimmen . Vom gemeindlichen Standpunkt könne inan die Vor¬
lage gutheißen.

Mitglied Wehand , Oberhosenbach , teilte mit , daß er sich
ans den genauen Wortlaut der Vorlage nicht festlegen könne.

Hierauf fand die Vorlage in erster Lesung bei einer
Stimmenthaltung (Weyand -Obcrhosenbach ) einstimmige An¬
nahme.

Hieraus wurde in der Beratung des Haushaltsplanes
fortgefahren.

Ausgabe Kap.  V — 1 . Mitglied Vergor bat , in
Erwägung zu ziehen , ob der Betrag mit Rücksicht auf den
Übergang der Strafgerichtsbarkeit auf die Amtsgerichte nicht
ermäßigt werden könne.

Mitglied Weyand , Oberhosenbach , wies darauf hin , daß
der Landesteil Lübeck noch mehr bezahlen müsse.

Regierungsseitig wurde mitgeteilt , daß der Beitrag nach
den entstehenden Kosten ans Grund der Bevölkerungszahl er¬
rechnet werde.

Ausgabe Kap . V — 2 Tit.  3 . Mitglied Füllen¬
bach führte aus , daß über den Zustand in der Gefängen-
anstalt , insbesondere über die Beköstigung , Beschwerden bei
ihm eingegangen seien. Er machte den Vorschlag , eine Be¬
sichtigung der Gefangenanstalt vorzunehmen.

Regierungsseitig wurde die Feststellung zugesichert.
EinnahmeKa  p . VI — 1. Mitglied Vergor bat um

Auskunft , ob ein Vertrag mit der Stadt Birkenfeld bestehe.
Mitglied vr . Warth führte aus , daß es sich um einen

freiwilligen Zuschuß der Stadt Birkenfeld handele , der jährlich
bewilligt werde . Außer diesem Zuschuß trage die Stadt noch
die Vergütung einer Handarbeitslehrerin . Die Verhältnisse
seien von der erstmaligen Bewilligung des Betrages wesent¬
lich andere geworden . Seinerzeit hätten 100 auswärtige
Schüler dauernd in der Stadt Birkenfeld gewohnt , was eine
wesentliche Einnahmequelle bedeutet habe , heute wohne nicht
ein einziger auswärtiger Schiller mehr hier . Die Verhältnisse
der Stadt Birkenfeld seien nicht so günstig , daß ein höherer
Zuschuß gezahlt werden könne.

Mitglied Caesar führte ans , das geprüft werden müsse,
ob neben der Oberrealschule das Gymnasium noch länger ge¬
halten werden könne . Es sei zu überlegen , ob es nicht möglich
wäre , die drei Oberklassen des Gymnasiums der Oberreal¬
schule Oberstein -Jdar anznglicdern . In diesem Jahre sei
nur ein Abiturient zu verzeichnen gewesen, während die Ober¬
realschule 33 Abiturienten anfzuweisen habe.

Gymnasialdirektor Oberstudiendirektor I )r . Binnebößel
teilte mit , daß der eine Abiturient für die Erwägung der Not¬
wendigkeit des Gymnasiums nicht in Betracht kommen könne.
Es seien die Auswirkungen der Stillegung des Eisenbahn¬
betriebes , der Beamtenausweisungen Und der Geldentwertung.
Die Schülerzahl in den übrigen Klassen des Gymnasiums sei
als durchaus gut zu bezeichnen, auch die sogenannte Über¬
gangsklasse weise eine recht gute Teilnehmerzahl auf . Wenn
das Gymnasium eine Art Vorschule für die Oberrealschulc
werden solle, -so müsse es eine sechsklassige Realschule sein. Eine
solche grundlegende Änderung sei nicht ratsam . Auch sei be¬
stimmt zu erwarten , daß das Gymnasium in Zukunft noch
besser besucht werden würde.

Mitglied Klein wies darauf hin , daß das Gymnasium
0 Schuljahre umfasse und der ganze Aufbau humanistisch sei-
Ein Umbildung des Gymnasiums sei nicht zu empfehlen.

Schluß der Nachmittagssitzung 7 .40 nachmittags.
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III. Öffentliche Sitzung , geratende Sitzung .)
Geschehen am 16. März 1929, Vvrmittags.
Anwesend:

u) seitens der Regierung:
1. Regierungs-Präsident Dörr,
2. Regiernngsrat I)r. Clemens,
3. Regierungsrat Jedding,
4. Regierungs-Oberamtmaun Schlep;

>,) seitens des Landesausschnsses:
säurtliche Mitglieder mit Ausnahme der Mitglieder
llr . Warth und Endorff.

Für das Mitglied Endorff war das Ersatzmitglied
Eckel, Idar , erschienen.

e) Regierungsobersekretär Theilen als Schriftführer.

Vorsitzender Engel eröfsnete um 9,15 Uhr vormittags
die Beratungen.

Ausgabe Kap . VI — 1 Tit.  1 —8. Mitglied
Füllenbach führte aus, daß die sozialdemokratische Fraktion
die Streichung der Zuschüsse beantrage. Sie sei nicht gegen
die Einrichtung der Kirche überhaupt, sondern stehe auf dem
Standpunkt, daß der Staat sich nicht um die Belange der
Kirche kümmern dürfe. Es müßten die Kircheugemeinden
sich selbst tragen. Jedenfalls sei es als ein Unrecht zu be¬
zeichnen, wenn die Staatsbürger, auch wenn sie keiner Kirchen¬
gemeinschaft angehören würden, ans dem Wege der Staats-
znschüsse zu Leistungen an die Kirchengemeinschaften ge¬
zwungen würden.

Mitglied Eisenschneider führte aus, daß er die Kirche als
eine Einrichtung des kapitalistischen Staats betrachte.

Mitglied Berger wies darauf hin, daß die Gewährung
der Zuschüsse nicht eine rein kirchliche Angelegenheit sei,
sondern einen starken politischen.Einschlag habe. Außerdem
handele es sich nicht um freiwillige Zuschüsse, sondern um
rechtliche Forderungen der Kirche auf Grund alter Verträge.
Das Bauschsnmmenabkommen mit der evangelischen Kirche
könne 1930 gekündigt werden. Er bitte deshalb, wenigstens
für das Rechnungsjahr 1929 den Staatszuschuß noch zu be¬
willigen. Er mache den Vorschlag, daß der Herr Regierungs¬
präsident noch in diesem Jahre Verhandlungen mit der
Landeskirche führe, was in Zukunft geschehen soll.

Mitglied Rohr führte aus, daß der Staat das größte
Interesse an der Religion habe.

Mitglied l) r. Weins verbreitete sich in längeren Aus¬
führungen über die Entwickelung der Rechtsverhältnisse
zwischen Staat und Kirchengemeinschafteu.

Mitglied Füllenbach führte aus, daß schon viele Ver¬
träge aus dem 19. Jahrhundert abgeändert und umgestoßen
seien. An die Stelle dieser alten Verträge könne man neue
setzen. Seine Partei wolle gute Menschen schaffen, die Staat
und Allgemeinheit anerkennen nnd ihr dienstbar werden. Wer
ein guter Christ sein wolle, müsse auch bereit sein, höhere
Kirchensteuern zu zahlen.

Mitglied Wehand, Oberhosenbach, betonte, daß die An¬
gelegenheit einen staatspolitischen Einschlag habe. Nach dem
zurzeit gültigen Banschabkommeu sei der Staat zu einer
Leistung an die evangelische Kirche in Höhe von 19 500 GM.
verpflichtet. Der Betrag sei vor einigen Jahren im Land¬
tage ans 75 000 M / festgesetzt worden. Nach einem Rechts¬
gutachten könne es möglich fein, daß der Staat in einem
Streitfälle zur Zahlung eines noch höheren Betrages ver¬
urteilt werde. Der Staat habe den Zuschuß in Höhe' von
75 000 Ml unter der Voraussetzung bewilligt, daß die evan¬
gelische Landeskirche von ihren Anschlutzbeftrebungenau die
rheinische Landeskirche abgehe. Man müsse sich nun ver¬
pflichtet fühlen, an diesem Versprechen festzuhalten und die
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Zuschüsse bewilligen. Die Gleichmäßigkeit gegenüber den
anderen Religionsgemeinschaften sei gewahrt.

Ausgabe Kap.  VI — 3. Ans Anfrage wurde mit-
geteilt, daß die Freistellen am Gymnasium auf Vorlage des
Gymnasiaidirektors von der Regierung bewilligt würden. Die
Bedürftigkeit werde geprüft.

Ausgabe Kap.  VI — 4. Mitglied Vergor bat die
Herren Landtagsabgcordncten, dafür sorgen zu wollen, daß
genügend Mittel eingesetzt werden.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, machte einige Aus¬
führungen über die möglichen Auswirkungen des Finanzaus¬
gleichs und des Ausgleichsstvcks.

Ausgabe Kap.  VI — 5. Mitglied Vergor hielt die
jetzige Form der Bezuschussung des Volksschulwesens für
falsch. Es sei immer noch das richtigste, wenn die Gemeinde
das Grundgehalt der Volksschullehrerzu zahlen hätte und der
Rest der Lehrerbesoldung vom Staat übernommen würde,
wie es früher in ähnlicher Weise geordnet gewesen sei. Auch
dadurch, daß ältere Lehrer sich in erster Linie auf freie Stellen
in den Städten meldeten, seien die Städte noch besonders be¬
lastet.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, führte aus, daß bei
der von Mitglied Vergor gewünschten Beordnung die länd¬
lichen Schulen geschlossen werden müßten, da die Land¬
gemeinden nicht in der Lage seien, auch nur das Grundgehalt
der Lehrkräfte zu tragen. Das Wort „Finanzausgleich" be¬
deute„Lastenausgleich" nach dem Grundsatz, daß der Stärkere
den Schwächeren stützen müsse.

Mitglied Rohr bat um Auskunft, ob ein Teil des Staats-
zuschnsses für die neuen Lehrerwohnungen in Nohfelden be¬
stimmt sei. Wenn das der Fall sei, so bitte er die Regierung,
die Verhältnisse in Nohfelden einmal einer gründlichen
Prüfung zu unterziehen. Es sei unbedingt notwendig, daß
für die 60 Schulkinder in Türkismühle ein Schulhaus erbaut
würde. Dadurch, daß die Dienstwohnungen in der Schule in
"Nohfelden zu Schulsälen umgebaut worden seien, habe man
die Errichtung eines Schulhauses in Türkismühle umgangen.

Regierungsseitig wurde mitgeteilt, daß für den Bau der
Lehrerwohnungen, für die nach den BestimmungenStaats¬
zuschüsse zu gewähren seien, 5 000 Wt eingestellt seien.

Mitglied Mathien führte aus, wie der entsprechende Ge-
meinderatsbeschlnß zustandegekommeu ist. Bei der Lage der
Verhältnisse der Gemeinde Nohfelden könne dem Schulhaus¬
neubau in Türkismühle zurzeit nicht nähergetreten werden.
Die Gemeinde Nohfelden sei durch Besatzungs- und Saar¬
grenzverhältnisse besonders stark belastet worden.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, wies darauf hin, daß
05 der Gemeinden des Landesteils gezwungen seien, 85^
ihrer Anteile an der Reichseinkommensteuer und Körper¬
schaftssteuer für die Volksschullehrerbesoldungenaufzuwenden.
Auch sei ihm keine Landgemeinde bekannt, die im letzten Jahre
ihre Steuerquellen nicht bis zum zulässigen Höchstmaß ans¬
genutzt hätte.

Auf Anfrage des Mitglieds Eisenschneider teilte die Re¬
gierung mit, daß für den Schulhausbau in Fischbach in den
Haushalt 1920 die zweite Rate mit 20 000 lM eingestellt sei.

Auf Anfrage des Mitglieds Petry wurde mitgcteilt, daß
die Zuschüsse zu Privatschulen für die mit der Erziehungs¬
anstalt Niederwörresbach verbundene Privatschule bestimmt
seien.

Mitglied Vergor führte aus, daß die Gemeinden den be¬
greiflichen Wunsch hätten, schon vor Beginn des Rechnungs¬
jahres über die Auswirkungen des Finanzausgleichs zahlen¬
mäßig unterrichtet zu sein, um die Gemeindevoranschlägeauf¬
stellen zu können. In dieser Beziehung seien die Verhältnisse in
Preußen besser, dort wisse man wenigstens rechtzeitig, was die
Gemeinden bekämen.



Mitglied Weyand , Oberhosenbach , führte ans , daß anch
Preußen vom Reiche abhänge ; soweit ihm bekannt sei, wolle
auch Preußen das jetzt geltende Finanzansgleichsgesetz nach¬
träglich ändern.

Ausgabe Kap.  VI — 6. Mitglied Klein bat , die
Mittel zll streichen, da anderen Bernfsgrnppen auch keine
Mittel zur weiteren Fortbildung zur Verfügung ständen.

Auf Anfrage des Mitglieds Saling wurde mitgeteilt , daß
die Gewährung von Beihilfen von einer gleichen Beihilfe der
Gemeinde abhängig geinacht werde.

Mitglied Fnllenbach bat , die zu Ausg . Kap . VI — 6
Tit . 2o eingestellten Mittel zu erhöhen , da die Beihilfen den
Söhnen aus den unteren Volksschichten das Weiterkommen
erst möglich mache.

Wenn es zutreffen sollte , daß in 4 bis 5 Jahren wieder
Lehrermangel eintrete , müßten auch die zu Tit 2e vorge¬
sehenen Mittel erhöht werden.

Mitglied Knapp führte aus , daß das Land früher einen
erheblichen Teil Volksschullehrer gestellt habe . Heilte habe man
den Söhnen in den Landgemeinden alle Wege znm Lehrer¬
beruf verschlossen.

Mitglied vr . Weins gab einen Überblick zu der Ent¬
wicklung der Volksschullehrerbildnng . Die neue Lehrerbildung
sei ein Werk des deutschen Lehrervereins.

Einnahme Kap.  VII — 1. Mitglied Alt führte
aus , daß die sozialdemokratische Fraktion die Einsetzung der
Kommission zur Prüfung der Forstbestände begrüße . Er bat
um Auskunft über einige Fragen der Holzverwertnng.

Ans Anfrage des Mitglieds Eisenschneider wurde re¬
gierungsseitig erwidert , daß es für die Forstverwaltung un¬
möglich sei, allen Wünschen privater Hvlzhändlcr gerecht zu
werden . Auch sei es nicht möglich , die Preise für unter der
Hand verkauftes Holz (an die Brückener chemische Fabrik)
öffentlich bekanntzngeben.

Auf Anfrage des Vorsitzenden Engel wurde regierungs¬
seitig mitgeteilt , daß es sich bei dem Mehrhieb von 117 000 KA
um einen ordentlichen Hieb handele . Des weiteren wurde
ansgeführt , daß die chemische Fabrik in Brücken in : letzten
Jahre das übriggebliebene Holz erhalten habe . In diesem
Jahre sei so viel Grubenholz geschlagen worden , daß es vor¬
aussichtlich an Kleinverbraucher nicht vollständig abgesetzt
werden könne . Es seien darum Verhandlungen mit Indu¬
striebetrieben des Landesteils angeknüpft.

Auf Anfrage des Mitglieds Caesar wurde regierungs¬
seitig mitgeteilt , daß der Wert des ans den Staatswaldungen
abgegebenen Berechtigungsholzes im letzten Jahre 62 000 .M
betragen habe.

Mitglied Caesar bat , in eine Prüfung einzutreten , ob
die Berechtigungen nicht aufgehoben werden konnten.

Mitglied Weyand , Oberhosenbach , teilte mit , daß die
Amtswildenburger Berechtigung ein Recht sei, das zu den
betreffenden Hausgrnndstücken im Grundbuch eingetragen sei.
Es könne daher eine Aufhebung Wohl nicht in Frage kommen.

Mitglied Groß fragte an , ob es richtig sei, daß die Be¬
rechtigten in der Stadt Birkenfeld nur 80 Pfg . Hanerlohn pro
Meter zahlen würden.

Regierungsseitig wurde mitgeteilt , daß eine Verein¬
barung getroffen sei, wonach der Holzhauerlohn für das Forst¬
revier Wasserschied 1 lMl , für das Forstrevier Rinzenberg
80 Pfg . pro Meter betrage.

Mitglied Klar bat , dafür Sorge tragen zu wollen , daß
für das Berechtignngsholz der volle Hauerlohn gezahlt werde.

Einnahme Kap.  VII — 3. Mitglied Klar stellte
einen Antrag auf Herabsetzung der Steuer vom bebauten
Grundbesitz in Aussicht , da diese Steuer sehr unbeliebt sei.

^ Mitglied Machten bat darum , eine Abänderung der
Bestimmungen über die Besteuerung des Wandergewerbes



Anlage 45. 10

herbeizuführen. Während die Gemüsehändler aus Preußen
ihr Gewerbe im Landesteil Birkeufeld ohne weiteres ausüben
konnten, verlange man von Birkenfelder Händlern in Preußen
eine Steuer. Auch bitte er, die Manderlager genau zu unter¬
suchen.

Mitglied Weyand, Idar , fand es unbegreiflich, daß die
Steuer den minderbemittelten Kreisen der Bevölkerung auf¬
erlegt werden solle. Die Mietziussteuer sei auf den Mieter
abwälzbar und so treffe den Mieter auch noch die Mietzins¬
steuer. Er sei der Ansicht, daß die Grundsteuer nach dem
gemeinen Wert bemessen werden müsse.

Pegisrungsseitig wurde mitgeteilt, daß der Gemüsehande!
auch im Landestcil Birkenfeld wandergewerbescheinpflichtig
sei. Die Erzeugnisse des Obst- und Gartenbaues unterlägen
jedoch nicht der Steuer . Es gebe nur die Möglichkeit einer
Gcsetzesändernng, und es trefse daun die Steuer auch den
Händler im Inlands.

Mitglied Weyand, Oberhoseubach, führte aus, daß die
Berechnung der Grundsteuer nach dem genuinen Wert nicht
möglich sei. Für die Grundsteuer sei grundsätzlich der̂ Er¬
tragswert maßgebend. Der höhere Wert der Grundstücke
werde durch die Vermögenssteuer erfaßt. Für die Be¬
messung der Steuer vom bebauten Grundbesitz komme der
sogenannte Gebäudesteuernnetwert in Frage. Preußen erhebe
48 Birkenfeld nur 2026 des Gebäudesteuermietwertes. Mil
Rücksicht auf die ungünstige Lage im besetzten Gebiet sei der
Steuersatz für einige Jahre auf 10?L des Gebäudesteuermieü
wertes herabgesetzt worden.

Mitglied Berger befürchtete, daß eine etwaige Änderung
des Wandergewerbesteilergesetzes eine Preissteigerung für
Gemüse ilnd Obst bringen würde. Bezüglich der Mietzins¬
steuer sei er der Ansicht, daß der volle Betrag der staatlichen
Mietzinssteuer einen höheren Ertrag ergeben müsse.

Mitglied Knapp war der Ansicht, daß man sich bei der
jetzigen Lage der Landwirtschaft auch fragen könne, ob nicht
der Ertragswert ermäßigt werden müsse.

Mitglied Klein wies darauf hin, daß es sich bei den Be¬
triebssteuern um eine Doppelbesteuerung handele, da von dem
Ertrage auch die Gewerbesteuer bezahlt werden müsse. Wenn
die Steiler nicht ganz beseitigt werden könne, so müsse er doch
darauf bestehen, daß sie gegenüber dem Vorjahre nicht er¬
höht werde. Den Händler, der Bier in der Flasche verkaufe,
treffe diese Sondersteuer nicht.

Mitglied Wild führte aus, daß das Wandergewerbe fast
ausschließlich von Gewerbetreibenden jüdischer Konfession be¬
trieben werde. Da das Wandergewerbe die heimischen Ge¬
schäfte schädige, müsse die Steuer bedeutend erhöht oder die
Zulassung beschränkt werden.

Regierungsseitig wurde mitgeteilt, daß nach der Reichs¬
gewerbeordnung Gewerbefreiheit bestehe. Tie Zulassung zum
Wandergewerbebetrieb gelte fiir das ganze Reichsgebiet. An¬
träge von Ausländern seien verschiedentlich abgelehnt worden.
Eine Erhöhung der Betriebssteucr sei nicht beabsichtigt, der
Betrag von 8000 AR sei nach den Rechnungsergebnissen zu
erwarten.

Mitglied Klar führte aus, daß bei der Festsetzung des
Einheitswertes Ländereien an der Tiesensteiner Straße als
Baugelände bewertet worden seien. Dadurch sei eine starke
Überschätzung der Bodenpreise eingetretcn, und der Bautätig¬
keit seien große Schwierigkeiten bereitet worden. Hinzu
komme noch, daß die Wertzuwachssteuer stets auf den Käufer
abgewälzt werde.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, wies darauf hin, daß
auch nach seiner Ansicht bei Festsetzung der Einheitswerte für
die Ländereien an der Tiefensteiner Straße große Über¬
schätzungen vorgekommen seien. Es bleibe jetzt nur noch der
Weg des Einspruchs beim Finanzamt.
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EinnahmeKaP . VII — 4 Tit . 1. Mitglied Klar
war der Ansicht, daß der Betrag noch erhöht werden könne.
Regierungsseitig wurden Bedenken gegen die Erhöhung
geltend gemacht.

Ausgabe Kap.  VII — 1. Mitglied Klar bat, ein¬
mal zu prüfen, ob von den Stellen des Amtseinnehmers
bzw. des Landeskassenrendanten nicht eine eingehen könne.

Mitglied Klar wünschte, daß die Regierung die Sache im
Auge behalte, wenn die Stelle wieder frei werde.

Ausgabe Kap.  VII — 2. Mitglied Klar wünschte
Auskunft über die Zinssätze.

Regierungsseitig wurde Auskunft gegeben.
'Mitglied Caesar wies darauf hin, daß der nächstjährige

Voranschlag die Zinsenlast noch vergrößern werde. Der Zins¬
unterschied zwischen den zu zahlenden bankmäßigen Zinsen
und den Zinsen fiir Baudarlehen sei zu groß.

Mitglied Klar führte aus, daß ein großer Teil der Zinsen
Kontokvrrentzinsen sein müßten. Er bat, mit der Landesbank
über eine Zinsermäßiguug zu verhandeln.

Mitglied Weyand, Oberhosenbach, wies darauf hin, daß
es in den früheren Jahren möglich gewesen sei, aus laufenden
Mitteln Baudarlehen auszugeben. Daher sei hier ein Über¬
schuß über die Schulden zu verzeichnen. Es sei selbstverständlich,
daß die Baudarlehen zu geringem Zinsfuß ausgegeben werden
müßten, wenn die Bautätigkeit gefördert werden solle.

Ausgabe Kap.  VII — Z. Mitglied Klar führte
aus, daß versucht werden müsse, diesen Betrag herabzudrücken.
Es müsse dahin gestrebt werden, die Einladungen an die Re¬
gierung usw. zur Teilnahme an Festlichkeiten der verschiedenen
Vereine zukünftig zu unterlassen. Solche Einladungen wür¬
den die Geschäftskosten erhöhen und die betr. Beamten belasten.

RegierungspräsidentDörr begrüßte die Ausführungen
des Mitglieds Klar. Es sei zweckmäßig, die Einladungen au
die Regierung auf Hauptversammlungen der Bernfsverbände
zu beschränken.

AusgabeKap.  VII — 5. Mitglied Weyand, Ober¬
hosenbach, führte aus, daß bei Instandsetzung des Holzhauser¬
hofs Schwierigkeitenentstanden seien. Er bat um Auskunft, ob
die Wohnung jetzt bezugsfertig sei.

Regierungspräsident Dörr teilte mit, daß die Wohnung
jetzt fertig sei. Die Instandsetzung habe sich verzögert, da be¬
züglich des Kostenanschlages Rückfragen seitens des Mini¬
steriums ergangen seien.

AusgabeKap . VII — 6 Tit.  4 . Regierungsseitig
wurde gebeten, die Ausgaben an Hauungskosteu um
17 500 Mt zu erhöhen. Das Ministerium habe den Ertrag
aus den Forsten nachträglich erhöht; es hätten daher
10 900 km Holz mehr gehauen werden müssen. Weiter wurde
gebeten, aus gleichem Grunde die Kulturkosten um 1000 Mt
zu erhöhen.

Mitglied Bergsr führte aus, daß deu Unkosten in der
Forstverwaltung von 260 000 Mt nur eine Einnahme von
500 000 Mt gegenüberstehe. Der Wert der Forstwirtschaft
sei zu gering.

Ausgabe Kap.  VII — 8. Mitglied Alt bat um
Angabe der Höchstpension.

Einnahme Kap.  VIII — 1. Regierungsseitig
wurde mitgeteilt, daß im Entwurf des Haushaltplans ein
Druckfehler enthalten sei. In den Erläuterungen müsse es
heißen„(Ausg. Kap. II Tit. 1 u. 2)" und „(Ausg. Kap. 6)".

Ausgab eKap.  VIII — 2 Tit.  1 . Mitglied Petsch
führte aus, daß die Bekämpfung der Wohnungsnot die beste
vorbeugende Maßnahme gegen die Tuberkulose sei.

Regierungsseitigwurde darauf hingewiesen, daß der
Landesteil Birkenfeld in bezug aus die Förderung des
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Wohnungsbaues jederzeit den Vergleich mit den preußischen
Nachbargebieten aushalte . An einem Wohnnngsmangel wür¬
den nur noch die Städte leiden . Es müsse aber auch einmal
daran gedacht werden , daß ein Teil des Wohnungsbedarfs
auf den allgemeinen Bedarf zu buchen sei, der anch schon vor
dem Kriege vorhanden gewesen sei. Es frage sich, ob der
Staat auch verpflichtet sei, für diesen normalen Wohnnngs-
bedarf einzutreten . Die Bestimmungen über die Förderung
des Landarbeiterwohnungsbaues seien jetzt so ausgestaltet,
daß sie auch für den Landesteil Birkenfeld Praktischen Wert
hätten . Es lägen verschiedene Anträge vor , so daß gehofft
werde , daß auch der Bau von Landarbeiterwohnungen zur
Bekämpfung der Wohnungsnot beitrage.

Mitglied Berger führte aus , daß in der Stadt Oberstein
noch große Wohnungsnot bestehe. Die Zahl der Wohnungs¬
suchenden sei über 200 , und diese Zahl lasse sich nicht her¬
unterdrücken.

Mitglied Weyand , Idar , führte aus , daß ein Vergleich
der Förderung des Wohnungsbaues zwischen Oldenburg und
Birkenfeld nicht angängig sei. Es sei festgestellt worden , daß
im Landesteil Birkenfeld der Unterbau des Gebäudes soviel
koste, wie in Oldenburg ein ganzes Haus . Die Mieten in den
neuerbauten Häusern seien unerschwinglich hoch.

Regierungsseitig wurde ausgeführt , daß im benachbarten
Preußen die Mietzinssteuer für den Wohnungsbau ver¬
wendet werde , und zwar nicht mehr und nicht weniger.

Ausgabe Kap.  VIII — 6. Mitglied Fülleubach
fragte an , ob dieser Posten mit Rücksicht aus die große Arbeits¬
losigkeit und den Straßenbau Baumholder — Oberstem aus¬
reichend sei. — Er bat , die Notstandsarbeiten schleunigst be¬
ginnen zu lassen ; die Arbeiter hätten den Willen zur Arbeit.

Schluß der Vormittagssitzuug 2 Uhr nachmittags.

IV . Öffentliche Sitzung . (Beschließende Sitzung .)

Wiedereröffnung der Sitzung um 3,50 Uhr nachmittags.

Anwesend : Die Herren aus der Vormittagssitzung und
das Mitglied vr . Warth.

Die Anfrage des Ersatzmitglieds Eckel über die Kosten
des Schlichtungsausschusses wurde regierungsseitig dahin be¬
antwortet , daß der Landesteil dem Schlichtungsausschuß
Wiesbaden angeschlossen sei. Die Gesamtausgaben seien auf
rund 12 600 Mi ! veranschlagt , zu denen der Landesteil Vi,
mit 1145 Ml beitragen müsse.

Regierungsseitig wurde die Anfrage des Mitglieds Alt
nach der Höchstpension auf Grund der gesetzlichen Bestim¬
mungen beantwortet.

Mitglied Weyand , Oberhosenbach , teilte mit , daß er sich
bei allen Abstimmungen zum Haushaltspläne der Stimme
enthalten müsse.

Vorsitzender Engel teilte mit , daß zwei besondere An¬
träge eingegangen seien:

1. ein Antrag sämtlicher Parteien des Landesaus¬
schusses,

2 . eine Reihe von Anträgen des Mitglieds Caesar aus
Herabsetzung der Geschäftskvsten -Positionen um 10 A.

Folgender Antrag der Parteien des Landesausschusses:
„Der Landesausschuß nimmt folgende Entschließung

an , mit der Bitte an die Regierung , sie an die zuständigen
Stellen weiterzuleiten:

Der Landesausschuß des oldenburgischen Landesteils
Birkenfeld bedauert , daß es noch nicht gelungen ist, die un¬
nötige Belastung des Landes durch die Besatzung zu be¬
seitigen . Der Landesausschuß erwartet von der Landes-
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und Reichsregieruug, daß sie ihre Bemühungen, die Lasten
von uns wegzunehmen, fortsetzt, ohne aber, daß deswegen
andere neue Lasten unserem Vaterlande anfgezwungen
werden. Solange wir aber nicht befreit sind, müssen wir
von der Reichsregiernng erwarten, daß sie dem besetzten
Gebiet wenigstens finanziell die Erleichterung zukommen
läßt, die den Lasten entspricht. Dabei muß dem Umstand
Rechnung getragen werden, daß Birkenfeld insofern am un¬
günstigsten dasteht, als es als einzigstes deutsches Landes¬
gebiet unmittelbar an der Westgrenze und in der 3. Be¬
satzungszone gelegen, zu 100 ^ besetzt ist, und daß es allein
von allen besetzten Landesteilen kein Mutterland hat, von
dem es finanzielle Unterstützung zu erwarten hat, da es ver¬
fassungsmäßig auf seine eigene Landeskasse angewiesen ist."

fand einstimmige Annahme.
Vorsitzender Engel begrüßte es, daß gerade in dieser

Frage Einmütigkeit herrsche.
Die Anträge des Mitglieds Caesar wurden als folgender

Antrag zusammengefaßt:
„Ich beantrage, der Landesausschnß wolle be¬

schließen, sämtliche Geschäftskosten-Positionen mit Aus¬
nahme der Positionen Ausg. Kap. V — 3 Tit. 3 und
VII — 1 Tit. 3 mn 10 zu kürzen."

Mitglied Caesar führte aus, daß er eine Kürzung der
Geschäftskosten der Gefangenanstalten nicht beantragt habe,
weil die Kürzung auf Kosten des Unterhalts der Gefangenen
gehen würde. Bei den Geschäftskosten der Landes- und Amts¬
kasse sei eine Kürzung nicht beantragt, weil es sich dort nur
um Angestelltenvergütungeu handele.

Der Antrag fand bei 2 Stimmenthaltungen (Weyand—
Rohr) einstimmige Annahme.

A n s g a b e K a p. II — 1 Tit.  1 . Es waren folgende
Anträge eiugegangen:

1. Antrag der sozialdem. Fraktion:
„Wir beantragen Einsparung der Stelle eines Re¬

gierungsrates und Nachprüfung, inwieweit durch Ratio¬
nalisierung noch weitere Kräfte in den oberen Besoldungs¬
gruppen eingespart werden können."

2. Antrag Klar—Caesar:
„Die Staatsregierung wolle Prüfen, ob nicht durch

Vereinfachung der Verwaltung bei der Regierung eine
höhere Beamtenstelle eingespart werden kann."

Der Antrag der sozialdem. Partei wurde mit 16 gegen
7 Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen (Weyand—Rohr) ab-
gelehnt.

Der Antrag Klar—Caesar wurde mit 13 gegen9 Stim¬
men bei 3 Stimmenthaltungen (Weyand, Rohr, Klein) an¬
genommen.

Ausgabe Kap . II — 3 Tit.  1 . Mitglied Berger
stellte folgende Anträge:

1. Antrag:
„Der Landesausschuß beschließt, die Regierung zu

bitten, die Frage des kommunalen Polizeilastenausgleiches
zu prüfen."

2. Antrag:
„Der Landesausschuß beschließt, die Regierung zu er¬

suchen, den finanziellen Ausgleich für die durch die Be¬
satzung mit erhöhten Polizeilasten belasteten Gemeinden
herbeizusühren."

Beide Anträge wurden, nachdem Mitglied Vergor auf
Anfrage erwidert hatte, daß es sich bei Antrag 2 darum
handele, eine Entschädigung vom Reich zu erhalten, mit
23 Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen(Weyand—Rohr) an¬
genommen.

3*
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A u s g a b e K a p. III — 1 Tit . 1 . Mitglieder Klein,
Caesar , Mathieu stellten folgenden Antrag:

„Zuschuß an Handelskammer ist auf 5000 Ml zu
erhöhen ."

Regierungspräsident Dörr teilte mit , aus Sparsamkeits¬
gründen sei eine Kürzung vorgenommen . In den beiden
anderen Landesteilen werde überhaupt kein Zuschuß gezahlt.

Der Antrag wurde mit 15 gegen 8 Stimmen bei
2 Stimmenthaltungen (Weyand — Rohr ) angenommen.

A u s g a b e K a p . III — 1 T i t . 2 . Mitglieder Klein—
Mathieu stellten folgenden Antrag:

„Zuschuß für Hebung des Handwerks ist auf 3000 Ml
zu erhöhen ."

Der Antrag fand einstimmige Annahme bei 2 Stimm¬
enthaltungen (Weyand — Rohr ) .

Ausgabe Kap . IV — 1 Tit.  4 , 5 n . 7 . Die
sozialdem . Fraktion stellte folgenden Antrag:

„Wir beantragen für
Tit . 4 Tuberkulosebekämpfung . . . . 30000 Ml,
Tit . 5 Säuglings - u . Kleinkinderfürsorge 4 000 „ ,
Tit . 7 Geschlechtskrankheiten . . . . 700 „ ."

Mitglied Füllenbach führte aus , daß die durch die Er¬
werbslosigkeit zu erwartende Zunahme der Tuberkulose-
krankheit weiteste Vorkehrung verlange . Durch die Zunahme
der Geschlechtskrankheiten seien weitere Maßnahmen not¬
wendig.

Mitglied Eisenschneider stellte folgende Anträge:

1 . Zu Ausg . Kap . IV — 1 Tit . 4:
„Ersuche , für Bekämpfung der Tuberkulose 40000 Ml

zu bewilligen ."

2 . Zu Ausg . Kap . IV — 1 Tit . 5:
„Beantrage , die Summe auf 7000 Ml zu erhöhen ."

Die Anträge des Mitglieds Eisenschneider wurden mit
allen gegen 1 Stimme bei 2 Stimmenthaltungen (Weyand—
Rohr ) abgelehnt.

Hierauf wurde der Antrag der sozialdem . Fraktion mit
17 gegen 6 Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen (Weyand—
Rohr ) angenommen.

Ausgabe Kap.  IV — 3. Mitglied Eisenschneider
stellte folgenden Antrag:

„Beantrage , für Jugendpflege 8000 Ml einzusetzen."

Regierungspräsident Dörr teilte mit , daß der Sport¬
verein Fischbach bislang überhaupt keinen Antrag auf Be¬
willigung einer Beihilfe gestellt habe.

Der Antrag wurde mit 17 gegen 0 Stimmen bei
2 Stimmenthaltungen (Weyand — Rohr ) abgelehnt.

Ausgabe Kap . IV — 5 Tit.  2 . Mitglied Klein
beantragte , den Zuschuß zum Bau einer Gewerbeschule in
Oberstein -Jdar wieder bereitzustellen.

Regierungspräsident Dörr führte aus , daß über die Er¬
richtung der Gewerbeschule schon viele Verhandlungen geführt
seien. In dein Augenblicke , in welchem die beiden Städte mit
einem endgültigen Beschluß an den Landesansschnß heran¬
treten würden , würden nach seiner Überzeugung Landesaus¬
schuß, Landtag , Regierung und Ministerium zur Bewilligung
eines Staatsznschusses erneut bereit sein.

Mitglied Weyand , Oberhosenbach , führte aus , daß auch
er in dieser Zusicherung den richtigen Weg sehe.

Mitglied Klein führte aus , daß er hiernach den Antrag
zurückziehe.
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Ausgabe Kap . VI — I . Mitglied Eisenschneider
stellte folgenden Antrag:

„Ich beantrage, dieses Kapitel zu streichen."
Die sozialdem. Fraktion stellte folgenden Antrag:

„Wir beantragen Streichung der Etatposition„Kirchen
und Schulen — Kirchenwesen" Kap. I Tit. 1—8."

Beide Anträge, die sich inhaltlich decken, wurden mit 10
gegen 7 Stimmen bei 2 „Stimmenthaltungen (Wevand—
Rohr) abgelehnt.

A u s g a b e K a p. VI — 5 Tit.  4 . Es waren 2 An¬
träge gestellt:

1. Antrag Eisenschneider:
„Beantrage, Stimme auf 40 000 Mi zu erhöhen."

2. Antrag Rohr:
„Die eingesetzten 5000 Mi als Zuschuß zu dem

Lehrerwohnungsneubauin Nohfelden sind nur dann zu
verausgaben, wenn die Gemeinde Nohfelden einem Schul-
hauSneubau in Türkismühle gerecht wird."

Mitglied Eisenschneider führte auf Anfrage aus, daß die
Erhöhung nicht für die Gemeinde Fischbach, sondern allgemein
beantragt werde.

Mitglied Rohr führte aus, daß die Bewohner von Türkis¬
mühle ein Recht hätten, einen Schulhausbau in Türkis¬
mühle zu fordern. Es müsse auf die Gemeinde Nohfelden ein
Druck ausgeübt werden.

Regierungspräsident Dörr führte aus, daß Türkismühle
zur Gemeinde Nohfelden gehöre. Es sei verständlich, wenn
die Bewohner von Türkismühle den Wunsch hätten, in Türkis¬
mühle eine Schule zu besitzen. Andererseits sei aber der
Schulhausbau Sache der Gemeinde, und der Gemeinde¬
rat Nohfelden habe das letzte Wort zu sprechen. Einen Druck
auf einen Selbstverwaltungskörper auszuüben, sei nicht zu¬
lässig. Die Regierung könne auf Wunsch der Beteiligten
höchstens eine Vermittlung versuchen.

Mitglied Wehand, Oberhosenbach, war ebenfalls der An¬
sicht, daß der Landesausschuß niemals einen Druck auf einen
Selbstverwaltungskörper vornehmen könne.

Mitglied Mathien führte aus, daß die Einwohner von
Türkismühle sich mit dem Gemeinderatsbeschlnß eben ab-
finden müßten.

Der Antrag Eisenschneider wurde mit 15 gegen8 Stim¬
men bei 2 Stimmenthaltungen (Weyand—Rohr) abgelehnt.

Der Antrag Rohr wurde mit allen gegen 1 Stimme
(Rohr) bei einer Stimmenthaltung (Weyand) abgelehnt.

Einnahme Kap . VII — 3 Tit.  1 u. 2. Die
sozialdemokratische Fraktion stellte folgenden Antrag:

„Wir beantragen beim Landtag die Erhebung der
Grund- und Gebäudesteuer nach dem gemeinen Wert."

Der Antrag wurde mit 17 gegen7 Stimmen bei einer
Stimmenthaltung (Weyand) abgelehnt.

Einnahme Kap . VII — 3 Tit.  3 . Mitglied
Mathien stellte folgenden Antrag:

„Beantrage, die Wandergewerbesteuer auch auf den
hausierenden Obst- und Gemüsehandel anszudehnen."

Mitglied Bergär führte ans, daß die Abänderung des
Gesetzes in dein gewünschten Sinne die Lebensmittel ver¬
teuern würde.

Der Antrag wurde mit 21 gegen 3 Stimmen bei einer
Stimmenthaltung (Weyand) abgelehnt.

Einna h,n  e Ka  p. VII — 3 T i t. 7. Mitglieder
Klein—Mathien beantragten:



„Landesausschuß wolle beschließen, die Steuer auf
3000 /M -herabzusetzen ."

Der Antrag wurde mit 21 gegen 3 Stimmen bei einer
Stimmenthaltung (Weyand ) abgelehnt.

Einn a h m e Kap.  VII — 3 T i t . 8 . Es waren
2 Anträge eingegangen:

1. Antrag der sozialdem . Partei:
„Wir beantragen Beibehaltung der Steuer vom be¬

bauten Grundbesitz in Höhe von 100 000 Ml (wie im
Jahre 1028 ), weil die Mittel doch nicht dein Wohnungs¬
bau zugute kommen ."

2 . Antrag Klar , Klein , Caesar:
„Steuer vom bebauten Grundbesitz ist von 200000 .7?)/

auf 100 000 M / zu ermäßigen ."

Beide Anträge , die sich decken, finden in einmaliger Ab¬
stimmung einstimmige Annahme bei 2 Stimmenthaltungen
(Weyand — Rohr ).

Einnahme Kap.  VII — 5. Mitglieder Groß,
l )r . Weins , Kunz beantragten:

„Der Landesausschuß wolle beschließen , die Forst¬
besoldungsbeiträge sollen in der alten Höhe pro Iu> 2,50 K )/
erhoben werden ."

Mitglied Groß führte aus , daß vor einigen Jahren die
Forstbesoldnngsbeiträgc auf 2,50 Ml pro Im festgesetzt
worden seien. Eine weitere Erhöhung halte er durchaus nicht
fiir gerechtfertigt . Aus seinem Bezirk seien die Gemeinden
Kirnsulzbach , Niederwörresbach und Berschweiler nicht in der
Lage , eine weitere Erhöhung zu tragen , da sie in erster Linie
nur Niederwald besäßen . Bei der Erhöhung der Forst¬
besoldungsbeiträge auf 5 (M pro Im wurden die Gemeinden
der Bürgermeisterei Herrstein sich überlegen , ob nicht ein
eigener Förster angestellt werden müsse , der fiir die Gemein¬
den dann immer noch billiger komme.

Regierungsseitig wurde eine Ausstellung über die Er¬
trägnisse einzelner Gemeinden aus ihren Waldungen und die
von ihnen zu zahlenden Forstbesoldungsbeiträge bekannt¬
gegeben . Es ses davon anszugehen , daß der Betrag von 5 K )k
pro Im die Selbstkosten des Staates noch lange nicht erreiche.
Vielleicht sei es möglich , eine Staffelung nach Hoch- und
Niederwald oder in sonstiger Art vorzunehmen.

Mitglied Berger führte aus , daß er sich gegen den An¬
trag Groß aussprecheu müsse , da man , wenn man nichts be¬
zahle , auch nichts verlangen könne . Die Forstbesoldnngsbei-
träge seien eine Entschädigung fiir etwas , was vom Staate
sehr billig geleistet werde.

Der Antrag wurde mit 13 gegen 10 Stimmen bei
2 Stimmenthaltungen (Weyand — Rohr ) angenommen.

Ausgabe Kap.  VII — 2. Mitglieder Klar,
Ilr . Warth und Klein stellten folgenden Antrag:

„Die Regierung wolle mit der Landesbank verhandeln,
daß der Zinsfuß im Kontokorrentverkehr für die Bedürf¬
nisse der Regierung herabgesetzt werde ."

Mitglied Klar führte aus , daß die städtische Sparkasse
Idar der Stadtgemeinde Idar 8,5 ^ Zinsen berechne . Das
müsse der Laudesbank auch möglich sein im Verkehr mit der
Regierung.

Mitglied Caesar wies vorauf hin , daß . die Bank selbst
DX — 8X ?L zahlen müsse . In den berechneten Prozentsätzen
seien die Provisionen enthalten . Er glaube , daß die städtische
Sparkasse Idar die Provisionen neben den Zinsen berechnet.

Ter Antrag wurde mit 10 gegen 7 Stimmen bei
2 Stimmenthaltungen (Wehand — Rohr ) angenommen.
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A n s g a be K a p. VII — 3. Mitglieder Klar—Caesar
stellten folgenden Antrag:

„Der Landcsausschnß findet den Beitrag znr Zentral¬
kasse des Freistaats zn hoch nnd ersticht, durch sparsame
Verwaltung den Beitrag herabznmindern."

Der Antrag fand einstimmige Annahme bei 2 Stimm-
enthaltnngen(Weyand—Rohr).

Ausgabe Kap . VII — 9 Tit.  3 . Mitglied Eisen-
schneider stellte folgenden Antrag:

„Beantrage, znr Unterstützungvon Sozialrentnern
und kinderreichen Familien 3000 M/ zu bewilligen."

Mitglied Bergör wies darauf hin, dass die Unterstützung
der Kleinrentner sowie Sozialrentner gesetzlich den BezirkS-
sürsorgeverbänden auserlegt sei. Der Antrag wurde mit allen
gegen eine Stimme bei 2 Stimmenthaltungen(Weyand—
Rohr) abgelehnt.

Ausgabe Kap.  VIII — 2. Es waren 2 Anträge
eingegangen.

1. Antrag Eisenschneider:
„Beantrage, 300 000 FA einzusetzen."

2. Antrag der sozialdem. Fraktion:
„Wir beantragen Erhöhung des Betrages für Neubau

bon Wohnungen auf 250 000 Mi ."
Der Antrag Eisenschneider wurde mit allen gegen eine

Stimme bei 2 Stimmenthaltungen(Weyand—Rohr) ab¬
gelehnt.

Ter Antrag der sozialdem. Fraktion würde mit 15 gegen
8 Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen(Weyand—Rohr) an¬
genommen.

Ausgabe Kap.  VIII — 0. Mitglied Füllenbach
beantragte Verdoppelung des Betrages.

Er begründete seinen Antrag damit, daß die außerordent¬
liche Erwerbslosigkeit ganz besondere Maßnahmen notwendig
mache. Es müsse dahin gestrebt werden, durch Heranziehung
der Erwerbslosen zn Notstandsarbeitenbleibende Werte zu
schaffen und den Erwerbslosen durch die Gewährung der Not¬
standslöhne ein etwas besseres Einkommen zu sichern. Auch
seien die Arbeiter froh, wenn sie keine Unterstützungen not¬
wendig hätten.

Mitglied Berger führte aus, daß er, wenn er die Not
der Arbeitslosen auch durchaus anerkenne, sich mit dem An¬
träge doch nicht ganz einverstanden erklären könne. Es kämen
nur große Notstandsarbeiten in Frage. Der notwendige Be¬
darf könne nur auf Grund spezieller Kostenanschläge ermittelt
werden. Es sei daher ratsam, die über den Voranschlags¬
betrag hinaus erforderlichen Mittel von Fall zu Fall bereit¬
zustellen.

Regierungspräsident Dörr wies darauf hin, daß auch die
Regierung der wachsenden Erwerbslosigkeit mit Sorge zu¬
sehe. Er hoffe, daß das Projekt des Eisenbahnbaues Türkis¬
mühle seiner Verwirklichung näher rücke. Der Bahnbau
würde eine wesentliche Verringerung der Arbeitslosigkeit mit
sich bringen. Im übrigen sei auch er der Ansicht, daß die
Mittel für konkrete Fälle zu bewilligen seien, die sich noch
ergeben würden.

Mitglied Füllenbach führte ans, daß er nach diesen Er¬
klärungen seinen Antrag zurückziehe.

Regierungsseitig wurde das sich nach den Beschlüssen des
Landesausschusses ergebende Schlußbild des Haushalts be¬
kanntgegeben. Es sei regierungsseitig davon ansgegangen,
daß die Baudarlehen dnrch Anleihe zu decken seien.

Hierauf wurde der gesamte Haushaltsplan mit den be-
lchlossenen Abänderungen seitens des Landesausschusses mit
allen gegen eine Stimme angenommen.
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Abänderung des Jagdgesetzes.
(Zweite Lesung .)

Mitglied Wild stellte folgenden Antrag:
„Ich beantrage , die Abänderung so zu gestalten , daß

die Schuß - und Schonzeiten aller Wildarten sich den im
umliegenden Preußen bestehenden Vorschriften und Ver¬
hältnissen anpasseu ."

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.
Im übrigen wurde dem Entwurf zur Abänderung des

Jagdgesetzes einstimmig zugestimmt.

Abänderung des Schulgesetzes.
(Zweite Lesung .)

Dem Entwurf eines Abänderuugsgesetzes zum Schulgesetz
wurde in zweiter Lesung einstimmig zugestimmt.

Wahl von Rechnungsprüfern.
Als Rechnungsprüfer für die dem Landesausschuß vor¬

gelegten Jahresrechnungeu wurden die Mitglieder Petry und
Caesar einstimmig gewählt.

Tuberkulosetilgungsverfahren.
Nach kurzer Aussprache wurde vom Mitglied Wehand

(Oberhoseubach ) vorgeschlagen , die Frage , ob im Tuberkulose¬
tilgungsverfahren die Zwangsuntersuchuug zugekaufteu
Viehes anzuordnen sei, einer Prüfung durch die landwirt¬
schaftliche Kommission zu unterziehen.

Mitglied Knapp bat , aus der Position Ausgabe Kap . II
— 4 Tit . 1 500 Ml . für die Abhaltung des Prämienmarktes
in Birkenfeld (Landestierschau ) abzuzweigen.

Regierungsseitig wurde auf Anfrage erwidert , daß bei
Ausgabe Kap . II — 4 — 1 Ersparnisse in der einen Po¬
sition zu Mehrausgaben in einer anderen verwandt werden
könnten.

Schluß der Sitzung 6,20 Uhr nachmittags.

Zur Beglaubigung:
gez. Engel , gez. Petry . gez. I )r . Warth , gez. Theileu



5.Landtag
SM

3. Versammlung.
_ ISSN . -

Anlage 46.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Dein Landtage läßt das Staatsministerium hierneben
/den Entwurf einer Urkunde zugehen, durch die der Olden-

/ burgischen Erdöl-Gesellschaftm. b. H. in Oldenburg das
/ Bergwerkseigentum zur Aufsuchung der im letzten Absatz des

§ 1 des Berggesetzes vom 3. April 1908 bezeichnten Mine¬
ralien ans vier Feldern im Landesteil Oldenburg verliehen
werden soll, und beantragt auf Grund des Z 4 Absatz1 des
Berggesetzes die Erteilung der dazu erforderlichen Zustim¬
mung.

Die Verleihungsbedingungensind unter Zuziehung des
dem Staatsministerium zur Verfügung stehenden preußischen
Bergrevierbeamten in Hannover und im Einverständnis mit
der Antragstellerin aufgestellt; sie weichen aber in einigen
Punkten von den bisherigen Bedingungen ab.

Zunächst sollen die einzelnen Felder sich auf größere
Flächen erstrecken, was den Vorteil hat, daß das Unter¬
nehmen seine Forschungsarbeiteniiber die engen Grenzen
weniger rechteckiger in den früheren Verleihungen vor¬
gesehener Felder hinaus ausdehnen wird und daß die Wahl
der Ansatzpunkte der Tiefbohrungen ans Grund der Ergebnisse
sorgfältiger wissenschaftlicher Arbeiten getroffen werden kann.
Das bisherige Verleihungsverfahren, wonach die Unter¬
suchungsarbeiten der Beliehenen ans rechteckige Felder von
geringem Umfange beschränkt blieb, hat sich für die Erfor¬
schung und Entwicklung einer Olförderung als unpraktisch
erwiesen. Die vier Felder erstrecken sich auf die Amtsbezirke
und Gebiete der StädteI. Klasse, in denen an die im Anfang
des Z 1 genannten Beliehenen das Bergwerkseigentumzur
Aufsuchung von Erdöl und sonstigen bituminösen Stoffen
verliehen ist. Dieses Bergwerkseigentum hat die Olden-
burgische Erdöl-Gesellschaft zum Teil schon in ihrer Hand ver¬
einigt und hofft, wo es noch nicht der Fall ist, dies bald zu
erreichen. Mit der Verleihung größerer Geländeflächen wird
dem Beispiel Badens, Mecklenburgs und Bremens gefolgt.

Zur Sicherung der von der Gesellschaft übernommenen
BohrverpflichtnngenG 2) ist die Hinterlegung einer Kaution
in Höhe von 20 000 KN für jede Pflichtbohrnng Vor¬
gesehenG 3).

Nach Ablauf von 5 Jahren soll der Gesellschaft, voralls¬
gesetzt, daß sie ihre Bohrverpflichtnngenerfüllt hat, das Ge-
winnungsrecht gegen Zahlung einer Feldesabgabe von
l2 000 KN für jedes Feld verliehen werden GZ 8 und 11).
Im Falle abbauwürdiger Mündigkeit hat die Gesellschaft aus
sämtlichen abbauwürdigen Bohrungen den Betrieb dauernd
fortzusetzen bei- Vermeidung des sofortigen Verlustes ihrer
Rechte; außerdem hat sie weitere Aufsnchnngsbohrungen vor-
zunehmen bei Vermeidung des allmählichen Verlustes ihrer
FelderG 9). Dadurch wird sowohl die dauernde Fortsetzung
der Gewinnungsbetriebewie auch die dauernde Fortsetzung
von Anfsnchnngsbohrnngen gesichert.

Durch die FeldesabgabeG 11) ist nach Ablauf der
ö Jahre eine Mindesteinnahme von 48 000 KN jährlich



gesichert, die eintretendenfalls je nach der Entwicklung der
Gewinnungsbetriebe durch Zahlung des im § 12 vorgesehenen
Förderzinses steigen wird.

Für den Fall des Fündigwerdens auf andere Mineralien
soll die Gesellschaft ein Vorrecht auf Verleihung gegenüber
anderen Unternehmern erhalten , vorausgesetzt , daß der Staat
die Ausbeutung nicht selbst vornehmen oder das Gewinnungs¬
recht ans diese Mineralien überhaupt nicht an andere Per¬
sonen verleihen will (Z 16) .

Jur wesentlichen unverändert geblieben sind die ZZ 1— 7,
13 — 15 , 17 und 20.

Durch die jetzt vorgesehene Regelung wird eine durch¬
aus fachmännische , den neuesten Erfahrungen entsprechende
Untersuchung der den größten Teil des Landesteils umfassen¬
den Felder durch die zu beleihende Gesellschaft erreicht , deren
wissenschaftliche mW geologische Leitung in den Händen des
auf dem Gebiete der Erdölforschung als hervorragende Kraft
geltenden Sachverständigen vr . A . C . Veatch aus New Jork
liegt . Führen diese Untersuchungsarbeiten nicht zum Fündig¬
werden , so wird angenommen werden müssen , daß Erdöllager
nicht vorhanden sind und sonstige bituminöse Stoffe bei uns
nicht Vorkommen . Führen sie dagegen dazu , so ist einerseits
eine dauernde Einnahme durch den Förderzins und zum
andern eine Belebung des Arbeitsmarktes wie der ganzen
Wirtschaft zu erwarten.

Oldenburg, ' den 18 . April 1929.

Staatsministerium.
v. Finckh . vr . Driver.

urkIIIIde
über Verleihung des Bergwerkseigentums zur Auf¬

suchung der im letzten Absatz des tz l des Berg¬

gesetzes vom 3. April l 908 bezeichneten Mineralien
auf vier Feldern im Landesteil Oldenburg an die

Oldenbnrgische Erdöl -Gesellschaftm.b.H. in Oldenburg.

§ 1 -

Unter der Voraussetzung , daß die Allgemeine Erdölgesell¬
schaft m . b. H . in Berlin -Pankow , die Oldenburgische Öl-
Ausbentungsgesellschaft m . b. H . in Hannover und der Kauf¬
mann Folkmar Franzius in Bremen oder ihre Rechtsnach¬
folger auf das ihnen im Landesteil Oldenburg verliehene oder
vom Beliehenen iibertragene Bergwerkseigentum verzichten,
verleiht das Staatsministerium der Oldenburgischen Erdöl-
Gesellschaft m . b. H. in Oldenburg (in den folgenden Para¬
graphen kurz O .E .G . genannt ) das Bergwerkseigentum zur
Aufsuchung der im letzten Absatz des Z 1 des Berggesetzes vom
3. April 1908 bezeichneten Mineralien in festem , flüssigem
und gasförmigem Zustande mit Ausnahme der gasförmigen
Bitumina , die in weniger als 50 m Tiefe unter der Erdober¬
fläche auftreten , auf den nachstehend benannten vier Feldern:

1. Feld Oldenburg , umfassend die Amtsbezirke Oldenburg,
Friesoythe und Westerstede , sowie das Gebiet der
Stadt Oldenburg,

2 . Feld Jade — Weser , umfassend die Amtsbezirke Varel,
Butjadingen und Brake , sowie das Gebiet der Stadt
Varel,
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3. Feld Jeverland , umfassend den Amtsbezirk Jever , so¬
wie die Gebiete der Städte Jever und Rüstringen,

4 . Feld Münsterland , umfassend die Amtsbezirke Wildes¬
hausen , Vechta und Cloppenburg.

Die Felder Jade — Weser und Jeverland umfassen auch
die Watten , Sande und Gewässer bis an die Grenze des
Landesteils Oldenburg.

Falls der Verzicht der obengenannten Bergwerkseigeu-
tümer oder ihrer Rechtsnachfolger nicht innerhalb 2 Monaten
nach deni Tage der Ausstellung dieser Urkunde beigebracht
wird , verliert diese ihre Rechtsgültigkeit bezüglich derjenigen
Felder oder Felderteile , für die eine Verzichterklärung nicht
abzngeben ist.

8 2.
Die O .E .G . erhält durch diese Verleihung die aus¬

schließliche Befugnis , innerhalb eines Zeitraumes von sünf
Jahren , vom Lage der Ausstellung dwser Urkunde an ge¬
rechnet , in ihren wer Feldern die im ß 1 bezeichnten Mine¬
ralien anszu >uchen. Sie ist berechtigt , innerhalb dieser fünf
Jahre alle zur Aufsuchung der Mineralien erforderlichen
Handlungen vorzunehmen , insbesondere geophysikalische Ar-
veiteiy sowie Flach - und Tiesbohruugen nach ihrem Ermessen
und bis zu einer von ihr zu bestimmenden Tiefe .durchzu-
sühren . Die O .E .G . ist jedoch bei Verlust der ihr in dieser
Urüliide verliehenen Rechte (tztz 22 sf. des Berggesetzes) ver¬
pflichtet , an von ihr zu bestimmenden Punkten 4 Liesbohrun-
gen zu beginnen und bis zur abbauwürdigen Öl - oder Gas-
sundigkeit, oder , wenn diese nicht früher eintritt , bis zu einer
Tiefe von wenigstens 1000 m niederznbringen , es sei denn,
daß durch geologische Gutachten vom Staatsministerium an¬
erkannter Sachverständiger schon vor Erreichung dieser Tiefe
sestgestellt wird , daß ein ausbeutefähiges Erdöllager nicht
mehr zu erwarten ist.

Die erste dieser vier Pflichtbohrungen ist bis zum
1. Juni 1029 in Angriff zu nehmen , während die übrigen
drei bis zum 1. Oktober 1931 begonnen und bis zum Ablauf
von fünf Jahren , vom Tage der Ausstellung dieser Urkunde
an gerechnet, beendet sein müssen.

Wenn eine Bohrung die geforderte Tiefe nicht erreicht,
ohne daß der O .E .G . oder ihrem Beauftragten ein vertret¬
bares Verschulden an dem Mißlingen der Bohrung nach¬
gewiesen ist, so tritt weder der Verlust der Rechte aus dieser
Urkunde noch ein Verfall der nach den Vorschriften des fol¬
genden Paragraphen zu hinterlegenden Sicherheit ein , vor¬
ausgesetzt, daß die O .E .G . bereits eine andere Tiefbohrnng,
die über ihre Verpflichtung hinausgeht , in Angriff genommen
hat , oder innerhalb drei Monaten , nachdem das Mißlingen
der ersten Bohrung sestgestellt ist, eine Ersatzbohrung in An¬
griff nimmt und diese den vorstehenden Vorschriften ent¬
sprechend zu Ende führt.

Sollte die O .E .G . vor Ablauf von fünf Jahren , vom
Tage der Ausstellung dieser Urkunde an gerechnet , auf eins
der im tz 1 bezeichnten Mineralien fündig werden , so kann
sie den Fund nach ihrem Ermessen ausnutzen und hat dafür
den im Z 12 dieser Urkunde festgesetzten Förderzins an die
Staatskasse zu entrichten.

§ Z-
Die O .E .G . hat innerhalb zwei Monaten , vom Tage

der Ausstellung dieser Urkunde an gerechnet, bei Verlust der
ihr darin erteilten Rechte (ZZ 22 ff. des Berggesetzes ) dem
Staatsministerium eine Sicherheit in Höhe von 20 000 Mk
für jede der vier Pflichtbohrungen , im ganzen also 80 000
in mündelsicheren , kurshabenden , auf den Inhaber lautenden
Wertpapieren nach Maßgabe der ZZ 232 ff. des B .G .B . oder
durch die Garantie einer vom Staatsministerium anerkannten
deutschen Großbank zu stellen . Diese Sicherheit verfällt dem
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Staate , wenn die O .E .G. die ihr im Z 2 auferlegten Pflichten
in schuldhafter Weise nicht erfüllt , und zwar verfallen
20 000 für jede Bohrung , die nicht innerhalb der fest¬
gesetzten Zeit angefangen und ohne schuldhafte Unterbrechung
bis zu der vorgeschriebenen Tiefe niedergebracht worden ist.
Je 20 000 M ? dieser Sicherheit werden zurückgegeben, so¬
bald eine Bohrung den Vorschriften des § 2 genügt.

8 4.
Wenn die O .E.G. nicht selbst die Bohrungen ausführt,

darf als Bohrunternehmer nur eine Firma oder eine Person
bestellt werden, die anerkanntermaßen in der Lage ist,
Bohrungen bis zu einer Tiefe von 1000 m mit Sicherheit
durchzufiihren. Der Bohrunternehmer ist dein Ministerium
vor Beginn der Bohrung zu benennen und darf erst, nachdem
seine Wahl gutgeheißen ist, mit der Bohrung beginnen.

8 5.
Die O .E .G. haftet dafür , daß bei ihren Tiefbohrungen

alle von der Bergpolizeibehörde gemachten Vorschriften und
ferner die Vorschriften der Bergpolizei-Verordnung vom
4. Oktober 1918 für die Betriebe zur Aufsuchung und Ge¬
winnung von Erdöl streng innegehalten werden. Wiederholte
größere Übertretungen berechtigen das Staatsministerium , die
Verleihung zurückzuziehen, ohne daß die Beliehene irgend¬
einen Anspruch auf Ersatz der aufgewandten Kosten und des
etwaigen sonstigen Schadens erhält.

8 6.
Uber alle Bohrungen sind genaue Bohrprofile aufzu¬

nehmen. Die Bvhrproben sind, wenn es dem Ministerium
wichtig erscheint, durch einen zuverlässigen, vom Ministerium
anerkannten Sachverständigen auf Kosten der O .E .G. zu
untersuchen. Sie sind unter Verschluß aufzubewahren und
nach Beendigung der Bohrung der vom Ministerium zu be¬
stimmenden Stelle zu überweisen. Ferner sind, abgesehen von
den im Z 56 der Bergpolizei-Verordnung vom 4. Oktober
1918 gemachten Auflagen , eine Bohrtabelle nebst Profil¬
zeichnung und etwaige sachverständige Untersuchungen dem
Ministerium nach Beendigung jeder Bohrung einzureichen.

8 7.
Das Staatsministerium behält sich das Recht vor, sich

jederzeit durch einen oder mehrere von ihm zu ernennende
Sachverständige über die geologischen Ergebnisse usw. der
Bohrungen zu unterrichten. Den Sachverständigen ist zu
diesem Zweck jede gewünschte Auskunft zu erteilen; auch sind
ihnen alle aus die Bohrungen bezüglichen Aufzeichnungen
und die Bohrproben auf Verlangen vorzülegen.

8 8.
Wenn die O .E .G. ihren Verpflichtungen nachgekommen

ist, wird das Ministerium zu jeder Zeit innerhalb der fünf
Jahre der Gesellschaft auf ihren Antrag das Bergwerkseigen¬
tum zur ausschließlichenGewinnung der im tz 1 dieser Ur¬
kunde bezeichnten Stoffe und Mineralien in den im H 1 ge¬
nannten vier Feldern verleihen. Das Unternehmen muß
seinen Sitz im Landesteil Oldenburg haben.

Die O .E .G. hat in diesem Falle dem Staatsministerinm
eine Sicherheit in Höhe von 50 000 Mk , geschrieben: fünfzig¬
tausend Reichsmark, in mündelsicheren, kurshabenden, auf den
Inhaber lautenden Wertpapieren nach Maßgabe der
§8 232 ff. des B .G .B . oder durch die Garantie einer vom
Staatsministerium anerkannten deutschen Großbank zu stellen.
Diese Sicherheit verfällt dem Staat , wenn die O .E.G. die
Pflichten der 88 40 und 11 dieser Urkunde in schuldhafter
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Weise nicht innehält und hastet zugleich für die etwa vom
Staate vorzunehmenden Verfüllungen von Bohrungen.

8 9.
Im Falle abbauwürdiger Mündigkeit muß der Gewin-

nungsbetrieb nach erfolgter Verleihung aus sämtlichen abbau¬
würdigen Bohrungen dauernd fortgesetzt werden bei Verlust
der in dieser Urkunde verliehenen Rechte (HZ 22 ff. des Berg¬
gesetzes).

Außerdem ist die O .E.G. verpflichtet, einerlei ob sie ab¬
bauwürdig fündig ist oder nicht, innerhalb jedes ferneren fünf¬
jährigen Zeitabschnitts vier Tiefbohrungen , deren Ansatzpunkte
sie innerhalb eines oder mehrerer Felder selbst wählt , bis zu
den im tz 2 bestimmten Tiefen niederzubringen. Kommt die
O .E .G. in einem der fünfjährigen Zeitabschnitte dieser Ver¬
pflichtung nicht nach, so muß sie auf das Bergwerkseigentum
auf ein Feld nach ihrer Wahl verzichten. Tut sie dies nicht
innerhalb eines Zeitraumes von drei Monaten nach Ablauf
eines solchen fünfjährigen Zeitabschnitts, so ist das Staats¬
ministerium berechtigt, seinerseits das Bergwerkseigentum an
einem der im tz 1 genannten vier Felder nach seiner Wahl
zu entziehen (Z 22 des Berggesetzes).

8 io.
Die O .E .G. ist verpflichtet, alle Fabrikanlagen , sowie

überhaupt alle zur Förderung und Verwertung sowie zum
Vertriebe der gefundenen Mineralien dienenden baulichen
Anlagen im oldenburgischen Staatsgebiet anzulegen und zu
betreiben, soweit nicht vom Staatsministerinm Ausnahmen
zugelassen werden.

8 11-
Von deni Tage an , an welchem das ausschließliche Ge¬

winnungsrecht fiir die im § 1 dieser Verleihungsurkunde be-
zeichneten Mineralien der O .E .G . verliehen wird, muß von
ihr oder vom Bergwerksunternehmer eine jährliche Feldes¬
abgabe von 12 000 .Mt für jedes Feld an die Landeskasse
entrichtet werden. Die Abgabe ist am 15. Januar jedes
Jahres für das abgelaufene Kalenderjahr fällig.

Die Verpflichtung zur Zahlung dieser Feldesabgabe hört
auf, sobald und solange gemäß tz 12 dieser Urkunde mindestens
der gleiche Betrag jährlich an Förderzins zugunsten des olden¬
burgischen Staates gezahlt wird . Erreichen die gezahlten
Förderzinsbeträge die Höhe der Feldesabgabe nicht, so ist von
letzterer nur der durch die Förderzinsbeträge nicht gedeckte
Restbetrag zu zahlen.

8 12-
An Förderzins hat die O .E.G. an die Landeskasse fünf

Prozent des für die gewonnenen Rohprodukte am Gewin¬
nungsorte erzielten Kaufpreises zu entrichten. Falls für eins
der gewonnenen Rohprodukte ein Gewinnungsortsmarktpreis
besteht, ist dieser für die Berechnung des Förderzinses maß¬
gebend, sofern der erzielte Kaufpreis ihn nicht erreicht. Auch
die Abgabe der gewonnenen Rohprodukte an eigene gewerb¬
liche Betriebe der O .E .G., die nicht zu ihrem Bergwerks¬
betriebe gehören, gilt als Verkauf. Erscheint dem Ministerium
der Preis bei solchem Verkauf zu gering, so erhebt es Ein¬
spruch, über den bei mangelnder Einigung der Parteien im
Schiedsgerichtsverfahren (tz 19) entschieden wird.

8 19-
Sobald die Förderung begonnen hat, ist durch die O .E.G.

bis zum 1. Februar , 1. Mai , 1. August und 1. November
jedes Jahres dem Ministerium ein beglaubigter Auszug aus
den über die Förderung und den Absatz zu führenden Büchern
für das letztverflossene Kalendervierteljahr einzureichen, aus
denen die Förderung , nach den einzelnen Orten getrennt, die



Menge des gewonnenen Rohöls und etwa sonstige Bitumina
genau zu ersehen ist. . . >

Zur Kontrolle über die geförderten Mineralien usw.
und zur Anfertigung der vorstehend erwähnten Buchauszüge
kann das Ministerium nach seinem Ermessen auf Kosten der
O .E .G . einen beeidigten Förderaufseher bestellen.

Die ans Grund der Versandlisten monatlich zu berech¬
nenden Förderabgaben sind bis zum 15 . des auf den Versand
folgenden Monats an die Landeskasse abzuführen.

Das Ministerium ist jederzeit berechtigt , die sämtlichen
vorhandenen Bücher der O .E .G . einzusehen und im Streit¬
fälle den Betrag der geschuldeten Abgaben durch vom Mini¬
sterium zu ernennende Sachverständige unter Ausschluß des
Rechtsweges feststellen zu lassen.

Rückständige Förderabgaben einschließlich der Feldes¬
abgabe werden im Verwältungszwangsversahren eingezogen.

8 14.
Alle durch das Bergwerksunternehmen nebst den damit

im Zusammenhang stehenden Anlagen oder durch den Zu¬
zug von Beamten und Arbeitern des Unternehmens dem
Staate , den Amtsverbänden oder einer politischen oder kirch¬
lichen Gemeinde oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Genossen¬
schaft erwachsenden Mehrkosten hat die O .E .G . zu tragen und
zu erstatten . Unter diese Mehrkosten fallen insbesondere die
erhöhten Ausgaben für polizeiliche Maßnahmen , Schulen,
soziale Fürsorge , Wegebauten usw . Die Festsetzung dieser
Mehrausgaben erfolgt ünter Ausschluß des Rechtsweges im
Verwaltungswege durch das Ministerium des Innern ; ihre
Einziehung erfolgt gegebenenfalls im Verwaltungszwangs¬
verfahren.

§ 15.
Werden bei dein Bergbail Kunstgegenstände , Altertümer,

Schätze oder Gegenstände von naturgeschichtlicher Bedeutung
gefunden , so sind sie dem Staatsministerium unentgeltlich zu
überlassen.

§16.
Wenn die O .E .G . oder ihre Rechtsnachfolger im Laufe

ihrer Tätigkeit in den verliehenen Feldern Stoffe oder Mine¬
ralien , die vom Verfügungsrechte des Grundeigentümers
ausgeschlossen und im § 1 dieser Verleihungsurkunde nicht
erwähnt sind , ausfinden sollten , ist hiervon unverzüglich dem
Staatsministerium Mitteilung zu machen . In diesem Falle
hat die O .E .G . das Vorrecht der Verleihung zur Gewinnung
dieser Mineralien , falls der Staat sie nicht selbst ausbeuten
oder von der Verleihung absehen 'will . Einem anderen Unter¬
nehmer wird das Staatsministerium die Gewinnung nur
überlassen , nachdem die O .E .G . oder ihre Rechtsnachfolger
es abgelehnt haben , das Angebot dieses Unternehmers unter
denselben Bedingungen anzunehmen.

Wenn die Ausbeutung weder durch die O .E .G . oder ihre
Rechtsnachfolger noch durch den Staat , sondern durch eineu
anderen Unternehmer erfolgt , so wird das Staatsministerium
diesem in der Verleihungsurkunde die Verpflichtung auf¬
erlegen , der O .E .G . oder ihrem Rechtsnachfolger die für die
Bohrung bislang entstandenen Unkosten einschließlich der
Amortisierung des für die Bohrung verwandten Bohrparks
mit 20 des Gestehungswertes und unter Vergütung von
5/L jährlichen Zinsen fiir sämtliche Auslagen zu ersetzen.

§ 17.
Dem Staate bleibt das Recht Vorbehalten , sich an dein

Unternehmen zu beteiligen . Das Recht erlischt , wenn es nicht
innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren , nachdem die
O .E .G . oder deren Rechtsnachfolger mit der Förderung bc-



gönnen und dem Staatsministeriuin hierüber schriftlich An¬
zeige gemacht haben , ausgeübt wird.

Zwecks Ausübung des Rechts ist, wenn der Unternehmer
eine Aktiengesellschaft ist, das Grundkapital der Gesellschaft
auf Antrag des Staates durch Ausgabe neuer Aktien um
10 ^ zu erhöhen , und die neuen Aktien sind dem Staat gegen
Zahlung eines Kurswertes von 106 ^ zur Verfügung zu
stellen . Die Kapitalerhöhung und die Überlassung der neuen
Aktien an den Staat sind unverzüglich , spätestens aber inner¬
halb vier Monaten nach Eintreffen des schriftlichen Antrages
des Staates bei der Gesellschaft durchzuführen.

Ist der Unternehmer keine Aktiengesellschaft, so hat er
dem Staat binnen drei Monaten nach ergangener Aufforde¬
rung den zehnten Teil der bis zu dem gewählten Zeitpunkt
ausgegebenen Anteile , Kuxe usw . gegen Entrichtung eines
Kapitalbetrages rechtsverbindlich zur Verfügung zu stellen,
der dem zehnten Teil des bis dahin nachweislich in das Berg¬
werk nebst Zubehör tatsächlich verwendeten Kapitals nebst

Zinsen bis zu vier Jahren , vom Tage der ersten Ver¬
leihung an gerechnet , entspricht.

Kommt der Bergwerksunternehmer den ihm dem Vor¬
stehenden nach obliegenden Verpflichtungen nicht nach , so tritt
die Entziehung des Bergwerkseigentums (Z 22 fs. des Berg¬
gesetzes) ein.

8 18.
Wenn der Bergwerksunternehmer durch höhere Getvalt,

insbesondere durch Feuer oder Wassernot , Krieg , Aufruhr,
Streik usw . an der Ausführung einer oder mehrerer seiner
Verpflichtungen aus dieser Urkunde verhindert sein sollte, so
wird das Staatsministerium , unbeschadet der Zahlung der
in Z 11 vorgesehenen Feldesabgabe , die in dieser Urkunde
festgesetzten Fristen für die Zeitdauer des Bestehens des
Hindernisses und fernere drei Monate verlängern.

8 19.
Soll im Falle des Z 12 oder sonst im Falle des Ein¬

verständnisses beider Parteien ein Schiedsgerichtsverfahren
eingeleitet werden , so setzt sich das Schiedsgericht aus je einem
von jeder Partei gewählten Sachverständigen und einem
vom Präsidenten des oldenburgischen Oberlandesgerichts er¬
nannten Obmann zusammen . Die Entscheidung des Schieds¬
gerichts ist endgültig und bindet beide Parteien.

8 20.
Die durch Ausstellung der Verleihungsurkunde und

durch die erforderlichen Vorverhandlungen entstandenen
Kosten einschließlich sämtlicher Gebühren trägt die O .E .G.
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Anlagen.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

. Dem Landtage läßt die Staatsregierung hierneben den
/ Entwurf eines Nachtrags zum Haushaltsplan des Landes-

/ teils Birkeufeld für das Rechnungsjahr 1927 nebst Begrün-
/ düng mit dem Anträge zugehen:

Der Landtag wolle deni Gesetzentwurf seine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den 19 . April 1929.

Staatsittinisterinm.
v. Fi n .ckh. vr . Millers.

Nachtrag
zum

Haushaltsplan des Landesteils Birkenfeld
für das Rechnungsjahr

1927.

Ab¬

schnitt
Kap. Einnahmen

Für das Rech¬
nungsjahr 1927

gehen hinzu

VIll 1 Anleihen . . . . . 600 000

Begründung.
In den Rechnungsjahren 1924 — 1928 sind verausgabt:

1. Baudarlehen und Arbeitgeberdarlehen rd . 1 448 500
2. Landarbeiterdarlehen . 4 370 „
3. Darlehen zur Ausführung anerkannter

Notstandsarbeiten rd . . . . . . 735 000 „
2 187 870 Ml.

Insgesamt sind an Anleihen ausgenommen
— s. Haushalt für 1929 — . ' . . . . 1334 000 „

bleiben 853 870 lM.

Es rechtfertigt sich, besonders mit Rücksicht darauf , daß
Birkenfeld ganz besetztes Gebiet ist, einen Teil dieser Summe
auf Anleihe zu nehmen , wie dies übrigens auch in den
anderen Landesteilen geschehen ist.
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Anlage 48.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Das Staatsnünisterium legt den Entwurf eines Gesetzes
für den Landesteil Oldenburg , betreffend die Änderung des
Landwirtschaftskammergesetzesvom 22. Juni 1922, mit dem
Anträge vor:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den 24. April 1929.

Staatsministerium.
v. Finckh. vr . Driver.

Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg , be¬
treffend Änderung des Landwirtschaftskammergesetzes

vom 22 . Juni l922.

Einziger Artikel.
Die Ermittlung der Umlage der Landwirtschaftskammer

für das Geschäftsjahr vom 1. April 1929 bis 31. März 1930
hat abweichend von der Vorschrift des Artikels 39 Abs. 3 des
Landwirtschaftskammergesetzesin der Fassung des Artikels 1
des Gesetzes für den Landesteil Oldenburg vom 30. Mai 1928,
betreffend Änderung des Landwirtschaftskammergesetzes —
Old. Ges.Bl . Bd . 45 S . 767 — , nach folgender Bestimmung
zu erfolgen:

„Die Berechnung der Umlage erfolgt nach dem umlage¬
pflichtigen Einkommen, das der Berechnung der Umlage für
das Geschäftsjahr der Landwirtschaftskammer vom 1. April
1928 bis 31. März 1929 zugrunde gelegt worden ist.

War der Umlagepflichtige fiir den nach Absatz1 für die
Umlage maßgebenden Veranlagungszeitraum (Steuerab¬
schnitt) mit einem umlagepflichtigen Bewirtschaftungs- oder
Pachteinkommen zur Einkommensteuer nicht veranlagt oder
hat sein umlagepflichtiges Einkommen infolge Veränderung
der Größe der von ihm genutzten oder verpachteten Fläche in
dem nach Artikel 39 Abs. 3 maßgebenden Steuerabschnitt sich
wesentlich verändert , so hat eine Neuveranlagung des land¬
wirtschaftlichen Betriebs - oder Pachteinkommens zu erfolgen.
Bei dieser Neuveranlagung ist die von dem Umlagepflichtigen
in dem nach Artikel 39 Äbs. 3 maßgebenden Steuerabfchnitt
landwirtschaftlich genutzte oder zur landwirtschaftlichen
Nutzung verpachtete Fläche der Veranlagung zugrunde zu
legen und das Einkommen daraus unter Berücksichtigung der
Veranlagungsergebnifse für den nach Absatz1 für die Umlage
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maßgebenden Veranlagungszeitraum (Steuerabschnitt) nach¬
bargleich einzuschätzen. Besteht eine Umlagepflicht nach Ar¬
tikel 39 Abs. 3 nicht mehr oder ist sie nach Artikel 39 Abs. 6
des Landwirtschaftskammergesetzes in der Fassung des Ar¬
tikels 1 des Gesetzes vom 22. Mai 1926 — Old . Ges.Bl . B . 44
S . 633 — fortgefallen, so bleibt das veranlagte Bewirt-
schaftungs- oder Pachteinkommen von der Heranziehung zur
Umlage frei. Die Neuveranlagung erfolgt durch den Ge¬
meindevorstand. Sie ist dem Umlagepflichtigen mitzuteilen.
Gegen den Veranlagungsbefcheid kann der Umlagepflichtige
binnen einer Frist von zwei Wochen nach Mitteilung Ein¬
spruch bei dem Gemeindevorstand erheben. Gegen die Ent¬
scheidung des Gemeindevorstandes über den Einspruch findet
das Verwaltungsstreitverfahren bei den Verwaltungsgerichteu
statt." _

Begründung.
Der Artikel 39 Abs. 3 des Landwirtschastskammergesetzes

in der Fassung des Gesetzes für den Landesteil Oldenburg vom
30. Mai 1928 , betreffend Änderung des Landwirtschafts¬
kammergesetzes — Old . Ges.Bl . Bd . 48 S . 767 — , be¬
stimmt, daß fiir die Berechnung der Umlage für Umlage¬
pflichtige, die der Einkommensteuerpflicht unterliegen , das Be-
wirtschaftungs- nnd Pachteinkommen nach Abzug der Wer¬
bungskosten maßgebend ist, welches bei der Veranlagung der
Umlagepflichtigen zur Einkommensteuer der Veranlagung zu¬
grunde gelegt ist, nnd zwar

u) wenn die Veranlagung fiir einen Veranlagungszeit-
raum (Steuerabschnitt ) erfolgt ist, welcher in der Zeit
vom 1. April bis 30. September endet, das Ein¬
kommen aus dem Stenerabschnitt , der dem Geschäfts¬
jahr der Landwirtschaftskammer unmittelbar vorher¬
geht;

b) wenn die Veranlagung fiir einen Veranlagungszeit¬
raum erfolgt ist, welcher in der Zeit vom 1. Oktober
bis znm 31. März endet, das Einkommen aus dem
Steuerabschnitt , welcher dein zuletzt abgelaufenen Ge¬
schäftsjahr der Landwirtschaftskammer unmittelbar
vorausgeht.

Da das laufende Geschäftsjahr der Landwirtschafts¬
kammer den Zeitraum vom 1. April 1929 bis 31 März 1930
umfaßt , hat die Berechnung der Landwirtschaftskammer¬
umlage nach der vorstehenden Bestimmung für die unter
Ziffer n) genannten Umlagepflichtigen (Beispiel: selbstwirt¬
schaftende Landwirte im Hauptberuf ) nach dem umlage¬
pflichtigen Einkommen fiir den Steuerabschnitt vom 1. Mai
1927 bis 30. April 1928 und für die unter Ziffer b) ge¬
nannten Umlagepflichtigen (Beispiel : Verpächter ) nach dem
umlagepflichtigen Einkommen fiir den Steuerabfchnitt vom
1. Januar bis 31. Dezember 1927 zu erfolgen.

Die Landwirtschaftskammer hat dem Ministerium be¬
richtet, daß infolge der schweren wirtschaftlichen Lage der
oldenburgischen Landwirtschaft die Mehrzahl der landwirt¬
schaftlichen Betriebe im vorigen Jahre nicht nur kein Ein¬
kommen mehr hatte, sondern znm großen Teile noch mit
einem Fehlbeträge abgeschlossen hat , und das Landessinanz-
amt mitgeteilt hat , daß in vielen Fällen ein Einkommen aus
Landwirtschaft nicht mehr festgestellt worden ist. Die für das
laufende Geschäftsjahr erforderliche Kammerumlage würde
daher auf die wenigen landwirtschaftlichen Betriebe umzu¬
legen sein, die noch zur Einkommensteuer veranlagt worden
sind und diese um so härter treffen müssen, als sich einmal
ihre Zahl gegenüber dem Vorjahre noch verringert hat und
zum anderen der Umlagebedarf der Kammer weiter ge¬
stiegen ist.

Die 57. ordentliche Gesamtsitzung der Oldenburgischen
Landwirtschaftskammer hat in ihrer Sitzung am 27. März
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1929 sich eingehend mit der Frage der Änderung des Um¬
lageverfahrens befaßt. Es wurde sowohl vom Vorstand, von:
wirtschaftspolitischen Ausschuß als auch von der Gesamt¬
sitzung geprüft, ob es nicht möglich sei, die Kammerumlage
auf Grund des Einheitswertes , ähnlich wie dies bereits in
der Provinz Hannover , in der Provinz Schleswig-Holstein
und im Freistaat Mecklenburg-Schwerin geschieht, zu heben.
Da jedoch die Grundstücke mit einem Einheitswert von unter
5000 Ml im Landesteil Oldenburg noch nicht veranlagt
sind, so würde eine doppelte Hebungsart durchzuführen sein:
für die größeren Betriebe , soweit sie veranlagt sind, nach dem
Einheitswert , für die kleineren Betriebe , die nicht veranlagt
sind, und für sonstige Ländereien , z. B . Staatsländereien , die
pfandweise verpachtet sind usw., nach einem anderen Hebungs¬
fuß, entweder nach dem Grundsteuerreinertrag oder, wie in
Schleswig-Holstein, nach einem Pauschalbetrag . Auch dieses
Verfahren würde zu erheblichen Härten führen und vor allen
Dingen sich nicht so schnell durchführen lassen, daß die Land¬
wirtschaftskammer sobald als möglich in den Besitz der Um¬
lage gelangt.

Die 57. ordentliche Gesamtsitzung der Oldenburgischen
Landwirtschaftskammer hat daher beschlossen, beim Ministerium
des Innern zu beantragen , das Ministerium des Innern
wolle noch diesem Landtage eine Vorlage dahingehend machen,
daß für das laufende Geschäftsjahr 1929/30 auf Grund des
Einkommens aus Landwirtschaft im Jahre 1926/27 nochmals
gehoben werden kann.

Der vorliegende Gesetzentwurf entspricht diesem Wunsche
durch die im Absatz 1 getroffene Bestimmung und trifft ferner
entsprechend dem Artikel I Abs. 3 Ziff. 7 des Gesetzes für den
Landesteil Oldenburg vom 7. Juli 1924, betreffend Änderung
des Landwirtschaftskammergesetzes— Old . Ges.Bl . Bd . 43
S . 391 — , eine Vorschrift fiir die Berechnung der Kammer¬
umlage für diejenigen Umlagepflichtigen, die für den nach
Absatz1 für die Umlage maßgebenden Veranlagungszeitraum
(Steuerabschnitt) mit einem umlagepflichtigen Bewirtschaf-
tungs- oder Pachteinkommen zur Einkommensteuer nicht ver¬
anlagt worden sind oder deren umlagepflichtiges Einkommen
sich infolge Veränderung der Größe der von ihnen genutzten
oder verpachteten Fläche in dem Kalenderjahr 1928 wesentlich
verändert hat.
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Anlage 49.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Dem Landtage läßt das Staatsministerium hierneben
/den Entwurf eines Nachtrages zur Urkunde vom 28. Juni

/ 1826 über Verleihung des Bergwerkseigentnms zur Anf-
/ suchung der im letzten Absatz des tz 1 des Berggesetzes vom

^ 3. April 1908 bezeichneten Mineralien aus 4 Feldern im
Amtsbezirk Delmenhorst und im Gebiete der Stadt Del¬
menhorst an die Kaufleute Martin Wencke und Eduard
Mencke in Bremen , jetzt die Bremer Erdöl -Aktiengesellschaft
in Bremen , mit dem Anträge zugehen, auf Grund des Z 4
Abs. 1 des Berggesetzes die dazu erforderliche Zustimmung
zn erteilen.

Die Nachtragsbestimmungen sind unter Zuziehung
des dem Staatsministerium zur Verfügung stehenden preu¬
ßischen Bergrevierbeamten in Hannover und im Einver¬
nehmen mit der Bremer Erdöl -Ä.G . aufgestellt . ,

Die genannte Gesellschaft führt schon seit längerer Zeit
Bohrarbeiten in der Nähe von Heidkrng aus . Sie hat nach
Niederbringung einer Bohrung bis zu einer Tiefe von etwa
650 m, die infolge höherer Gewalt verunglückt ist, bereits
eine zweite Bohrung bis zu 730 m Tiefe niedergebracht.
Nach der letzten geologischenUntersuchung ist auch bei dieser
Bohrung nicht mehr mit der Auffindung von Erdöl zu
rechnen. Die Gesellschaft wird aber diese Bohrung zwecks
Erforschung des tiefer liegenden Untergrundes fortsetzen
in der Erwartung , daß sie auf Kali und vielleicht auch auf
Kohlen oder sonstige Mineralien stößt. Sie hat daher bean¬
tragt , ihr das Recht zur Aufsuchung sämtlicher im H 1 des
Berggesetzes aufgeführten Mineralien zu verleihen , bezüg¬
lich derer es ihr bis jetzt noch nicht verliehen ist. Nur so
glaubt sie ein Tiefergehen mit der angesetzten Bohrung ver¬
antworten zn können. Im Interesse der weiteren Erfor¬
schung unseres Untergrundes und damit auch im volks¬
wirtschaftlichen Interesse glaubt das Staatsministerium
Vorschlägen zu sollen, dem Anträge in der in der Nachtrags¬
urkunde vorgesehenen Form zu entsprechen. Der neue Z 15
regelt die Verleihung des Bergwerkseigentnms zur Ge¬
winnung von Salzen und Solquellen in Anlehnung an
8 13 der Urkunde des verstorbenen Ziegeleibesitzers Kettler
vom 24. Juli 1917 (Verhandlungen der 1. Versammlung
des XXXIII . Landtages 1916/17 , Anlage 50), der 8 15 3.
die Verleihung des Bergwerkseigentums zur Gewinnung
von Kohlen in Anlehnung an tz 15 der Urkunde des Kauf¬
manns Franzius vom 26. April 1920 (Verhandlungen der
1- Versammlung des 1. Landtages des Freistaats Olden¬
burg 1919/20 , Anlage 91), und der § 15 b die Verleihung
des Bergwerkseigentnms zur Gewinnung der im Viert¬
oder fünftletzten Absatz des Z 1 des Berggesetzes aufgezähE
ten Mineralien in Anlehnung an den in diesem Nachtrag
aufgehobenen Z 15 der Urkunde vom 28. Juni 1926 . (Ver¬
handlungen der 2. Versammlung des 4. Landtags des Frei¬
staats Oldenburg 1926 , Anlage 65.)

Ferner hat die Gesellschaft mit Rücksicht auf die Ände¬
rungen und Vervollkommnungen der neuzeitlichen Unter-



suchungsmethoden die Ausdehnung des Ausfnchnngsrechts
auf den Amtsbezirk Elsfleth und den bislang nach nicht
verliehenen Teil des Amtsbezirks Delmenhorst beantragt;
diesem Anträge wird im Interesse der planmäßigen Er¬
forschung der beiden Amtsbezirke zu entsprechen sein.

Oldenburg , den 30. April 1920.

Stantsilliinsteriiuii.
v. Finck h. l >r . W iller s.

Nachtrag zur Urkunde vom 28 . Juni 1926
über Verleihung des Bergwerkseigentums zur Auf¬
suchung der im letzten Absatz des tz 1 des Berggesetzes
vom 3. April 1908 bezeichneten Mineralien auf
4 Feldern im Amtsbezirk Delmenhorst und im Ge¬
biete der Stadt Delmenhorst an die Kaufleute Martin
Wencke und Eduard Wencke in Bremen , jetzt die

Bremer Erdöl -Aktiengesellschaft in Bremen.

I.

Das durch die Urkunde vom 28. Juni 1920 den Kauf-
lcnten Martin und Eduard Wencke in Bremen verliehene
Bergwerkseigentum zur Aufsuchung der im letzten Absatz
des § 1 des Berggesetzes vom 3. April 1908 bezeichneten
Mineralien auf vier Feldern im Amtsbezirk Delmenhorst
und im Gebiete der Stadt Delmenhorst ist auf die Bremer
Erdol -Aktiengesellschaft in Bremen übergegangen . Die ge¬
nannte Urkunde vom 28. Juni 1926 sowie der jetzige Nach¬
trag lauten nunmehr auf die Bremer Erdöl -Aktiengesell¬
schaft in Bremen.

II.

In die Urkunde vom 28. Juni 1926 werden unter
Streichung des bisherigen 15 folgende Paragraphen ein¬
geschaltet:

§15.
Sollte bei den innerhalb von fünf Jahren seit dem

Tage der Ausstellung der Nachtragsnrkunde ausgesnhrten
Tiefbohrnngen eins der im vorletzten Absatz des A 1 des
Berggesetzes bezeichneten Mineralien abbauwürdig vorge¬
funden werden , so ist das Staatsministerium bereit , ans
innerhalb dieser fünf Jahre zu stellenden Antrag der
Bremer Erdöl -Aktiengesellschaft dieser oder einer von ihr
benannten Person oder Gesellschaft das Bergwerkseigentum
zur ausschließlichen Gewinnung dieser Salze oder Quellen
zu verleihen , sofern und soweit gesetzliche Bestimmungen
nicht entgegenstehen.

In diesem Falle finden die 9, 10, 12, 13 und 11
entsprechende Anwendung mit der Maßgabe , daß die Fet-
desabgabe (H 10) ans Kalisalze erst vom Tage des Fortfalls
des reichsgesetzlichenSchachtabteufungsverbots an zu zah¬
len ist. Sobald der Niederbringung eines Schachtes zur
Gewinnung , von Kalisalzen reichsgesetzliche Bestimmungen
nicht mehr entgegenstehen, ist die Gesellschaft verpflichtet,
bei Verlust des ihr zur Aufsuchung und Gewinnung dieser
Salze verliehenen Bergwerkseigentums (tz 22 fs. des Berg¬
gesetzes) mit den fachmännischen Bohr -, Aufschluß- und Ge-
winnnngsarbeiten innerhalb Jahresfrist nach Fortfall des
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Verbots zu beginnen und sie ununterbrochen fortzuführen,
soweit nicht höhere Gewalt , Streik oder Aussperrungen dem
entgegenstehen.

Der von dem Unternehmer alsdann zu zahlende För¬
derzins beträgt:

n) für je 100 kp' kaufmännisch verwertbaren Kali¬
salzes bis zu 20 Kaligehalt (UM ) 0,04 M/;
für Kalisalz über 20 7L Kaligehalt (UM ) 0,08 .7?)/;

b) fiir je 100 k<r kaufmännisch verwertbaren Stein¬
salzes . 0,02

^Sollte eine Ausnutzung von Solquellen zur Salz¬
gewinnung oder zu Kurzwecken stattsinden , so bleibt eine
besondere Regelung , auch über die zu leistende Abgabe Vor¬
behalten . Kommt eine solche Regelung nicht innerhalb drei
Jahren nach Fündigwerden zustande, so ist das Staats-
ministerinm befugt, der Gesellschaft das Gewinnungsrecht
auf Solquellen zu entziehen (M 22 ff. des Berggesetzes) .

8 1»n.
Wird der Bergwerksunternehmer innerhalb von fünf

Jahren seit dem Tage der Ausstellung der Nachtrags-
urknnde auf eins oder mehrere der in: drittletzten Absatz
des tz 1 des Berggesetzes bezeichneten Mineralien abbau¬
würdig fündig , so finden die Vorschriften der Verleihungs¬
urkunde vom 28 . Juni 1926 nebst Nachtrag sinngemäße
Anwendung . An Förderzins sind 3 A des erzielten Ver¬
kaufspreises zu entrichten , sofern dieser den jeweiligen
Marktpreis mindestens erreicht ; andernfalls ist der letztere
maßgebend. Umsatzsteuer und Kohlensteuer werden bei Er¬
rechnung des Förderzinses abgesetzt. Soweit das Stein¬
kohlensyndikat Preise vorschreibt, sind diese Preise abzüglich
Umsatz- und Kohlensteiler maßgebend. Die Abgabe an eine
eigene Kokerei oder Brikettfabrik oder an sonstige Betriebe,
die nicht zum eigentlichen Bergwerksbetriebe gehören, gilt
als Verkauf.

K 15 b.
Sollten innerhalb der fünfjährigen Frist eins oder

mehrere der im viert - und fünftletzten Absatz des tz 1 des
Berggesetzes aufgezählten Mineralien abbauwürdig vorge¬
funden werden , so hat die Bremer Erdöl -Aktiengesellschaft
oder die von ihr benannte Person oder Gesellschaft das Vor¬
recht der Verleihung zur Gewinnung dieser Mineralien . Die
einzelneil Bedingungen der Verleihung , insbesondere die
Höhe des Förderzinses lind einer etwa zu leistenden Sicher¬
heit bleiben der späteren Vereinbarung Vorbehalten. Kommt
eine solche nicht innerhalb einer Frist von drei Jahren
nach dem Fündigwerdcn zustande, so erlischt das Vorrecht
der Gesellschaft.

III.
Das von der Urkunde vom 28. Juni 1926 und der

Nachtragsnrknnde umfaßte Bergwerkseigentum wird auch
fiir den Amtsbezirk Elsfleth verliehen . Das Recht zur Auf¬
suchung der Mineralien erstreckt sich aus diesen ganzen
Amtsbezirk. Die Felder (vier Felder in jedem Amtsbezirk),
für welche die Gesellschaft das Gewinnnngsrecht begehrt,
sind von ihr selbst zu wählen und zu umgrenzen.

Das Anfsnchnngsrecht wird ferner ans den ganzeil
Amtsbezirk Delmenhorst und das Gebiet der Stadt Del¬
menhorst ausgedehnt , soweit diese noch nicht von der Ur¬
kunde vom 28. Jlini 1926 umfaßt sind.
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5. Landtag
dcs Freistaats Oldenburg.

Z. Versammlung.
1SSS . -

Anlage 50.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Das Staatsministerium legt hierneben zu den Hans-
/ Haltsplänen der Zentralkasse und der drei Landesteile für

/ das Rechnungsjahr 1929 die Übersichten über den Bedarf
/ an Stellen für planmäßige und nicht planmäßige Beamte

^ mit dem Anträge vor:
Der Landtag wolle die Übersichten genehmigen.

Oldenburg , den 2. Mai 1929.

Staatsministerium,
v. F i n ckh. - Or . Wi Ilers.
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Übersicht
über den Bedarf an Stellen für 1. planmäßige Beamte, 2. nicht planmäßige Beamte
nach dem Haushalt der Zentralkasse des Freistaats Oldenburg für das Rechnungsjahr 1929.

K Änderungen gegen die Übersicht für das Rechnungsjahr 1928 sind, soweit sie nicht lediglich auf Änderungen von
Stellenbezeichnungen(Spalte 2) beruhen, in Spalte 11 erläutert.)

Mi- Gruppe

der
Vesoldungs-
ordmlng

Bezeichnung
der

Stellen

Zahl der Stellen für
planmäßige

Beamte
nicht planmäßige

Beamte

Bisher
be¬

willigt

Von jMir 1929
den sind zu ^

Stellen bewilli-

ln - gen gc-
Svalte mehr .. ^
»sind ! oder b->mt
besetzt weniger

Bisher
be¬

willigt

Von
den

Stellen
in

Spalte
7 sind
beseht

Für 1929
sind zu
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

Jns-

ge.

samt

Bemerkungen

3. ! 5. 7 . 8. 9. ibü 11.

3a

1 4b

4b

2g

Kap. 1 Tit. 1.
Landtag.

Bürodirektor . . .

Kap. 3 Tit . 1.
Gesandtschaft in Berlin.

Regierungsobersekretär. .

Legationsrat

Reichsratsbevollmächtigter.

Kap. 4 Tit . 1.
Obervcrwaltlmgsgericht.

Kanzlist.

Regiernngsoberinspektor

Oberverwaltungsgerichtsrat

1 1

Oberverwaltungsgerichtspräsident

^ »Scn. g. Landtag des Freistaats Oldenburg . 3. Versammlung.

— 1

1 j

1

Der am 30. September 1027
im Amte gewesene Beamte
erhält für seine Person eine
ruhegehaltsfähige Anlage von
800 .Ml.

Erhält eine nicht ruhegehalts¬
fähige Zulage von 800 Mi
jährlich für die Dauer der
Beschäftigung bei der Ge-
sandtschaft.

Erhält eine nicht ruhegehalts¬
fähige Zulage von 1200 Mi
jährlich für die Dauer der
Beschäftigung bei der Ge¬
sandtschaft.

Ter am 30. September 1027
im Amte gewesene Beamte
(Kanzleisekretär) erhält für
seine Person eine ruhe¬
gehaltsfähige Zulage von
100 Mi jährlich.

Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 800 Mi jährlich.

Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 1200 iM jähr¬
lich. Der am 30. September
1927 im Amte gewesene
Beamte mit den Bezügen
der alten Besoldungsgruppe
-4 XIII erhält für seine Per¬
son die Bezüge der Besol¬
dungsgruppe X 1.
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Zahl der Stellen für
Ab lei- Gruppe Planmäßige nicht planmäßige
lung Bezeichnung Beamte Beamte

der der Von Mr 1929 Von Für l92S Bemerkungen
Bcsoldnnqs- Stellen Bisher

den sind zn
Ins- Bisher

den sind zn
INS-Stellen bewtlli- Stellen bewilli-

ordnung be- in gen ge- be- in gen ge-

willigt Spalte
3 sind

mehr
oder samt willigt

Spalte
7 sind

mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

1. 2. 3 4- S. 6. 7. 8. 9. 10. 11 . —

Kap. 5 Tit. 1.
Oberversicherungsamt.

b Regierungsobersekretär. . . . l t — i — — — —
Erhält eine ruhegehaltssähM

Zulage von 600M Mich,
4 b Regierungsoberinspektor. . . i 1 1 — — - .

2n Direktor. i 1 i — Erhält eine ruhegehaltssähM
Zulage von 1200M jährlich,

Kap. 6 Tit. 1.
Versorgungsgericht.

8 Regierungsassistent. i 1 1 — — —

Kap. 7 Tit. 1.
Landesarchiv.

4b Regierungsoberinspektor. . . i 1 — 1 — — — — Erhält eine ruhegehaltssälM
Zulage von 600M jährlich.

2n Landesarchivrat. i 1 — 1 -t- — — — Erhält eine ruhegehaltsfähig!
Zulage von 1200M jährlich

Kap. 8 Tit. 1 und 2.
Statistisches Landesamt.

9 Kanzlist. — — — — 1 i — 1
6 Regierungssekretär. i 1 — 1 — — — —
4b Regierungsobersekretäre. . . 4 4 — 4 — — — —
4b Regierungsoberinspektor. . . 1 1 1 Erhält eine ruhegehaltsfähige

Zulage von 600M jährlich
2n Oberregiernngsrat. 1 1 — 1 — — — — Erhält eirre rnhegehaltsfähif

Zulage von 600M lahrlich
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Übersicht
über den Bedarf an Stellen für 1. planmäßige Beamte, 2. nicht planmäßige Beamte

nach dein Haushalt des Landesteils Oldenburg für das Rechnungsjahr 1929.
(Die Änderungen gegen die Übersicht für das Rechnungsjahr 1928 sind, soweit sie nicht lediglich auf Änderungen von

Stellenbezcichnungen(Spalte 2) beruhen, in Spalte 11 erläutert.)

Zahl der Stellen für
Mi- Aruppe Planmäßige nicht planmäßige
>»»g Bezeichnung Beamte Beamte

der der Von Fiir 1929 Bon Fiir 1929 BemerkungenBeioldunas-
Stellen Bisher

den sind zu
Ins- Bisher

den sind zu
Ins-Stellen bewilli- Stellen bewilli-oronunq be- in gen ge- be- in gen ge-

wiUgt
Spalte
3 sind

mehr
oder samt willigt

Spalte
7 sind

mehr
oder samt

! besetzt weniger besetzt weniger

1. 2. 3 4. 5. 6. 7. 8. 9. IO. 11.

!

Kap. I 1 Tit. 1 und 2.
Staatsministerium.

10b Hausmeister. i i — i — — — —
10a Ministerialamtsgehilfen . . . 4 4 — 4 — — — — Zwei Beamte erhalte» je eine

ruhegehaltsfähige Zulage
von 200 jährlich.

9 Kanzlisten. 3 3 — 3 — — -— — Zwei am 30. September 1927
im Amte gewesene Beamte
(Kanzleisekrctärc) erhalten
für ihre Person je eine ruhe-
gehaltsfähige Zulage von
100 Mk jährlich.

8 Regierungsassistent. . . . - 1 1 — 1 — — — -
8 Registraturassistenten. . . . 4 4 -i 3 — — — - Die abgcjchtc Stelle ist nach

Kap. 112 Tit. 1 (Rcgicrungs-
assistentcn) übertragen.

8 Kassenassistent. _ — 1 1 — - 1
6 Kassensekretäre. 3 3 — 3 — — — —
0 Registratoren. 4 4 — 4 — — — —
6 Berwaltungssekretäre. . . . 3 3 — 3 — — — —
6 Regierungssekretär.

Ministerialkassensekretär. . .
1 1 — 1 — >— — —

5 I 1 — 1 — — —
5 Ministerialregistrator. . . . 1 1 — I — — — --
5 Ministerialkanzleisekrctär. . . 1 1 — 1 — — — - —

Die abgesehte planmäßige
Stelle ist nach Kap. II 1

4b

4b

Regierungsobersekretäre. . .

Kassenobersekretäre.

9 9 —i 8 1 1 -i- i 2
Tit. 1 der Übersicht für den
Landcsteil Birkenfeld über-
tragen. Die zugesehte nicht
Planmäßige Stelle ist von
Kap. II 5 Tit. 2 hierher
übertragen. Das Dicnstcin-
kommen eines planmäßigen
Beamten und eines nicht
Planmäßigen Beamte» wird
z. Zt. vom Reich erstattet.

2 2 — 2 2 2 — 2
4b Regierungsbauobersekretäre. . 4 4 4 Bon dem Ticnsteinkommen

eines Beamten wird z. Zt.
ein Drittel vom Reich er-
stattet.

4b Kasseninspektor. 1 1 1

1*
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Abtei¬
lung Gruppe

der

Vesoldnngs-
ordnung

Bezeichnung
der

Stellen

Zahl der Stellen für
planmäßige

Beamte

Bisher
be¬

willigt

Von
den

Stellen
in

Spalte
3 sind
besetzt

4.

Mir 1929
sind zu
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

Ins¬
ge¬

samt

5. '

nicht planmäßige
Beamte

Bisher
be¬

willigt

Bon
den

Stellen
in

Spalte
7 sind
besetzt

Für 1929
sind zu
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

8. 9.

JnS-
ge-
samt

10.

Bemerkungen

ii.

4b

4 b

4b

4b

3 a
3 a
2 a

2 a
2 a

L 5
der Reichs-
bejoldungS-
ordmlng

4 b
4b

Hauptkassenrendant. .

Ministerialinspektoren.

Ministerialoberinspektoren

Ministerialbauoberinspcktor

Ministerialamtmänner. .
Ministerialbürodirektor. .
Regiernngsräte . . . .

Ministerialrechnnngsdirektliren
Ministerialräte.

Ministerialräte.

Staatsininister

Kap. Il 2 Tit. 1 und 2.
Polizeidirektion.

Regierungsassistenten. .

Regiernngsobersekretäre.
Regierungsoberinspektor

Kap. II 3 Tit. 1.
Gendarmerie.

Gcndarineriekoniinissare 75

3 3

1 ^ 1

72

-bl

-33 42

— ! 1

Der am 30. SeptemberW
im Amte gewesene Be«
erhält für seine Person«
rnhegehaltsfähigeZulag,
200 Mt jährlich.

Die am 30. SeptemberW
im Amte gewesenenB
teil erhalten für ihre Peis»
je eine rnhegehaltsM
Zulage von 200M jähH.

Erhalten je eine ruhegeW
fähige Zulage vonM A
jährlich. Bon dem Di
einkommen eines Beainiii
werden z. Zt. drei Meck
vom Reich erstattet.

Erhält eine ruhegehaltsM
Zulage von 700M jiihrlH

Eine Stelle ist z. Zt. M
inuß aber wiederW
lverdcn.

Erhalten je eine r ,
fähige Zulage von lM A
jährlich.

Von dem Diensteinkomw
zweier Beamten wirdzK
je ein Drittel vom Reichn
stattet.

Die zngesetzte plam»A
Stelle ist von ÄaP.H^
hierher übertragen.

Erhält eine,ruh,
Zulage von M M

vu. den abaesetzten 2tklin
sind dreißig Stelle» A

Von
sind
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Abtei¬
lungGruppe

der

Besoldungs-
ordnung

Bezeichnung
der

Stellen

Zahl der Stellen für
planmäßige

Beamte

Bisher
be¬

willigt

Von
de»

Stellen
in

Spalte
3 sind
besetzt

Für192S
sind zu
bewilli¬

ge»
mehr
oder

weniger

Ins¬
ge¬
samt

4. S.

nicht planmäßige
Beamte

Bisher
be¬

willigt

Von
den

Stellen
in

Spalte
7 sind
besetzt

Fiir 1929
sind zu
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

9.

Ins¬
ge¬
samt

10.

Bemerkungen

ii.

4b

Gendarmeriekoimnissare 44 4i

Kassensekretär

Gendarmerieoberkomnnssare

Gcudarmerieiuspektoreu

13 II

^30
— I

73

-fil I

12

Wegen der zngcsetzten Stellen
vergl . Satz 1 der vorstehen¬
den Bemerkung. Die abgc-
sctzte planmäßige Stelle ist
in eine Kassensekretärstelle
nmzuwandcln.

Wegen der zugesetzten Stelle
vergl . Satz 2 der vorstehen¬
den Bemerkung.

Zwei Stellen sind z. Zt . srci,
von denen eine Stelle wieder
besetzt werden muß . Die
andere Stelle kann weg--
fallen.

Eine Stelle ist frei und kann
Wegfällen.

4 3b

Kap. II 4 Tit. 1.
Ordnungspolizei.

Oberlehrer. Der am 30. September 1927
im Amte gewesene Beamte
mit den Bezügen der alten
Besoldungsgruppe er¬
hält für seine Person eine
ruhegehaltsfähige Zulage von
400 Mt jährlich.

4

Kap. II5 Tit . 1 und 2.
Ämter.

10b Hausmeister.
10b Anitsoberivachtiueister. . .

!

Kanzlisten . . . .
4b Regierungsobersekretäre

3
22

3
20

I Ib

!
!!

^1
! 3
>23

3
12

3
12

!
l

- 1

Zwei Stellen sind z. Zt . frei,
von denen eine Stelle wieder
besctzt werden muß . Die
andere Stelle kann weg¬
fallen.

Bier Beamte mit Gefängnis-
dienst erhalten je eine ruhe¬
gehaltsfähige Zulage bis zu
200 jährlich.

Drei am 1. Juni 1904 üder
früher planmäßig angestellte
Beamte erhalten fiir ihre
Person je eine ruhegehalts¬
fähige Zulage von 200 IM
jährlich.

3
11  Die zngesetzte planmäßige

Stelle ist von Kap. VH 2
Tit . In hierher übertragen.
Die abgesetzte nicht plan¬
mäßige Stelle ist nach Kap.
II Tit . 2 übertragen . Zwei
planmäßige Stellen sind z.
Zt . frei, müssen aber wieder
besetzt werden.
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Zahl der Stellen für
Abtei¬
lung Gmppe Planmäßige nicht planmäßige

Bezeichnung Beamte Beamte
der der Ami Für 1923 Von Fiir 1929 Bemerkungen

Besoldung---
Stelle» Bisher

den sind zu
Ins- Bisher

den sind zu
Ins-Stellen bewilli- Stellen bewilli-

vroming bc- in geil gc- be- in gen ge-

>Migt Spalte
3 sind

mehr
oder sann willigt Spalte

7 sind
mehr
oder samt

besetzt weniger beseht weniger!
!

1. 2, 3. 4. >5. 6. 7. 8. 9. tv. 11. "

4 k Regierungsinspektoren . . . . 10 l0 10

Erhalten je eine ruhegelM
fähige Zulage von M Z'

4 b Regierungsoberinspektoren . . . 3 3 — 3 — — — —

jährlich.

2 -, Regierungsräte. 3 2 3 I _ l Eiue planmäßige Stelle >,»d
die nicht Planmäßige Stell!
siitd z. Zt . frei , müssen abn
wieder besetzt werden.

2u Amtshauptmänner.
Amtshauptmänner in gehobenen

9 9 — 9 — — — —

2u
Stellen. 3 3 — 3 _ — — — Erhalten je eiue ruhcgchelis-

fähige Zulage don M A
jährlich.

Kap . II 7 Tit . ,1.
Siedlungsamt.

4K Ökonomieobersekretäre . . . . 2 2 — 2 — — — —

4k Fischereioberinspektor . . . . 1 1 — 1 — — — — Erhält eiue ruhegehaltssäW
Zulage von !M M jäh»
lich. Der am 30. Septcmbii
1927 im Amte gewesene Bl-
amte mit den Bezüge» da
alte » Besoldungsgruppe IX
erhält als „Fischercidircltch
für seine Person die BeziP
der Besoldungsgruppe

3u Ministerialamtmann . . . . 1 I — l — — — —

2K Landeskulturrat. 1 1 — 1 — — — —

2u Landesökonomieräte . 3 3 3

Kap . II 0 Tit . 1.
Veterinärwesen.

2u Laudesveterinärrat . 1 l 1 Erhält eine ruhcgchaltss-W
Zulage von 1200 M
lich. '

>

Kap . I111 Tit . 1.

-

Weg- und Wasserbauämter.
0 Kanzlist . 1 1 l Ter am 3». September W

im Amte gewesene
Mauzlcisekrctar ) erhol >»
feine Person emc r«
haltsfähige Zulage w»
Mt jährlich.

8 Registraturassistent . 1 1 — I — — — —
Die Stelle ist S-

aber wieder besetzt we M
8 Schiffsführer . 1 1
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Mei¬
lingGruppe

der

Vksoldimgi-
oidnuiig

6
5
4b
4b

4b
4b

1 2n

1 4b
4b

1 8
8

Bezeichnung

Zahl der

Planmäßige
Beamte

stellen für

nicht planmäßige
Beamte

der

Stellen Bisher
be¬

willigt

Von
den

Stellen
in

Spalte
3 sind
besetzt

Für 1929
sind zu
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

Ins.
ge¬
samt

^ Von
, ! denBisher>Stellen

bc- ! in
willigt

besetzt

Für WM
sind zu
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

Ins¬
ge¬
samt

2. 3. 4. 6. 8. 9. 10.

Registrator. 1 l i
Wegemeister. 8 8 — 8 — — — --

Regierungsbauobersekretäre . . 5> - k> — — — —

Regierungsvbersekretär . . ' . . I I l

Bauführer . . . . . . . 2 2
Regierungsbauoberiuspektor . . i l l

Regierungsbauräte. 7 7 — 7 — —

Kap . I114 Tit . 1.
Landesmuseum.

Museumsdirektor. i 1 l

Kap . I117 Tit . 1.
Eichwesen.

Eichmeister . . . . . . . 3 3 3

Kanalbauamt.

Bauführer. 1 l _ I — _-

Regierungsbauinspektor . . . 1 1 1

Baggereibetrieb ans der Weser.

Schiffs- und Baggersührer. . 2 2 — 2 — — — —

Schiffsmaschinist. 1 1 1

Bemerkungen

Ter Beamte bezieht sein
Tienstcinkommcn aus der
Reichskasse. Die Stelle fällt
weg, sobald der Inhaber
endgültig vom Reich über-
nommcn wird.

Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 500 ÄR jähr¬
lich.

Der Beamte bezieht sein
Tiensteinkommcn aus der
Reichskasse. Die Stelle fällt
weg, sobald der Inhaber
endgültig vom Reich über¬
nommen wird.

Ein Beamter bezieht sein
Dienstcinkommenans der
Reichskasse. Die Stelle fällt
weg, sobald der Inhaber
endgültig vom Reich über-
nommen wird.

Bon dcnr Diensteinkommeneines weiteren Beamten
wird ein Fünftel vom Reich
erstattet.

Die Beamten beziehen ihr
Diensteinkommenans der
Reichskasse. Die Stellen
fallen weg, sobald die In-
Haber endgültig vom Reich
übernommen werden.

Die Beamten beziehen ihr
Diensteinkommenaus der
Reichskasse. Die Stellen
fallen weg, sobald die In¬
haber endgültig vom Reich
übernommen werden.
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Zahl der Stellen für

Abtei-
Gruppe planmäßige nicht planmäßige

lung Bezeichnung Beamte Beamte
der der Von Für 1929 Bon Fiir 1929 Bemerkungen

Besoldnnas-
Stellen Bisher

den sind zn
Ins- Bisher

den sind zn
JnS-Stellen bewillt- Stellen bewillt-

ordnung be- in gen ge- be- in gen ge-

Wim»« Spalte
3 sind

mehr
oder samt willigt

Spalte
7 sind

mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

1. 3. 4. 2. 6. 7. 8. 9. 10. 11. ^

Weserlotsengesellschaft.
V 41»

8

Lotsenkommandeur.

Unterhaltung der Hunte unter¬
halb Oldenburg.

Schiffs- und Baggerführer . . .

1 1

2

i Erhält eine ruhcgehaltssähi«
Zulage vou 500M jährlich,

Der Beamte bezieht sch»
Diensteinkommcn aus da
Reichskasse. Die Stelle sällt
weg, sobald der Inhaber
endgültig vom Reich über,
»ommen wird.

Die Beamten beziehen ihl
Diensteinkommcn ans der
Reichskasse. Die Stellt»2 — 2 — — — -

8 Schiffsmaschinisten. 2 2 2 fallen weg, sobald die J«>
Haber endgültig vom Reich

- übernommen werden.

Kap. IV 1 Tit . 1.
Wasserschout und Seeamt.

6 Regierungssekretär. 1 i — 1 — — — —

Ter am 30. September M
im Amte gewesene Beamte

8K Wasserschout. 1 i — 1 —

mit den Bezügen der alte»
Besoldungsgruppe LX er¬
hält für seine Person eine
ruhegehaltsfähige Z»lW

. von 400 5M jährlich,

Kap. IV 2 Tit . 1.
Seefahrtschnle in Elsfleth.

10b Hausmeister. 1 i — 1 — — — -

Eine Stelle ist z, Zt. frei, M
aber wieder besetzt werden.8 b Seefahrtoberlehrer. 2 — 2 — — — —

8K Seefahrtoberlehrer. I i — 1 — — — — Der am 30. September M>
im Amte gewesene Bcamie
mit den Bezügen der am
Besoldungsgruppe ilX
hält für seine Person eme,
ruhegehaltsfähigeZulage»">>
400 Ml jährlich.

2 a Studienräte. 3 3 _ 3 — _ _ —

2 u Studiendirektor . 1 1 1 Erhält eine ruhegehaltsfähM
Zutage von 600M jährlich-

Kap. IV 3 Tit . 1.
Hafenanstalten.

10 a Schleusenverwalter . 5 5 — 5 — _ _ —

8 Schleusenassistent. 1 1 — 1 — — — —
Eine Stelle ist z. A-

aber gegebenenfalls4b Hafeninspektoren. 2 1 — 2 — — - —

besetzt werden.

4 b Regierungsbauoberinspektor . 1 1 — 1 —
!

— Erhält eine ruhegehaltsM »
Zulage von 500M ^ W
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Zahl der Stellen für
Abtei- Gruppe planmäßige nicht planmäßige
lang Bezeichnung Beamte Beamte

der der Von Für 192g Von Für 1929 Bemerkungen
Besoldungs- Stellen Bisher

den
Stellen

sind zu
bewllll- In ?- Bisher

den
Stellen

sind zu
bcwillt- Ins-

ordnung be- in gen ge- be- ln gen gc-
willigt Spalte

3 sind
mehr
oder samt willigt Spalte

7 sind
mehr
oder samt

besetzt weniger beseht weniger

1. 2. 2. . 4. 5. K. 7. 8. ! 2- 10. 11.

Kap . V 1 Tit . 1.
Gewerbeamt.

4 8 Registraturassistent. i i — i — ' — — —
4b Regierungsobersekretär . . . i i — i — — — —
4b Regierungsbauobersekretär . . i i — i — — — —
4b Regierungsbauinspektor . . . i 1 — i — — — —
2b Gewerbeamtsrat. i 1 — i — — — —
2n Landesgewerberat. i i — i — — — — Erhält eine ruhegehaltsfähige

Zulage von 1200 Mt jähr-

!
lich.

Früheres Landesarbeitsamt.
I

4 4b Ministerialoberinspektor . . . i 1 —i Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 700 Mt jährlich.

Die abgesetzte Stelle kann Weg¬
fällen, da der Beamte vom
Reich übernommen ist.

Kap . V 3 Tit . 1.
Medizinalwesen.

4 23 Laudesmedizinalrat. i i. — i — — — — Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 1200 Mt jähr¬
lich.

Kap . V 4 Tit . 1.
Hebammenlehranstalt in

Oldenburg.
4 4b Oberin . . . i i i

Kap . V 5 Tit . 1 und 2.
Heil- und Pflegeanstalt in Wehnen.

L 11 Anstaltspflegerinnen . . . . 5 5 — 5 4 4 — 4
11 Anstaltspförtner. 1 — 1 — — — — Die Stelle ist z. Zt . frei, muss

aber wieder besetzt werden.
10b Anstaltspfleger. 12 12 — 12 2 2 — 2
10b Weibliche Aussichtsbeamte . . . 6 6 — 6 — — — —
9 Stationspfleger. 5 5 — 5 — — — —
9 Maschinenmeister. 1 1 — 1 — — — —
8 Registraturassistent. 1 1 — , 1 — — — —
6 Registrator. 1 1 — ! 1 — — — —
6 Okonomieverwalter. 1 1 , — 1 — — — — '
6

Oberpflegerin. 1 1 > — 1 — — — !—
Der am 30. September 1927

im Amte gewesene Beamte
6

Oberpfleger. 1 - l ! — 1 - !

!
mit den Bezügen der alten
Besoldungsgruppe4 VII er¬
hält für seine Person die
Bezüge der Besoldungs-

! !
gruppe 4.6.

Anlagen. 5. Landtag des Freistaats Oldenburg. 3. Versammlung.
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Abtei¬
lung Gruppe

der

Besoldungs¬
ordnung

Bezeichnung
der

Stellen

Zahl der Stellen für

planmäßige
Beamte

Bisher
be¬

willig!

Von
den

Stellen
in

Spalte
3 sind
besetzt

Für1929
sind zn
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

Ins¬
ge¬

samt

nicht planmäßige
Beamte

Bisher
be¬

willigt

Von
den

stellen
in

Spalte
7 sind
besetzt

Für 1929
sind zu
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

Ins¬
ge¬
samt

Bemerkungen

4. S. w. 11.

4b

4b
2 a

Anstaltsrendant

Inspektor

4b

Obermedizinalrat als Direktor
der Heil- und Pflegeanstalt . .

Kap . V 8 Tit . 1.
Hanptfürsorgestelle.

Regierungsinspektor

-1 Die Stelle ist frei und kam
Wegfällen.

Erhält eine ruhegehaltsfähig!
Zulage von 1200M jähr-
lich.

Kap . V 11 Tit . 1.
Berufsschulwesen.

2a Gewerbeoberschulrat . . 1 Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 1200M jähr¬
lich.

Kap . VI 1 Tit . 1.
Oberlandesgericht.

10b Justizoberwachtmeister .

4b
3 a
2a

Justizobersekretär . .
Justizamtmann . . .
Oberlandesgerichtsräte .

1
1
3

1

2

Oberlandesgerichtsrat als Stell¬
vertreter des Oberlandesge-
richtspräfidenten I

Oberlandesgerichtspräsident . . 1

Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 200M jährlich.

Erhalten je eine ruhegehalts¬
fähige Zulage von 12VVM
jährlich.

10b

10b

Kap . VI 2 Tit . 1 und 2.
Landgericht.

Justizwachtmeister . . .

Justizoberwachtmeister

Justizassistenten . . . .

-bl

-1

- - , 2

Die zugesehte Stelle istm
Kap. VI3 Tit. 1 h'«h»
übertragen.

Erhält eine ruhegehattMc
Zulage von 200« mH« -

T>L abqesehte Stelle istn§
Kap. VI3 Tit. 1 übertragen.

Eine nicht planmäßige
ist z. Zt. frei, muß
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Zahl der Stellen für
Abtei- Gruppe planmäßige nicht planmäßige
lung Bezeichnung Beamte Beamte

der der Von Fllr 1929 Von Fiir 1929 Bemerkungen
Besoldimgs- Stellen Bisher

den
Stellen

sind zu
bewillt- Ins- Bisher

den
Stelle»

sind zn
bewillt- Ins-

ordnung be- in »eil ge- be- in gen ge-
w>lligt Spalte

3 sind
mehr
oder sonn willigt Spalte

7 sind
mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

1. 3. 4- S. e. 8. 9. 10. 11.'

6 Justizsekretär .
Justizobersekretäre.

i 1 1
4b 3 3 -2 1 — — — — Je eine der beiden abgesetzten

Stellen ist nach Kap . VI4
Tit . 1 der Übersicht für den
Landcsteil Oldenburg und
Kap . V 2 Tit . 1 der Über-
sicht für den Landesteil Lü¬
beck übertragen.

4b Justizinspektoreu. . . . . . 3 3 ü- 2 5 _ Je eine der beiden zngesetzten
Stellen ist von Kap . VI4
Tit . 1 der Übersicht für den
Landesteil Oldenburg und
Kap . V2 Tit . 1 der Über¬
sicht für den Landesteil Lü¬
beck hierher übertragen.

4b Justizoberinspektor. 1 1 _ 1 _ Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 600 Mt jährlich.

2a Landgerichtsräte. 6 6 -j- 1 7 _ Die zugesetzte Stelle ist von
Kap . VI4 Tit . 1 (Amtsge¬
richtsräte ) hierher über-
tragen.

2a Landgerichtsräte in gehobenen
Stellen . . . 2 2 — 2 — — — — Erhalten je eine ruhegehalts-

fähige Zulage von 600 Mt
jährlich.

2n Landgerichtsdirektoren. . . . 2 2 2 _ _ — — Erhalten je eine ruhegehalts-
fähige Zulage von 1200 Mt
jährlich.

2a Landgerichtsdirektor in gehobener
Stelle. 1 1 — 1 — - — — Erhält eine ruhegehaltsfähige

Zulage von 1200 Mt jähr-
lich und außerdem eine
solche von 1000 Mt jährlich.
Der am 30. September 1927
ini Amte gewesene Beamte
mit den Bezügen der alten
Besoldungsgruppe VXIH er¬
hält für seine Person die
Bezüge der Besoldungs¬
gruppe VI.

i Landgerichtspräsident. . . . 1 1

Kap. VI 3 Tit. 1.
Staatsanwaltschaft.

L- 10b Justizwachtmeister. 1 1 —1 — — — — — Die abgesetzte Stelle ist nach
Kap . VI2 Tit . 1 übertragen.

10b Justizoberwachtmeister. . . . — —
-bl 1 — — — Erhält eine ruhegehaltsfähige

Zulage von 200 Mt jährlich.
Die zngltsetzte Stelle ist von

>
Kap . VI ^ Tit . 1 hierher
übertragen.

4b Justizobersekretär. 1 1 -- 1 — — — —
4b Justizinspektoren. 2 2 2

'

2*
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Zahl der Stellen sür

Abtei- Gruppe planmäßige nicht planmäßige
lung Bezeichnung Beamte Beamte

der der Von Mir 19W Bon Für >929 Bemerkungen
Bcsoldnngs- Stellen Bisher

den
Stellen

^sind zu
bewilli- Ins- Bisher

den
Stellen

sind zu
bcwiNi- Ins-

ordmma be- in gen ge- be- in gen ge-
willigt Spalte

3 find
mehr
oder samt willigtSvaUe

7 sind
mehr
oder samt

besetzt weniger beseht weniger

1. 2. 3. 4. ü. 6 7. 8. 10. 11.

2 rl Staatsanwaltschaftsräte . . . i i 4 - 1 2 Tie . zngcsetzte Stelle ist vo„
Kap. V2 Tit . 1 der über-
sicht für den Landesteil Bir¬
kenfeld hierher übertrage,,.

2g. Oberstaatsanwalt. i i — 1 — - — — Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage Vau 600 M jährlich.

1 Generalstaatsanwalt . . . . i i 1

Kap . VI 4 Tit . 1 und 2.
Amtsgerichte.

10b Hausmeister. i i — 1 — — —
Ein Beamter mit Gefängnis-

dienst erhält eine ruhege-
10b Justizwachtmeister. 7 6 7

haltsfähige Zulage bis zu
200 Ml jährlich.

Eine Stelle ist z. Zt . frei, mich
aber wieder besetzt werde».

10b Justizoberwachtmeister . . . . 4 4 — 4 — — — —

Eine nicht planmäßige Stelle
ist z. Zt . frei, mnß aber9 Kanzlisten. 7 7 — 7 i — 2

wieder besetzt werden.

8 Jnstizassistenten. 18 18 41 19 i — — 1 Tie zugesetzte planmäßige
Stelle ist van Kap. VS
Tit . 1 der Übersicht für de«
Landesteil Lübeck hierher
übertragen . Die nicht Plau-
mäßige Stelle ist z. Zt. sw,
muß aber wieder besetzt
werden.

6 Jnstizsekretäre. 10 10 — 10 — — — —

5 Obergerichtsvollzieher . . . . 16 16 — 16 — — — -
Fünf planmäßige Stellen sind

z. Zt . frei, müssen aber m>
4b Justizobersekretäre. 31 26 41 32 6 6 — 1 5

vorhandenen Anwanci»
wieder besetzt werden.

Die zugesetzte planmäßige
Stelle ist von Kap. 112
Tit . 1 hierher übertrage».

Die abgesetzte nicht Pmst
mäßige Stelle ist nach M-
V2 Tit . 2 der ÜbersichtM
den Landesteil Lübeck iivcr-
tragcn.

4b Jnstizinspektoren. 22 22 -1 21 — — — — Die abgesetzte Stelle ist
Kap . VI2 Tit . 1 übertrage».

4b Justizoberinspektoren . . . . 7 7 42 9 — — — Erhalten je eine ruhegeh°U
fähige Zulage von M "

-
Je eine der beiden zugcW"

Stellen ist von KapO -
Tit . 1 der Übersicht für de
Landesteil Lübeck und»
V 2 Tit . 1 der Übersicht4
den Landesterl Bn!-V

I hierher übertragen.

§ 3g Justizamtmann. 1 1
>

— 1 — — —
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Zahl der Stellen für

Mi- Gruppe planmäßige nicht planmäßige
lung Bezeichnung Beamte Beamte

der der Von. Für 1929 Bon Für 1929 Bemerkungen
'Mdimgs- Stellen Bisher

den
Stellen

sind zu
bewilli- Ins- Bisher

den
Stellen

sind zu
bewilli- Ins-

ordnung be- in am ge- be- in gm ge-
willigt Spalte

8 sind
mehr
oder lau» willigt Spalte

7 sind
mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

1 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11.

2-r Amtsgerichtsräte. 24 24 -i 23 Die abgelebte Stelle ist mit
einem Beamten beim Land-
geeicht besetzt und nach Kap.
VI2 Tit . 1 übertragen.

2a Amtsgerichtsräte in gehobenen
Stellen. 5 b 5 _ Erhalten je eine rnhegehalts-

fähige Zulage von 600 Mt
jährlich.

2a Amtsgerichtsdirektvr . . . . 1 1 1 _ Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 1200 Mt jähr¬
lich.

Kap . VI 5 Tit . 1.
Straf - und Zwangsarbeitsanstalt

in Vechta.
1. 10a Strafanstaltswachtmeisterinnen . 5 5 5 —

9 Strafanstaltsoberwachtmeisterin. 1 1 — 1 — — — —

9 Strafanstaltsoberwachtmeister . 27 27 ^i 28 — — — — Die zugesetzte Stelle ist von
Kap. VI6 Tit . 1 (Gefäng-
nisobcrwachtmeister) hierher» übertragen.

9 Strafanstaltswerkmeister . . . 1b 14 -1 14 _ _ _ Erhalten je eine rnhegehalts-
fähige Zulage von 400 Mt
jährlich. Eine Stelle ist frei
und kann wegfallen.

9 Strafanstaltshauptwachtmeister . 3 3 3 — _ _ Erhalten je eine rnhegehalts-
fähige Zulage von 400 Mt
jährlich.

8 Kassenassistent. 1 1 I _ _
8 Strafanstaltsassistent . . . . I 1 _' 1 — — — —

8 Lagermeister. 1 1 _ 1 — — — —

6 Strafanstaltssekretäre . . . . 4 4 4 Zwei am 30. September 1927
im Amte gewesene Beamte
mit den Bezügen der alten
Besoldungsgruppe ^ .VII er¬
halten für ihre Person die
Bezüge der Besoldungs¬
gruppe V. 5.

5 Strafanstaltsoberin . . . . 1 1 _ 1 — — —

4b Obersekretär. 1 1 _ 1 — — — —

. 4d Anstaltsrendant. 1 1 — 1 — — — —
4b

^ 4b
Strafanstaltsinspektor . . . .
Strafanstaltsoberinspektor . .

1
1

1
1 —

1
1 — - — — Erhält eine ruhegehaltsfähige

Zulage von 500 Mt jährlich.

4a Strafanstaltslehrer . 2 2 2 — — —

Der Beamte bezieht drei Pier-^ 2a Medizinalrat . 1 1 1
tcl des planmäßigen Dienst-
einkommens.

2a
2a

Strafanstaltspfarrer . . . .
Strafanstaltsdirektor . . . .

2
1

2
1

— 2
1 —

—

— — Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 1200 Mt fahr-
lich.
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Zahl der Stellen für
Abtei-

Gruppe planmäßige nicht planmäßige
lung

Bezeichnung Beamte Beamte
der der Von Für 1S2S Von Für ISA Bemerkungen

Besoldunas-
Stellen Bisher

den sind zu
Ins- Bisher

den sind zn
Ins-Stellen bewilli- Stellen bewilli-

ordnnng be- in gen ge- be- in gen ge-

willigt Spalte
3 sind

mehr
oder iaini willigt

Spalte
7 sind

mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

l. 2. 3. 4. s. ü 7. 8. 9. 10. n . '

Kap . VI 6 Tit . 1.
Gefängnisanstalt in Oldenburg.

10a Gefängniswachtmeisterin . . . i i _ 1 _ — —
9 Gefängnisoberwachtmeister . . 9 9 —1 8 _ — — — Die abgesetzte Stelle ist mj

Kap. VI6 Tit. 1 übertrage,.
9 Gefängnishanptwachtmeister . . 2 2 2 _ Erhalten je eine rnlieaelM

fähige Zulage vonM A
jährlich.

6 Gefängnissekretär. 1 1 — 1 _ — — —
4d Gefängnisoberinspektor . . . 1 1 — 1 — — — — Erhält eine ruhegehaltsW,

Zulage von 600 All jähM
2a Gefängnispsarrer. 1 1 1 Der Beamte bezieht dieW

des planmäßigen Dienste»kommens.

Kap . VI 7 Tit . 1.
Gerichtsgefängnisse.

9 Gefängnisoberwachtmeister . . 3 2 —1 2 — — — — Die abgesetzte Stelle ist sm
und kann Wegfällen.

9 Gefängnishanptwachtmeister . - . 3 3 3 Erhalten je eine ruhegehM
fähige Zulage vonM A
sährlich.

Kap . VH 2 Tit . 1 a.
Evangelisches Oberschulkollegium.

8 Registraturassistent.
Regiernngsobersekretär . . . .

1 1 — 1 — — —
Die abgesetzte Stelle ist

Kap. N 5 Tit. 1 Übertrag--.
4 b 1 1 —1 — — — — —

4b Regierungsinspektoren . . . . 3 3 — 3 — — —- —
2a Schulräte. 4 4 — 4 _ — —

Erhalten je eine ruhegehA
fähige Zulage von IM»

2a Oberschulräte. 2 2 2

jährlich.
Der mit der Leitung des l-

dagogischen Lehrgangs>«
Oldenburg beauftragte» »
schnlrat erhält eine->
ruhegehaltsfähige ZE
von 600 M jährlich.

Kap . VII 2 Tit . 1 b.
Katholisches Oberschulkollegium.

-4 10b Hausmeister. 1 1 l
9 Kanzlist. 1 t 1 _
4b Regierungsobersekretär . . . . 1 1 1
4b Regierungsinspektor . . . . 1 1 1
2a
2a

Schulräte.
Oberschulrat.

2
1

2
I

2
1 —
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Gruppe
»mg!

dcr

Ujolimngs-
oidimng

Bezeichnung

der

Stellen

Zahl der

planmäßige
Beamte

Stellen für

nicht planmäßige
Beamte

Bemerkungen
Bisher

be¬

willigt

Von
den

Stellen
In

Spalte
3 sind
besetzt

Für 192»
sind zu
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

Ins¬
ge¬

samt

Bisher
be¬

willigt

Bon
den

Stellen
in

Spalte
7 sind
beseht

Für 192»
sind zn
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

Ins¬
ge¬

samt

" I. 2. 3. 4. 5. 6. 7 8 9 . ^ 10. 11.

4a

Kap. VII 3 Tit . 1 n 1.
Gymnasium in Oldenburg.

Turnlehrer. 1 1 1
4a Lehrer in Mittelschullehrerstelle . 1 1 — 1 — — — —
2a Studienräte. 9 9 — 9 — — — —
2a Oberstudienrat. 1 1 — 1 — — — Erhält eine ruhegehaltsfähige

2a Oberstudiendirektor . . . . 1 1 1
Zulage von 600 sM jährlich.

Erhält eine ruhegehaltsfähige

10b

Kap. VH3 Tit . In . 2.
Realgymnasium in Oldenburg.

Hausmeister. 1 1 1

Zulage von 1200 K)t jähr¬
lich.

4a Turnlehrer. 1 1 — 1 — — — —
4a Lehrer in Mittelschullehrerstelle . 1 — — 1 — — — — Die Stelle ist z. Zt . frei, muß
3b Musik- und Zeichenlehrer . . . 2 2 — 2

aber wieder besetzt werden.

2a Studienräte. 14 14 -l- 1 15 — — — — Die zugesetzte Stelle ist von

2a Oberstudienratin gehobener Stelle 1 1 1

Kap. VII 7a Tit . 1 hierher
übertragen.

Erhält eine ruhegehaltsfähige

2g Oberstudiendirektorin gehobener
Stelle. 1 1 1

Zulage von 1200 Mt jähr¬
lich.

Erhält eine ruhegehaltsfähige

4a

Kap. VH 3 Tit . 1 n 3.
Mariengymnasium in Jever.

Turnlehrer . . 1 1 1

Zulage von 1200 Mt führ-
lich und außerdem eine
solche von 1000 Mt jährlich.

3b Oberlehrer. 1 1 — 1 — — — —
3b Musik- und Zeichenlehrer . . . 2 2 — 2 — — — —
2a Studienräte. 11 11 — 11 — — — —
2a Oberstndienrat. 1 1 — 1 — — — — Erhält eine ruhegehaltsfähige

2a Oberstudiendirektor. 1 1 1
Zulage von 600 Mt jährlich.

Erhält eine ruhegehaltsfähige

10b

Kap. VN 3 Tit . 1 n 4.
Realgymnasium in Rüstringen.

Hausmeister . . . . . . . -s- 1 1

Zulage von 1200 Mt jähr¬
lich.

Die zugcsehte Stelle ist von

4a Turnlehrer. 1 1 1

Kap. VII3 Tit . 1a 6 hierher
übertragen.

4a
Lehrer in Mittelschullehrerstellen 4 4 4 —
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Abtei¬
lung Gruppe

Bezeichnung
der

Stellen

Zahl der

planmäßige
Beamte

stellen für

nicht planmäßige
Beamte

der

Besoldungs¬

ordnung

>

Bisher
be¬

willigt

Bon¬
den

Stellen
in

Spalte
3 sind
besetzt

Für >929
sind zu
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

JnS-
ge-

n»nt

Bisher
be¬

willigt

Von
den

Stellen
in

Spalte
7 sind
besetzt

Fiir ISA
sind zu
bewilli¬

gen
mehr
oder

weniger

Ins¬
ge¬

samt

1 2. 3 5. 6. 7. 8 9. 10.

3b Zeichenlehrer . . i i i

2a Studienräte. 14 14 — 14 — — — —

2 a Oberstudienräte. 2 2 — 2 — — —

2a Oberstudiendirektor in gehobener
Stelle. 1 1 I

Kap . VII 3 Tit . 1a , 5.
'

Aufbauschule in Oldenburg.
10b Hausmeister. 1 1 -i — — — —

3b Musiklehrer. 1 1 1

3b Oberlehrer. 6 6 6

2a Studienräte. 12 12 12

2a Oberstudienrat. 1 1 — 1 — — —

2a Oberstudiendirektor. 1 1 — 1 — — —

Kap . VII 3 Tit . 1. b 1.
Gymnasium in Vechta.

10b Hausmeister. 1 1 — 1 — — — —

4 a Lehrer in Mittelschullehrerstelle . 1 1 — 1 — — — —

3b Musik - und Zeichenlehrer . . . 2 2 — 2 — — — -—

2 a Studienräte. 13 13 -i- i 14 — — —

2 a Oberstudienrat . . . . . . 1 — -i — — — —

2a Oberstndienrat in gehobener Stelle 1 1 — 1 — — — —

2 a

>
>

Oberstudiendirektor. 1 1 — 1 — — — —

Bemerkungen

11.

Erhalten je eine ruhcgehM
fähige Zulage von«MA
jährlich.

Erhält eine ruhcgehaltsM
Zulage von 1200M H>
lich und außerdem«
solche von 1000M jährlis

Die abgesetzte Stelle ist ms
Kap. VII3 Tit. In! "
tragen.

Die am 30. Septemberi
im Amte gewesenen Bemal
mit den Bezügen derä
Besoldungsgruppe LX>i^
halten für ihre Personj
eine ruhegehaltsfähige
läge von 400 M WH

Erhält eine ruhegehaltWI
Zulage von 600M Wl»

Erhält eine ruhegehaltssDl
Zulage von 1200N japt
lich.

Die zugesetzte Stelle>st̂ I
Kap. VN3 Tit. 1bẐ
her übertragen.

Erhalt eine ruhcgehalt!

Zulage von 600M 1̂ 1
Die abgesetzte Stelle'«lU

frei und nachM >
Tit. 1b2 übertragen,>
wieder besetzt werden

Erhält eine ruhcg-Ĥ M
Zulage von 1200K»I I
lich. '

Erhält eine
Zulage von 1200
lich.
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Abtei¬
lungGruppe

der

Wldmigs-
ordnung

Bezeichnung
der

Stellen

Zahl der Stellen für

planmäßige
Beamte

nicht planmäßige
Beamte

Von Für IMS Von Für W29
Bisher

den sind zu
Ins-

den sind zu
Stellen beivilli- Bisher Stellen bewilli- Ins-

be- in gen ge- be- in gen ge-
wnligt Spalte

Z sind
mehr
oder samt willigt Spalte

7 sind
mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

w.

Bemerkungen

n.

4a
3b
3b

2a
2a

2a

3b

2a

2a

2a

4a
3a

Kap . VN 3 Tit . 1 b 2.
Realgymnasium in Cloppenburg.

Turnlehrer.
Musiklehrer.
Zeichenlehrer.

Studieuräte .
Oberstudienräte

16
1

Oberstndiendirektor

Kap . VII 3 Tit . 1b 3.
Aufbauschule in Vechta.

Oberlehrer . . . . . .

Studienräte

Oberstudienrat .

Oberstudiendirektor

Kap . VII 7 Tit . 1.
Taubstummenanstalt in Wildes¬

hausen.

Taubstummenlehrer.
Direktor der Taubstummenanstalt

11

1

1

16
1

10

-l- 1

4

-1 10

Anlagen. 5. Landtag des Freistaats Oldenburg. 3. Versammlung.

Der am 30. September 1927
im Amte gewesene Beamte
mit den Bezügen der alten
Besoldungsgruppe ^ .X cr-

' hält für seine Person eine
ruhegehaltsfähige Zulage
von 400 Ml jährlich.

Erhalten je eine ruhegehalts¬
fähige Zulage von 600 Ml
jährlich.
Die zugesetzte Stelle ist von
Kap. VII3 Tit . 1b 1 hier¬
her übertragen.

Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 1200 Ml jähr¬
lich.

Die am 30. September 1927
im Amte gewesenen Be¬
amten mit den Bezügen Ver¬
alten Besoldungsgruppe X X
erhalten für ihre Person je
eine ruhegehaltsfähige Zu¬
lage von 400 M 'l jährlich.

Die abgesetzte Stelle ist z. Zt.
frei und nach Kap. VII3
Tit . 1b 1 übertragen , wo sie
wieder besetzt werden muß.

Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 600Ml jährlich.

Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 1200 Ml jähr¬
lich.
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Zahl der Stellen für

Abtei-
Gruppe planmäßige nicht planmäßige

lung Bezeichnung Beamte Beamte
der der Von Für 1929 Von Für 1929 Bemerkungen

Besoldunas- Bisher
den sind zu Ins- Bisher

den sind zu Ins-Stellen Stellen bewllli- Stellen bewillt-
ordnung be- in gen ge- be- in gen ge-

willigt Spalte
3 sind

mehroder samt willigtSpalte
7 sind

mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. ii.

Kap . VII7 3. Tit . 1.

Pädagogischer Lehrgang in Olden¬
burg zur Ausbildung evangelischer

Volksschullehrer.
et 2a Studienräte. 4 4 -i 3 — — — — Die abgesetzte Stelle ist nach

Kap. VH 3 Tit. 1a2 üb»
tragen.

Kap . VII 8 Tit . 1.
Öffentliche Bibliothek.

10b Hausmeister. 1 1 — 1 — — — —

4b Inspektor. 1 1 1

Kap . VII11 Tit . 1 und 2.
Amtskassen.

8 Kassenassistent. — — — — i 1 — 1
4b Amtsrentmeister. 7 7 — 7 — — — —

4 b Amtsrentmeister in gehobenen
Stellen. 4 4 — 4 — — — — Erhalten je eine ruhegehalk

fähige Zulage von M A
jährlich.

Kap . VIII 4 Tit . I.
Verwaltung des Staatsguts.

8 Regierungsassistent. 1 1 1 — — - —

6 Regierungssekretär. 1 1 — 1 — — — —

4b Okonomieobersekretär . . . . 1 1 — 1 — — — —

2a. Landesökonomierat. 1 1 1

Kap . VIH 5 Tit . 1.
Hochbauämter.

8 Registraturassistent. 1 1 1 — — — —

6 Registrator. 1 1 — 1 — — — —

4b Regierungsbanobersekretäre . . 4 4 — 4 — — — —

4b Regierungsbauinspektoren . . 2 2 — 2 — — — —
Erhält eine ruhegehaltsM

Zulage von 600W jährlich'
4b Regierungsbauoberinspektor . . 1 1 — 1 —

2 a Regierungsbaurat. 1 1 — 1 — — — —

2kt Regieruugsbaurat in gehobener
Erhält eine ruhegchalM

Zulage von 600W M "
Stelle. 1 1

!

1



19 Anlage 50.

Zahl der Stellen für
Wei- Gruppe planmäßige nicht planmäßige
slMsl Bezeichnung Beamte Beamte

der der Von Für 1929 Von Für 1929 Bemerkungen
Besoldungs- Stellen Bisher

den
Stellen

sind zu
bewilli- INS- Bisher

den
Stellen

sind zu
bewillt- Ins-

ordnung be- in gen ge- be- tn gen ge-
willigt

Spalte
3 sind

mehr
oder sann willigt

Spalte
7 sind

mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

I. 2. 3. 4. s. 6. 7. 8. 3. 10. 11.

Kap. VIH 7 Tit . 1 und 2.
Forstwesen.

6 Verwaltungssekretär. 1 1 —
4o Förster. 7 7 7 4 3 _ 4 Eine nicht planmäßige Stelle

ist z. Zt. frei, muß aber
wieder besetzt werden.

4o Revierförster. 5 5 -i 4 Die abgesetzte Stelle ist nach
Kap. VH6 Tit. 1 der über-
sicht für den Landesteil Lü¬
beck übertragen.

2a Oberförster. 2 2 2 — Erhalten die Dienstaltersstnfen
bis 7400 Ml einschließlich.

2a Forstmeister. 4 4 — 4 — — —
2s Oberforstmeister. 1 1 — 1 — — — — Erhält eine ruhegehaltsfähige

- Zulage von 1200 Ml jähr¬
lich.

Kap. VIH 8 Tit . 1.
Kataster-, Vermessungs- und

Abschätzungswesen.
L 8 Regierungsassistent. 1 1 — 1 _ _ _ —

6 Katastersekretäre. . 2 2 — 2 — — —
6 Verwaltungssekretär . . . . 1 1 — 1 — — — —
4b Vermessungsobersekretäre. . . 6 6 — 6 — — — —
4b Vermessungsinspektoren . . .

Regierungsoberinspektor . . .
8 8 — 8 — — — —

4b 1 1 — 1 — — — — Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von MO Ml jährlich.

4b Techn. Katasteroberinspektor . . 1 1 — 1 — - — — Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 500 Ml jährlich.

2b Vermessungsräte. 12 12 — 12 — -- — — Der Bermessungsrat bei der
Bermcssnngsdirektion erhält
eine ruhegehaltsfähige Zu¬
lage von 600 Ml jährlich.2b Landeskulturräte . 2 2 — 2 — — — —

2g. Landesökonomierat. 1 1 — 1 — — — —
2a Obervermessungsdirektor . . . 1 1 — 1 — — — Erhält eine ruhegehaltsfähige

>
!

Zulage von 1200A>l jähr-
lich.



Anlage 50. — 20  —

Übersicht
über den Bedarf an Stellen für 1 . planmäßige Beamte , 2 . nicht planmäßige Beamte

nach dem Haushalt des Landesteils Lübeck für das Rechnungsjahr 1929.

(Die Änderungen gegen die Übersicht für das Rechnungsjahr 1928 sind, soweit sie nicht lediglich auf Änderungen
von Stellenbezeichnungen (Spalte 2) beruhen , in Spalte 11 erläutert .)

Zahl der Stellen für

Abtei-
Gruppe planmäßige nicht planmäßige

lung Bezeichnung Beamte Beamte
der der Von Für 1929 Von Für 1929 Bemerkungen

Besoldunaö-
Stellen Bisher

den sind zu
Ins- Bisher

den sind zu
Ins-Stellen bewilli- Stellen bewilli-

ordnung be- in gen ge- be- in gen ge-
willigt Spalte

3 sind
mehr
oder samt willigt

Spalte
7 sind

mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

1. 2. 3. 4. s . I 6. 7. 8. 9. 10. 11.

Kap . II 1 Tit . 1 und 2.
Regierung in Eutin.

10b Amtsoberwachtineister . . . . i i — 1 — — — —

8 Regierungsassistenten . . . . — — — — 2 2 — 2

8 Registraturassistent. i i — 1 — — — —

4b Negierungsobersckretäre . . . 6 6 — 6 — — — —

4b Negierungsoberinspektoren . . . 2 2 — 2 — — — — Erhalten je eine rnhegehalK
fähige Zulage von 500 A
jährlich.

Ein cun 30. September 192i
im Amte gewesener Bl>
amter mit den Bezügen der
alten BesoldnngsgrupPeüX
iRegierungsamtmann ) eo
hält für seine Person dik
Bezüge .der Besoldung-'
gruppe ^ 3n.

2a Regierungsrat. 1 1 — 1 — — — —

Erhält eine ruhegehaltssW
Zulage von 600 M jährlich.

2a Oberregierungsrat . 1 1 — 1 — —

6 2 Regierungspräsident . . . . 1 1 1

Kap . II 2 Tit . 1.
Gendarmerie.

7 Gendarmeriekommissare . . . 10 10 — 5 5 Die abqesctzten Stellen M
gemäß Anmerkung 1
Besoldungsgruppe < » .
Besoldungsordnung in t
len der BesoldnngsgrO-
iV 6 umgewandelt.

6 Gendarmeriekonnnissare . . . 5 5 4- 5 10 — — — — Wegen der zngesetzten Sic«-»
vergl . die vorstehende
merknng.

5 Gendarmerieoberkommissare . . 2 2 2 — —

Kap . II 4 Tit . 1.
Veterinärwesen. >

I^ Veterinärrat .

I

1 — 1 — — — — Der Beamte beM dM M
tel des planmaßtgen
einkommcns . ^
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Zahl der Stellen für

Niki- Gruppe Planmäßige nicht planmäßige
WS Bezeichnung Beamte Beamte

der der Bon Für 1929 Bon FürI92S Bemerkungen
Vesoldmigs- Stellen Bisher

dcn
Stellen

sind zu
bewtlli- In «. Bisher

den
Stellen

sind zu
bcwilli- Ins-

ordnung bc- in gen ge- de- in - gen ge-
willigt Spalte

3 sind
mehr
oder sann willigt Spalte

7 sind
mehr
oder samt

! besetzt weniger besetzt weniger

1. 2. 3. 4. 6. 6. 7. 8. 9. 10. 11.

Kap . II 5 Tit . 1.
Wegebauwesen.

1 2a Regierungsbaurat. 1 1 — i — — — —

Kap . IV 1 Tit . 1.
Medizinalwesen.

4 2n Medizinalrat. 1 i i Der Beamte bezieht drei Vier-
tel des planmäßigen Dienst¬
einkommens.

Kap . V 2 Tit . 1 und 2.
Amtsgerichte.

L 10b Hausmeister. 1 1 i _
10b Justizwachtmeister. 1 1 — i — — — —

10b Justizoberwachtmeister . . . . 1 1 — i — — — — Erhält für Gefängnisdienst
eine ruhegehaltsfähige Zu¬
lage bis zu 200 Mt jährlich.

8 Justizassistenten. 3 3 -i 2 2 i _ 2 Die abgesetzte Planmäßige
Stelle ist nach Kap. VI4
Tit . 1 der Übersicht für den
Landesteil Oldenburg über¬
tragen.

Eine nicht planmäßige Stelle
ist z. Zt . frei , muß aber
wieder besetzt werden.

6 Justizlekretär. 1 1 — 1 — — —

5 Obergerichtsvollzieher . . . .
Justizobersekretäre.

3 3 — 3 — — — —

4b 4 4 5 — — ^- 1 1 Die zngesetzte planmäßige
Stelle ist von Kap. VI2
Tit . 1 der Übersicht für den
Landestcil Oldenburg hier-
her übertragen.

Die zugesetzte nicht plan¬
mäßige Stelle ist von Kap.
VI4 Tit . 2 der Übersicht für
den Landestcil Oldenburg
hierher übertragen.

4b Justizinspektoren. 3 3 -i 2 — — — — Die abqesetzte Stelle ist nach
Kap. VI2 Tit . 1 der Uber-
sicht für den Landcsteil Ol¬
denburg übertragen.

4b Justizoberiuspektoren . . . . 2 2 -i 1 — — — — Erhalten je eine ruhegehalts¬
fähige Zulage von 500 .'M
jährlich.

Die abgesetzte Stelle ist z. Zt.
frei und nach Kap. VI4
Tit . 1 der Übersicht für den
Landesteil Oldenburg über-
tragen , wo sie wieder besetzt
werden muß.

2a Amtsgerichtsräte. 4 4 4
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Zahl der Stellen für
Abtei-

Gruppe planmäßige nicht planmäßige
lmig Bezeichnung Beamte Beamte

der der Von Für 1929 Bon Fiir 1229 Bemerkungen
Befoldunas-

Stellen Bisher
den sind zu

Ins- Bisher
den sind zu

Ins-Stellen bewilli- Sicllen bewilli-
ordnunq be- in gen ge- be- in gen ge- > '

willigt Spalte
3 sind

mehr
oder samt willigt Spalte

7 sind
mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 2. 10. 11. ^

Kap. V 3 Tit . 1.
Gefängnisanstalten.

9 Gesängnishauptwachtmeister i i _ i _ _ — . . . Erhält eine ruhegchaltsM
Zulage von 400M HG

Kap . VI 2 Tit . 1.
Obere Schulbehörde.

-

2s Schulrat. i i — i — — —

Kap . VI 3 Tit . 1.
Reformrealghmnasium in Eutin. !
Turnlehrer. i i - - i — — _ — i

4a Lehrer in Mittelschullehrerstelle . i i — i — — — —

Die am 30. September Ml
im Amte gewesenenÄ I

3 b Zeichenlehrer. 2 2 — 2 — — — —

amten mit den Bezügent«»
alten Besoldungsgruppê >
erhalten für ihre Personj!»
eine ruhegehaltsfähige
läge von 400 M jährlich. I

2a Studienräte. 18 18 18 _ »
2a Oberstudienräte . 2 2 — 2 — — — — Erhalten je eine ruhegeha!!»>

fähige Zulage von 600A I
jährlich. I

2a Oberstudiendirektor . 1 1 — 1 — — — - Erhält eine ruhegehaltsfähig!»
Zulage von 1200 M D >
»ch, >

Kap . VI 4 Tit . 1.
Realprogymnasium mit Real¬
abteilungi. E. in Ahrensbök.

!
4 a Lehrer in Mittelschullehrerstellen 2 2 — 2 — — _ — >
3b Zeichenlehrer . 1 1 — 1 — — — — i
2a Studienräte . 5 5 — 5 —. — — — r
2a Studiendirektor . 1 1 — 1 — — — — Erhält eine rühcgehaltsWs

Zulage von 600M jaM »

Kap . VII 1 Tit . 1.
!

Hebungswesen. >

4b Kassenobersekretär. 1 1 — 1 — — — — >
4b Amtsrentmeister. 2 2 — 2 — — — — ..... »
4b Landeskassenrendant. 1 1 1 Erhält eine ruhegehaltsi FW

Zulage von 500 Äll M >
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Zahl der Stellen für
Mi- Gruppe planmäßige nicht planmäßige
liwg Bezeichnung Beamte . Beamte

der der Von Fiir 1929 Von Fiir 1929
Mdungs- Stellen Bisher

den
Stellen

sind zu
bewilli- Ins- Bisher

den
Grellen

sind zu
bewilli- Ins-

ordnung be- in gen ge- be- in gen ge-
wimgt

Spalte
3 sind

mehr
oder sann wimgt Spolie

7 sind
mehr
oder samt

besetzt Weniger besetzt weniger

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10.

Kap . VII 6 Tit . 1.
Bauliche Unterhaltung der

Staatsgebäude.

L 4b Regierungsbauoberinspektor . . i i i

Kap . VH 6 Tit . 1.
Forstwesen.

4o Förster. i i -i — — — — —

4o Reviersörster. 6 6 -^ 2 8 — — —

2a Oberförster. 1 — —i — — -- — —

2a Forstmeister. 2 2 — 2 — — — —

Kap . VH 7 Tit . 1.
Kataster- und Vermessungswesen.

1 6 Katastersekretär. 1 1 I — — —
4b Vermessungsinspektor . . . . 1 1 — 1 — — — __
4b Vermessungsoberinspektor . . . 1 1 1

Bemerkungen

Erhalt eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 500 M jährlich.

Die abgcsctzte Stelle ist nach
Kap . VIl 6 Tit . 1 der Über-
sicht für den Landesteil Bir¬
kenfeld übertragen.

Bon den beiden zugesetztcn
Stellen ist eine Stelle von
Kap . VIII7 Tit . 1 der Wer-
sicht für den Landesteil Ol>
denburg hierher übertragen.

Wegen der anderen Stelle
vergl . die nachstehende Be¬
merkung zu Besoldungs¬
gruppe 2a (Oberförster)

Die abgcsetzte Stelle ist z. Zt.
frei und in eine solche der
Besoldungsgruppe 4o (Re-
vierförstcr ) nmzuwandeln.

Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 500 Ml jährlich.



Anlage 50. 24

Übersicht
über den Bedarf an Stellen für 1. planmäßige Beamte, 2. nicht planmäßige Beamte

nach dem Haushalt des Landesteils Birkeufcld für das Rechnungsjahr 1929.
(Die Änderungen gegen die Übersicht für das Rechnungsjahr 1928 sind, soweit sie nicht lediglich auf Änderungen

von Stellenbezeichnungen(Spalte 2) beruhen, in Spalte 11 erläutert.)

Zahl der Stellen für
Abtei-

Gruppe planmäßige nicht planmäßige
lrmg Bezeichn «ng Beamte Beamte

der der Von Fiir 1929 Von Fiir 1929 Bemerkungen
Besoldunas-

Bisher
den sind zn

JnS- Bisher
den ^find zu

Ins-Stellen Stellen bewlui- Stellen bewtlli-
ordnung be- in gen ge- be- in gen ge-

willigt
Spalte
3 sind

mehr
oder mim willigt

Spalte
7 sind

mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

1. 2. 3. 4. 5. 6 7. 6. 9. 10. n ..

Kap. II 1 Tit. 1 und 2.
Regierung in Birkenfeld.

10b Amtsoberwachtmeister. . . . i i — i — — — —
9 Kanzlisten. i i — i 2 2 Der am 30. SeptemberM

im Amte gewesene pl»
mäßige Beamte(KanD
sekretär) erhält für sl«
Person eine ruhegchilts
fähige Zulage von 100I
jährlich.

8 Regierungsassistent. — — — — 1 1 — i

6 Regierungssekretär. . . . . i i — i — — — —

4b Regierungsobersekretäre. . . 5 5 -bi 6 Die zugesetzte Stelle istW
Kap. I 1 Tit. 1 der An¬
sicht für den LandesteilL>-
deuburg hierher übertragt».

4b Regierungsinspektor. 1 1 1 — — — —
3a Regierungsamtmann als Hilfs-

referent. 1 1 — 1 — — — —
2a Regierungsrat. 1 1 — 1 — — — -—

Erhält eine ruhegehaltsM
Zulage von 600M jährlich.

2a Oberregierungsrat. 1 1 — 1 — — — —

2 Regierungspräsident . . . . 1 1 — 1 — — — —

Kap. II 2 Tit. 1 und 2.
Bürgermeistereien.

10b Amtsoberwachtmeister. . - . . 5 5 — 5 — — —
8 Regierungsassistenten. . . . 2 2 — 2 2 2 — 2
4b Regierungsobersekretär. . . . — — — — 1 1 — 1

Der Bürgermeister der
germeisterei Nohfeldenw

3a Bürgermeister . . . . . . 5 5 5

hält eine ruhegehaltSchU
Zulage von 400W jahE

Kap. II 3 Tit. 1. .

Gendarmerie.
7 Gendarmeriekommissare. . . 9 9 —i 8 Die abgesetzte Stelle istg-A

Anmerkung 1 ^ ^ 1
dungsgruppe ^ i d« ^

6 umgcwandelt.
Wegen der zugesetzten Zb

vergl. die vorstehendev
6 Gendarmeriekommissare. . . 3 3 4- 1 4 — — — —

5 Gendarmerieoberkommissar. . 1 1 — 1 — - — — merkung.
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Zahl der Stellen für

Abtei- Gruppe planmäßige nicht planmäßige
l»iig Bezeichnung Beamte Beamte

der der Von Für 1929 Von Für 1929
Besoldungs- Stellen Bisher

den
Stellen

sind zn
bewilli- Ins Bisher

den
Stellen

sind zu
bewilli- Ins-

ordnimg be- in gen ge- be- in gen ge-
willigt

Spalte
8 sind

mehr
oder samt willigt

Spalte
7 sind

mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger
1. 2-

3 . ^ 4. 6. 6. 7. 6. 9. 1».

Kap . II 5 Tit . 1.
Vcterinärwesen.

L 2a Veterinärrat. 1 1 i — — --

Kap . II 6 Tit . 1.
Bauwesen.

4b Regierungsbauoberinspektor . . 1 1 i

Kap . IV 1 Tit . 1.
Medizinalwesen.

2a Medizinalrat. 1 1 i

Kap . V 2 Tit . 1 und 2.
Amtsgerichte.

1. 10b Justizwachtmeister . . . . .
Justizoberwachtmeister . . . .

1 1 — i — — — —
10b 2 2 2

9 Kauzlisten. 3 3 — 3 — — — —

8 Justizassistenten.
Justizsekretäre.

4 4 4
6 3 3 — 3 — — — —
5 Obergerichtsvollzieher . . . . 2 2 — 2 — — — —
4b Justizobersekretäre. 8 7 8 1 i 1

4b Justizinspektoren. 4 4 4
4b

>
i

!

Justizoberinspektoren . . . . 2 2 —i 1

Bemerkungen

11.

Der Beamte bezieht drei Vier¬
tel des Planmäßigen Dienst¬
einkommens.

Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 500 Ml jährlich.

Erhalten für Gefängnisdienst
je eine ruhegehaltsfähige
Zulage bis zu 200 Ml jähr¬
lich.

Ein am 30. September 1927
im Amte gewesener Beam¬
ter (Kanzleisekretär) erhält
für seine Person eine ruhe-
gehaltsfähige Zulage von
100 Ml jährlich.

Eine Planmäßige Stelle ist z.
Zt . frei, muß aber wieder
besetzt werden.

Erhalten je eine ruhegehalts¬
fähige Zulage von 500 Ml
jährlich.

Die abgesetzte Stelle ist
z. Zt . frei und nach Kap. VI
4 Tit . 1 der Übersicht für
den Landesteil Oldenburg
übertragen , wo sie wieder
besetzt werden muß.

Klagen. 5. Landtaa des Freistaats Oldenburg . 3. Versammlung. 4



Anlage 50. 26 —

Zahl der Stellen für
Abtei- Gruppe planmäßige nicht planmäßige
lung Bezeichnung Beamte Beamte

der der Von Für 1929 Bon Für 1929 Bemerkungen
Besoldunas-

Bisher
den sind zu

Ins- Bisher
den sind zu

Ins-Stellen Stellen bewilli- Stellen bewilli-
oronunq üe- in gen ge- be- in gen ge-

willigt
Spalte
3 sind

mehr
oder samt willigt Spalte

7 sind
mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

1. 3. ö. 6. 7. 8. 9. 10. 11. ^

2 a Staatsanwaltschaftsrat . . . . I i — 1 — — — — — Die abgesetztc Stelle ist mit
einem Beamten bei der
Staatsanwaltschaft in Ll>
denburg besetzt und nach
Kap . VI 3 Tit . 1 der Uber-
sicht für den Landesteil Ll
denburg übertragen.

2 a Amtsgerichtsräte. 4 4 4

Kap . V 3 Tit . 1.
Gefängnisanstalten.

9 Gefängnishauptwachtmeister . - 1 I 1 Erhält eine ruhegehaltsfähige
Zulage von 400M jährlich.

Kap . VI 2 Tit . 1.
Obere Schulbehörde.

2 a Schulrat . 1 1 1

Kap . VI 3 Tit . 1.
Gymnasium in Birkenfeld.

4a Lehrer in Mittelschullehrerstellen 2 2 — 2 -- i- — —

8b Oberlehrer. - I 1 — 1 — — — —

Eine Stelle ist z. Zstft-l2 a Stndienräte . - 8 7 8 _
muß aber wieder bW
werden.

2 u Oberstudienrat . . . . . . — 1 — — — — Erhält eine ruhegehaltsMe
Zulage von 600M jährlich.

2a Oberstndiendirektor . . . . 1 1 I — Erhält eine rnhegehaltssähU
Zulage von 1200M B«

Kap . VI11 Tit . 1.
Hebungswesen.

8 Kassenassistent . I I _ 1 — — —

4b Amtsrentmeister. 2 2 — 2 ^ - — — — .. . .

4b Landeskassenrcndant . . . . 1 1 1

i 1
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Zahl der Stellen für
Wl-i- Gruppe

Bezeichnung
planmäßige nicht planmäßige

lmg Beanite Beamte
der der Von Filr IMS Von Für 1929 BemerkungenWldungs- Stellen Bisher

den
Stellen

sind zu
bewilli- Ins- Bisher

den
Stellen

sind zu
bewilli- Ins-

ordnung be- - in aen ge- be- in gen ge-
willigt Spalte

3 sind
mehr
oder samt willigt Spalte

7 sind
mehr
oder samt

besetzt weniger besetzt weniger

1. 2- 3. 4' S. 6. 7. 8. 9. 10. 11.

Kap . VH 6 Tit . 1 und 2.
Forstwesen.

4o Förster . 8 8 st- 1 9 3 1 3 Die zugesetzte planmäßige
Stelle ist von Kap . VII 6
Tit . 1 der Übersicht für den

' Landesteil Lübeck hierher
übertragen.

Zwei nicht planmäßige
Stellen sind z. Zt . frei,
müssen aber wieder besetzt
werden.

4o Revierförster. 7 7 7
2a Forstmeister. 2 2 2

Kap . VH 7 Tit . 1.
Katasterwesen.

8 Katasterassistent. i 1 l
6 Katastersekretäre. 2 2 2 _
2b Vermessungsräte. 4 4 4 _ _
2a Landesökonomierat. 1 1 1

Anmerkung:

Die Staatsregierung ist mit Geltung siir sämtliche Abteilungen der Übersichten ermächtigt, einzelne Stellen innerhalb derselben
Besoldungsgruppe von einem Kapitel der Haushalte nach einem anderen zu Übertragern


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

